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Aufsätze

Der Kommunale Arbeitgeberverband 
Schleswig-Holstein versteht sich als 
Dienstleister seiner Mitglieder und als 
Partner der Kommunalen Landesverbän-
de. Dies ist der Kern der Überzeugung 
unserer ehrenamtlichen Gremienmitglie-
der und jedes einzelnen Beschäftigten 
der Geschäftsstelle. Hierfür stehen die 
drei Buchstaben, mit denen unsere Mit-
glieder uns meist beim Namen nennen:

Kommunaler Arbeitgeberverband 
Schleswig-Holstein (KAV)

Wilfried Kley, Verbandsgeschäftsführer

Der KAV wird durch die Vertreter unserer 
Mitglieder in unseren Gremien und durch 
die derzeit sieben Mitarbeiter/innen der 
Geschäftsstelle repräsentiert.

Wer sind die Mitglieder des KAV?
Im KAV sind nahezu alle Kommunen in 
Schleswig-Holstein und sehr, sehr viele 
kommunal geführte Unternehmen in öf-
fentlich-rechtlicher und in privater Rechts-
form. Auch einige in privater Trägerschaft 
geführte Mitglieder sind in unseren Ver-
band aufgenommen worden, wenn dies 
den tarifpolitischen Interessen der übri-
gen Mitglieder nicht entgegenstand. 
Unsere Mitglieder decken alle Bereiche 
der „Daseinsvorsorge“ ab. Ein altmodi-
scher Begriff? Vielleicht (erstmals ver-
wandt 1938). Eine altmodische Sache? 
Keineswegs! Es geht schließlich um die 
Grundversorgung der Bürger mit allen 
lebenswichtigen Gütern und Dienstlei-
stungen.
Es gehören dazu: die öffentliche Verwal-
tung, Krankenhäuser, Sparkassen, Ver- 
und Entsorgungsunternehmen, Bildungs- 
und Kultureinrichtungen, Kindergärten, 
Büchereien, Friedhöfe und viele weitere 
Bereiche des öffentlichen Lebens. Und 
auch so moderne Dienstleistungen wie 
Unternehmen für die digitale Infrastruktur.

Was sind die Aufgaben des KAV?
Wir haben zwei Hauptaufgaben
• die Wahrnehmung der tarifpolitischen 
 Interessen unserer Mitglieder und 
• die Beratung der Mitglieder in allen 
 arbeits- und tarifrechtlichen Angele-
 genheiten einschließlich der Prozess-
 vertretung vor dem Landesarbeitsge-
 richt Schleswig-Holstein.

Tarifpolitik – was ist darunter 
zu verstehen?
Ganz allgemein: Wir regeln mit unseren 
Sozialpartnern, den Gewerkschaften, die 
Arbeitsbedingungen der Beschäftigten 
unserer Mitglieder. Wir sind Tarifvertrags-
partei. Dabei verfolgen wir mit den Ge-
werkschaften die gemeinsamen Ziele, 
dass unsere Mitglieder ihre Aufgaben für 
die Bürger zügig, kompetent und zufrie-
denstellend erledigen können und die 
Beschäftigten gute und angemessene 
Arbeitsbedingungen haben. Was uns 
nicht daran hindert, die teilweise gegen-
sätzlichen Interessen von Beschäftigten 
und Arbeitgebern in harten Verhandlun-
gen mit den Gewerkschafen auszuglei-
chen. Auch nach solchen Auseinander-
setzungen sollte allerdings eine Befrie-
dung der gegensätzlichen Interessen 
stehen, eben ein „Interessenausgleich“. 
Kollegen aus dem Bundesinnenministeri-
um berichteten schon vor zwanzig Jahren 
von einer chinesischen Delegation, die 
das Arbeits- und Tarifrecht in Deutschland 
kennen lernen wollte. Vieles fand An-
klang, manches Verwunderung. Die Ant-
wort auf die Frage, welche Behörde denn 
die Höhe der Entgelte der Beschäftigten 
festsetzt, löste ungläubiges Erstaunen 
aus. In gegenseitigen gleichberechtigten 
Verhandlungen?? Zwischen Arbeitneh-
mern und Arbeitgebern? Genau das ist 
die Idee unseres Grundgesetzes. Und ein 
wichtiger Unterschied zu Ländern ohne 
Tarifvertragsautonomie, wie sie bei uns in 
Art. 9 GG verankert ist. Tarifverhandlungen 
sind Ausdruck von Freiheit. Sie sind nach 
der Tarifpraxis der letzten Jahre zugleich 
Ausdruck von gegenseitigem Respekt 
und sollten es auch weiterhin sein.
Sosehr wir, die ehren- und hauptamtlichen 
Vertreter des KAV „Fans“ der Tarifautono-
mie sind, so dürfen wir doch auch an 
dieser Stelle partnerschaftlich in Richtung 

der Gewerkschaften anmerken: Streiks 
sollten nicht zur Mitgliederwerbung einge-
setzt werden, wie dies leider häufiger der 
Fall ist. Sie sollten vielmehr nur das letzte 
Mittel in einer tariflichen Auseinander-
setzung sein. Dieser sog. Ultima-ratio-
Grundsatz ist leider in den letzten Jahren 
nicht nur bei den Gewerkschaften, son-
dern auch bei den Gerichten etwas aus 
dem Blick geraten. 
Viele der maßgeblichen Tarifverhandlun-
gen führen wir gemeinsam mit 15 weiteren 
Kommunalen Arbeitgeberverbänden, mit 
denen wir in der Vereinigung der Kommu-
nalen Arbeitgeberverbände (VKA) organi-
siert sind. Über die VKA ist in den letzten 
Jahren ein modernes Tarifrecht entstan-
den. Wichtige Tarifverträge sind der TVöD 
mit allein seinen Sparten (Verwaltung inkl. 
Sozial- und Erziehungsdienst, Kranken-
häuser, Flughäfen, (ok, davon haben wir in 
Schleswig-Holstein nicht allzu viele…), 
Sparkassen, Pflege- und Betreuungsein-
richtungen, Entsorgung). Sowie der TV-V 
für den Bereich der Versorgung. Und nicht 
zuletzt der TV-Ärzte/VKA für Ärztinnen und 
Ärzte an kommunalen Krankenhäusern. 
Daneben gibt es weitere wichtige Tarifver-
träge für verschiedene Bereiche.

Was ist die Linie des KAV bei der 
Beratung in arbeitsrechtlichen 
Angelegenheiten?
Wir beraten unsere Mitglieder in allen 
arbeits- und tarifrechtlichen Angelegenhei-
ten, damit das tägliche Miteinander von 
Arbeitgebern und Beschäftigten mög-
lichst reibungslos verläuft. Auch hier versu-
chen wir, „das rechte Maß“ einzuhalten. 
Dies kann auch einmal bedeuten, dass wir 
einem Mitglied deutlich sagen, dass es in 
einer Auseinandersetzung mit einem Be-
schäftigten den Kompromiss suchen soll-
te. Wir beraten so, wie wir auch spätere 
Entscheidungen der Gerichte einschätzen. 
Im Streit um des Streites willen sehen wir 
keinen Sinn. Wenn allerdings die Rechtsla-
ge zugunsten unserer Mitglieder zu beur-
teilen ist, nehmen wir alle rechtlichen Mög-
lichkeiten entschlossen und in aller Regel 
auch erfolgreich wahr. Unsere „Erfolgs-
quote“ bei den Gerichten ist vor diesem 
Hintergrund sehr hoch. Wir freuen uns 
über dieses „Standing“ im Interesse unse-
rer Mitglieder!
Unser kuriosester Fall: in einem Kinder-
garten kam es zu einer Vergiftung von 
Fischen in einem Aquarium, allein um 
einen Kollegen / eine Kollegin zu schädi-
gen (der/die sich liebevoll um die Fische 
gekümmert hatte). Nun ja, nicht alle Fälle 
sind so klar…Die allermeisten Arbeits-
verhältnisse verlaufen völlig problemlos 
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und zur beiderseitigen Zufriedenheit.
Wir beraten auch in vergleichsweise harm-
loseren Rechtsfragen, z. B.: Ist Strippen 
als Nebentätigkeit zulässig? - (ist nur 
einmal in den letzten 25 Jahren nachge-
fragt worden). Ach ja, dann gibt es noch 
die ganz normalen Anfragen zur Eingrup-
pierung, zu Abmahnungen, zu Arbeitszeit-
regelungen, zum Direktionsrecht, zu Mit-
bestimmungsfragen usw.

Warum sind die arbeitsrechtlichen 
Themen eigentlich so kompliziert?
Diese Frage kann erweitert werden: 
Warum sind auch die tarifvertraglichen 
Vorschriften so kompliziert?
Zur ersten Frage: Arbeitsrecht ist ganz 
wesentlich Erfahrungswissen. Die Grund-
lagen sind in vielen einzelnen Gesetzen zu 
finden sowie in einer umfangreichen 
Rechtsprechung. Es gibt kein zusammen-
hängendes Arbeitsrechtsgesetz wie z.B. 
das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) für 
das Zivilrecht. Allein schon deswegen ist 
das Arbeitsrecht komplizierter als viele 
andere Bereiche.

Beispiel: Urlaubsrecht
Die Rechtsprechung des Bundesarbeits-
gerichts (BAG) und des Europäischen 
Gerichtshofs (EuGH) hierzu ist nicht nur 
kompliziert, sondern auch nach vielen 
einzelnen Urteilen immer noch unvollstän-
dig, äußerst auslegungsbedürftig, teilwei-
se widersprüchlich und für die Praxis von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern letztlich 
leider insgesamt wenig hilfreich. Wir ver-
suchen, Licht ins Dunkel zu bringen, so 
gut wie es irgend geht.
Andererseits: Das BAG liefert in vielen 
anderen Bereichen eine sehr verlässliche 
Orientierung und eine juristische Arbeit 
auf allerhöchstem Niveau! Allein schon 
die Zusammensetzung der Senate des 
BAG sorgt für juristische und praktische 
Expertise. Die Senate bestehen aus drei 
Berufsrichtern/innen und je einem/einer 
Vertreter/in der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer. Der KAV ist BAG-Fan.

Beispiel: Arbeitszeit von 
Ärztinnen/Ärzten in Krankenhäusern 
Und mit einigem zeitlichem Abstand auch 
EuGH-Fan: Wer wollte heute noch von 
einem Arzt / einer Ärztin behandelt wer-
den, der/die 72 Stunden ununterbrochen 
im Dienst war? Hier hat der EuGH vor 
einigen Jahren mit einer richtungsweisen-
den Entscheidung zur Arbeitszeit bei 
Bereitschaftsdiensten für Orientierung, 
Klarheit und letztlich für eine deutliche 
Verbesserung der Verhältnisse gesorgt, 
und zwar für die Krankenhäuser, Ärztinnen 
und Ärzte und für die Patienten.
So richtig diese Entscheidung auch war, 
so brachte sie in der Praxis auch erhebli-
che Probleme mit sich. Bei der heutigen 
Einordnung des Bereitschaftsdienstes als 
Arbeitszeit im arbeitszeitrechtlichen Sinn 

sind wesentlich mehr Ärztinnen und Ärzte 
nötig, um den Betrieb eines Krankenhau-
ses sicherzustellen. Es geht also nicht 
ohne erhebliche Mehrkosten.
Das Arbeitsrecht entwickelt sich ständig 
weiter. Der KAV will helfen, die Entwicklun-
gen zu verstehen, nachzuvollziehen und 
vor allem in der Praxis anwenden zu kön-
nen.

Nun zur zweiten Frage: 
warum können es die 
Tarifvertragsparteien nicht besser?
Ganz einfach: Je mehr man verhandelt 
und je mehr man versucht, Kompromisse 
zu finden, umso komplizierter wird es. Wir 
können die Aufgabe nicht ändern: es gilt, 
Kompromisse zu finden. Das ist das 
Hauptziel. 
Komplizierte Regelungen sind ein Nach-
teil, den man am Ende einer Verhandlung 
versuchen sollte, auszugleichen. 
Das gelingt gemeinsam mit den Gewerk-
schafen häufig, aber nicht immer.
Beispiel: Es gibt kuriose Kommentierun-
gen, die versuchen, komplizierteste Rege-
lungen sachlich zu erklären, obwohl diese 
kaum rational erklärbar sind.  Manchmal 
ist die tatsächliche Erklärung ganz ein-
fach: Es gab ein Mitglied in der Verhand-
lungskommission, das die Interessen 
einer ganz bestimmten Gruppe beson-
ders „gehypt“ hat. Nun ja, manchmal ist 
diese Gruppe sehr klein und in besonde-
ren Fällen ist es auch nur eine einzige 
Person…
Es „menschelt“ eben auch bei Tarifver-
handlungen manchmal. Aber: in aller 
Regel geht es in Verhandlungen um einen 
vernünftigen Ausgleich der Interessen, bei 
denen Individualinteressen keine expo-
nierte Rolle spielen.
Mit den Ergebnissen von Verhandlungen 
allerdings müssen unsere Mitglieder fertig 
werden, egal wie diese zustande gekom-
men sind und egal, wie kompliziert das 
Ergebnis ist.
Der KAV versucht, hierbei möglichst gut 
und praxisgerecht zu helfen. Indem wir die 
Regelungen so klar, einfach und verständ-
lich erklären, wie irgend möglich.
Bei jedem einzelnem Punkt unserer Rund-
schreiben (ca. 300 bis 400 Seiten jährlich) 
denken wir darüber nach, wie die Darstel-
lung einfacher und verständlicher gelin-
gen könnte. Keine einfache Aufgabe. 
Denn leider stoßen wir schnell an Gren-
zen: unbedingte Vereinfachung führt häu-
fig schlicht zu Fehlern. Diese Grenze 
wollen und können wir nicht überschrei-
ten. Möglichst einfach ja – falsch aber 
nein.
Einen Trost haben wir. Unsere Rund-
schreiben werden ja von Fachleuten un-
serer Mitglieder gelesen, nämlich den 
Beschäftigen in den Personalabteilungen. 
Insofern haben wir ja einen Kreis von 
Empfängern, der unsere Fachsprache 
auch versteht.

Auch die Mitarbeiter/innen der Geschäfts-
stelle müssen sich ständig in völlig neue 
Gebiete einlesen und einarbeiten, z.B. 
dann, wenn ein neuer umfangreicher 
Tarifvertrag in Kraft tritt. Zuletzt war dies 
die Entgeltordnung, bei deren Einführung 
es, wie wir finden, wieder eine gute 
Zusammenarbeit zwischen uns und unse-
ren Mitgliedern gegeben hat.

Und wenn alle Stränge reißen:

…. haben wir für unsere Mitglieder und 
für Gäste das 

Hier bieten wir in unserer Geschäftsstelle 
Fortbildungsseminare an, die ebenfalls 
helfen sollen, den Alltag der Personalar-
beit bei unseren Mitgliedern zu unterstüt-
zen. Viele der angebotenen Themen sind 
dabei aus konkreten Nachfragen unserer 
Mitglieder entstanden. Neben dem reinen 
„Lernen“ sollen die Seminare auch ein  
Gemeinschaftserlebnis vermitteln. Ein gu-
tes Mittagessen direkt an Kiels Förde 
gehört selbstverständlich dazu.

Was wir verbessern wollen
Unsere Internetpräsentation (hier gehört 
eigentlich das Icon hin, das einen sich 
schämenden Affen zeigt). Die derzeitige 
ist nämlich nicht mehr zeitgemäß. Wir 
glauben, dass eine wirklich gut aufgebau-
te Homepage bei der täglichen Arbeit 
unserer Mitglieder sehr effektiv helfen 
kann. Wir wollen hier den KAV 4.0 für Sie 
vorbereiten! (etwas Übertreibung muss 
erlaubt sein…). Wir arbeiten intensiv an 
diesem Projekt, bitten aber noch um et-
was Geduld. Wie über alle wichtigen Neu-
heiten werden wir Sie hierüber zunächst in 
unseren laufenden Rundschreiben infor-
mieren.

Kostet der ganze Service des 
KAV etwas?
Sie werden die Antwort erahnen – was ist 
schon umsonst? Wir sind aber überzeugt, 
dass das Preis-Leistungs-Verhältnis 
stimmt.
Sollten Sie also noch nicht Mitglied im KAV 
sein, schauen Sie bei uns vorbei und 
informieren sich.

Kann man eigentlich bei den 
Mitgliedern des KAV eine gute und 
sinngebende Arbeit finden?
Nach vielen Umfragen interessieren sich 
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Berufsanfänger heute ganz wesentlich 
dafür, ob der angestrebte Beruf sinnvoll 
für die Gemeinschaft ist sowie dafür, ob 
eine gute Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie gegeben ist.
Genau diese beiden Aspekte stehen bei 

den von den Mitgliedern des KAV angebo-
tenen Berufen im Mittelpunkt – Daseins-
vorsorge für Bürgerinnen und Bürger ist 
eben eine phantastische Aufgabe. Und 
wir sorgen für gute Bedingungen bei der 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie.

Sollten Sie einen passenden Beruf im 
öffentlichen Dienst der Kommunen und 
kommunalen Unternehmen anstreben, so 
sind Sie bei unseren Mitgliedern genau 
richtig! 

Veröffentlichungen über Kommunalversi-
cherer, ihre Organisation und Arbeitswei-
se sind nicht eben häufig. Was sich hinter 
einem Kommunalen Schadenausgleich 
verbirgt, wissen nur wenige. Selbst dieje-
nigen, die beruflich häufiger unmittelbar 
oder mittelbar mit dem Kommunalen 
Schadenausgleich zu tun haben - wie et-
wa Rechtsanwälte, Richter, aber auch 
Bedienstete aus den Kommunalen Ver-
waltungen - haben in der Regel nur vage 
Vorstellungen über diese Institution. Die 
nachfolgenden Ausführungen bezwec-
ken, den Kommunalen Schadenausgleich 
Schleswig-Holstein als Selbsthilfeeinrich-
tung der Kommunen näher vorzustellen.

1. Geschichte
Vorläufer des Kommunalen Schadenaus-
gleichs Schleswig-Holstein war der Haft-
pflichtverband Schleswig-Holsteinischer 
Städte, der am 01. Juli 1926 auf Anregung 
des Schleswig-Holsteinischen Städtever-
eins gegründet wurde. Dem Haftpflicht-
verband gehörten zunächst die Städte 
Neumünster, Pinneberg, Preetz, Glück-
stadt und Wandsbek an. Dem Grün-
dungsprotokoll kann entnommen wer-
den, aus welchen Motiven heraus die 
Gründung des Verbandes erfolgte. Die 
Kommunen in Schleswig-Holstein be-
klagten sich seinerzeit über die hohen 
Versicherungsprämien in der privaten 
Versicherungswirtschaft. Sie bemängel-
ten außerdem, dass die privaten Haft-
pflichtversicherer nicht bereit waren, der 
Höhe nach unbegrenzten Deckungs-
schutz zur Verfügung zu stellen.
Endlich sahen die Kommunen die Gefahr 
von Lücken im Versicherungsschutz, weil 
die privaten Versicherer lediglich für ein-
zelne Wagnisbereiche Haftpflichtdec-
kungsschutz gewährten und dieser damit 
nicht umfassend war. Aus den genannten 
Gründen besannen sich die Kommunen 
in Schleswig-Holstein auf den Gedanken 
der Kommunalen Selbstverwaltung und 
entschlossen sich, auch das Haftpflicht-
versicherungsgeschäft in eigene Hände 

Kommunaler Schadenausgleich 
Schleswig-Holstein (KSA)

Dr. Mathias Banck, Geschäftsführer

zu nehmen und es nicht einem außenste-
henden Dritten, der eigene wirtschaftliche 
Interessen verfolgte, zu überlassen.
Ebenfalls im Jahre 1926 wurde ein Schü-
lerunfallschadenausgleich zum Zwecke 
der Schulunfallfürsorge gegründet. 1953 
erfolgte die Gründung des Kommunalen 
Autokaskoschadenausgleichs und drei 
Jahre später die des Kommunalen Autoin-
sassenunfallschadenausgleichs. Die vier 
zunächst selbstständigen Verbände wur-
den dann am 01. Januar 1963 zu einem 
Ausgleich mit vier Verrechnungsstellen 
unter dem Namen Kommunaler Schaden-
ausgleich Schleswig-Holstein vereinigt.
Dem Kommunalen Schadenausgleich 
Schleswig-Holstein gehören derzeit rund 
1930 Mitglieder an. Darunter sind außer 
den meisten Kommunalen Gebietskör-
perschaften Schleswig-Holsteins auch 

Stadtwerke, Hafenbetriebe, Krankenhäu-
ser, Sparkassen etc. Die Landeshaupt-
stadt Kiel gehört dem Kommunalen Scha-
denausgleich nicht an. Dies ist historisch 
bedingt. Die Stadt Kiel gehört - zusam-
men mit der Stadt Breslau - zu den Grün-
dungsmitgliedern des bereits im Jahre 
1923 ins Leben gerufenen Haftpflicht-
schadenausgleichs der Deutschen Groß-
städte.

2. Rechtsgrundlagen und Organisation
Seit der Gründung des Kommunalen 
Schadenausgleiches und der Schwester-
einrichtungen in anderen Bundesländern 
gab es Versuche der privaten Versiche-
rungswirtschaft, deren Tätigkeit zu behin-
dern bzw. sie zu unterbinden. Diese Versu-
che sind jedoch gescheitert. Der Ge-
schäftsbetrieb der Kommunalen Scha-
denausgleiche ist heute gesetzlich abge-
sichert. Im Gesetz über die Beaufsichti-
gung der Versicherungsunternehmen 
(VAG) bestimmt dessen § 3 Abs. 1 Nr. 4, 
dass nichtrechtsfähige Zusammenschlüs-
se von Gemeinden und Gemeindeverbän-
den der Aufsicht nach diesem Gesetz 
nicht unterliegen, soweit sie bezwecken, 
durch Umlegung Schäden aufgrund ge-

Wagnisgruppe Krankenhäuser: hier entstehen 70% aller Schadenaufwendungen in 
der allg. Haftpflichtversicherung



setzlicher Haftpflichtbestimmungen, aus 
der Haltung von Kraftfahrzeugen sowie 
Leistungen aus der Kommunalen Unfall-
fürsorge ihrer Mitglieder und solcher zur 
Erfüllung öffentlicher Aufgaben betriebe-
ner Unternehmen auszugleichen, an de-
nen ein oder mehrere kommunale Mitglie-
der oder sonstige Gebietskörperschaften 
mit mindestens 50 % beteiligt sind.
Der Kommunale Schadenausgleich 
Schleswig-Holstein ist mithin als nicht-
rechtsfähiger Verein organisiert. Er ist 
weder im Vereins- noch im Handelsregis-
ter eingetragen. Als Selbsthilfeeinrichtung 
der Kommunen unterliegt er nicht der Auf-
sicht durch das Bundesaufsichtsamt für 
Finanzdienstleistungen (BaFin).
Die Rechte und Pflichten der Mitglieder, 
die Aufgaben und die Stellung der Organe 
sowie das Verfahren in Schadenfällen 
werden durch die Satzung und die soge-
nannten Verrechnungsgrundsätze gere-
gelt. Dem Charakter des Schadenausglei-
ches als Selbsthilfeeinrichtung der Kom-
munen ist dadurch Rechnung getragen, 
dass etwaige Streitigkeiten zwischen ihm 
und seinen Mitgliedern zunächst vor 
einem Schiedsgericht auszutragen wä-
ren. Dementsprechend verpflichten sich 
die Mitglieder bei ihrer Aufnahme zum 
Abschluss eines Schiedsvertrages. Durch 

den Schiedsvertrag wird allerdings der 
Rechtsweg zu den ordentlichen Gerichten 
nicht ausgeschlossen. In der Geschichte 
des Kommunalen Schadenausgleiches 
hat es erst ein Schiedsverfahren zwischen 
dem Verband und einem ausgeschiede-
nen und dann nicht mehr Kommunalen 
Unternehmen gegeben.
Die Organe des Kommunalen Schaden-
ausgleichs sind die Vertreterversamm-
lung, der Vorstand und der Geschäftsfüh-
rer. Die Vertreterversammlung besteht aus 
32 Vertretern der Mitglieder des Kommu-
nalen-Schadenausgleichs. Diese werden 
von dem Schleswig-Holsteinischen Ge-
meindetag, dem Schleswig-Holsteini-
schen Landkreistag, dem Städtebund 
Schleswig-Holstein und dem Städtetag 
Schleswig-Holstein ernannt. Die Vertreter-
versammlung ist in ihrer Funktion mit ei-
nem Aufsichtsrat bzw. einem Verwal-
tungsrat vergleichbar. Sie ist zuständig für 
die Wahl des Vorstandes sowie für alle 
wesentlichen Fragen, die die Verbandstä-
tigkeit betreffen. Hierzu gehört auch die 
Beschlussfassung über den Verwaltungs-
kostenvoranschlag und den Stellenplan, 
die Entgegennahme des Geschäftsbe-
richtes sowie die Entlastung des Vorstan-
des und des Geschäftsführers.
Nach der Satzung des Kommunalen 

Schadenausgleichs Schleswig-Holstein 
wird dieser von seinem Vorstand geleitet. 
Der Vorstand hat acht Mitglieder und 
besteht aus je zwei Vertretern der Kommu-
nalen Landesverbände. Die Vorstands-
mitglieder sind ehrenamtlich tätig. Zu den 
Aufgaben des Vorstandes gehört unter 
anderem die Bestellung des Geschäfts-
führers, die Prüfung der Berichte über die 
Geschäftstätigkeit sowie die Entschei-
dung über die Vorlagen an die Vertreter-
versammlung.
Die Führung der laufenden Geschäfte des 
Kommunalen Schadenausgleichs obliegt 
dem Geschäftsführer. Er vertritt den Kom-
munalen Schadenausgleich auch gericht-
lich und außergerichtlich. Der Geschäfts-
führer ist dem Vorstand für eine ordnungs-
gemäße Geschäftsführung verantwortlich 
und hat den Vorsitzenden des Vorstandes 
über die Arbeit der Geschäftsstelle lau-
fend zu unterrichten.
Die Geschäftsstelle des Kommunalen 
Schadenausgleichs ist derzeit mit ledig-
lich 13 Mitarbeitern besetzt. Die geringe 
Anzahl der Mitarbeiter in der Geschäfts-
stelle erklärt sich wiederum aus dem Ge-
danken der Kommunalen Selbstverwal-
tung. Als Selbsthilfeeinrichtung der Kom-
munen nimmt der Kommunale Schaden-
ausgleich bei der Schadenbearbeitung - 
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insbesondere bei der Sachverhaltsaufklä-
rung vor Ort - die Hilfe der Mitglieder in 
Anspruch.

3. Bundesarbeitsgemeinschaft 
Deutscher Kommunalversicherer
Der Kommunale Schadenausgleich 
Schleswig-Holstein gehört zur Familie der 
deutschen Kommunalversicherer, die 
sich zur Bundesarbeitsgemeinschaft 
Deutscher Kommunalversicherer (BADK) 
mit Sitz in Köln zusammengeschlossen 
haben. Der Bundesarbeitsgemeinschaft 
gehören folgende Unternehmen an
• Kommunaler Schadenausgleich 
 Schleswig-Holstein 
• Kommunaler Schadenausgleich Han-
 nover
• Kommunaler Schadenausgleich der 
 Länder Brandenburg, Mecklenburg-
 Vorpommern, Sachsen, Sachsen-An-
 halt und Thüringen (Berlin)
• Kommunaler Schadenausgleich west-
 deutscher Städte (Bochum)
• Haftpflichtschadenausgleich der Deut-
 schen Großstädte (Bochum)
• BGV - Badische Versicherungen (Karls-
 ruhe)
• Versicherungskammer Bayern - Ver-
 sicherungsanstalt des öffentlichen 
 Rechts (München)
• Württembergische Gemeinde-Versiche-
 rung a. G. (Stuttgart)
• GVV Kommunalversicherung  VVaG 
 (Köln)
• HöV Haftpflichtverband öffentlicher 
 Verkehrsbetriebe (Dortmund)
• ADG Autoschadenausgleich Deutscher
 Gemeinden und Gemeindeverbände 
 (Köln)
• OKV Ostdeutsche Kommunalversiche- 
 rung a. G. (Berlin)

Die Aufgabe der BADK besteht zum einen 
darin, die Kommunalen Erstversicherer 
über Entwicklungen in der Gesetzgebung 
und der Rechtsprechung zu informieren 
und ihnen praxisnahe Informationen an 
die Hand zu geben, damit den Kommu-
nen Hilfestellung bei der Schaffung einer 
haftungsrechtlichen Organisation und 
insbesondere auch bei der Schadenvor-
sorge gegeben werden kann. So ist die 
BADK Herausgeber des im geschützten 
Bereich unserer Homepage www.ksa-
kiel.de einsehbaren Sonderheftes Haf-
tungsrechtliche Organisation im Interesse 
der Schadensverhütung 2018. Das Son-
derheft enthält gut lesbare Textbeiträge 
und insbesondere aber auch Muster der 
für die Praxis wichtigen Dienstanweisun-
gen und Kontrollblätter betreffend folgen-
de Kommunale Wagnisse:
• Straßenverkehrssicherungspflicht
• Winterdienst
• Verkehrssicherungspflicht für Bäume
• Verkehrssicherungspflicht im Wald
• Feuerschutz und Hilfeleistung als kom-
 munale Verpflichtung

• Kinderspielplätze
• Sport-und Freizeiteinrichtungen
• Schwimmbäder
• Badeseen
• Verkehrssicherungspflicht bei Wasser-
 flächen
• Verkehrssicherheit bei Veranstaltungen
• Friedhöfe

Darüber hinaus besteht die Aufgabe der 
BADK darin, die Interessen der Kommu-
nalen Erstversicherer gegenüber dem 
deutschen und dem europäischen Ge-
setzgeber wahrzunehmen. Zu diesem 
Zweck nimmt die BADK etwa an Geset-
zesanhörungen teil oder gibt Stellungnah-
men zu geplanten Gesetzesvorhaben ab. 
Zudem unterhält sie eine Dependance in 
Brüssel, um in der Lage zu sein,rechtzeitig 
auf wichtige Entwicklungen in der EU zu 
reagieren, die für die deutschen Kommu-
nalversicherer von Bedeutung sein kön-
nen.

4. Umfang des 
Versicherungsschutzes
Der Geschäftsbetrieb des Kommunalen 
Schadenausgleichs beschränkt sich ge-
mäß der bereits zitierten Vorschrift des § 3 
Abs. 1 Nr. 4 VAG auf die dort aufgeführten 
Versicherungszweige. Es gibt insgesamt 
vier Verrechnungsstellen, über die ge-
trennt Rechnung zu legen ist. Dabei han-
delt es sich um die Verrechnungsstellen 
für Haftpflichtschäden, Autokaskoschä-
den, Autoinsassenunfallschäden und 
Schulunfallschäden.

a) Haftpflicht
In der Verrechnungsstelle für Haftpflicht-
schäden werden Haftpflichtentschädi-
gungen in grundsätzlich unbegrenzter 

Wagnisgruppe Bauverwaltung: Hohe Schadenaufwendungen durch die rechtswidrige 
Versagung des gemeindlichen Einvernehmens zu Großprojekten

Höhe ausgeglichen, die von den Mitglie-
dern des Kommunalen Schadenaus-
gleichs aufgrund gesetzlicher Haftpflicht-
bestimmungen an Dritte zu leisten sind. 
Der grundsätzlich der Höhe nach unbe-
grenzte Haftpflichtdeckungsschutz unter-
scheidet die Schadenausgleiche von den 
privaten Haftpflichtversicherern, die in 
ihren Versicherungsverträgen stets Dec-
kungshöchstsummen vorsehen. 
Ausnahmen und damit begrenzte De-
ckungssummen gibt es für Ansprüche 
nach dem Umwelthaftungsgesetz (UHG), 
dem Umweltschadensgesetz (USchadG), 
für Vermögensschadenhaftpflichtansprü-
che gegenüber den Sparkassen und für 
Haftpflichtansprüche aus dem Ausland.
Eingeschlossen in den Haftpflichtdec-
kungsschutz ist die persönliche Haftung 
der Beamten und der Bediensteten der 
Mitgliedsverwaltungen sowie der Mitglie-
der ihrer Vertretungskörperschaften und 
Ausschüsse aus ihren dienstlichen Ver-

richtungen sowie die persönliche Haft-
pflicht der für die Kommunalverwaltungen 
in dienstlicher Verrichtung handelnden 
Personen.
Die Haftpflichtumlage, die die Mitglieder 
an den Kommunalen Schadenausgleich 
zu zahlen haben, ist erheblich niedriger 
als die von den privaten Versicherern an-
gebotenen Haftpflichtprämien. Zwar ist 
ein verlässlicher Prämienvergleich mit 
Blick auf die unterschiedlichen Versiche-
rungssysteme nicht möglich. Der Ge-
schäftsstelle des Kommunalen Schaden-
ausgleichs sind jedoch Angebote privater 
Haftpflichtversicherer an Kommunen be-
kannt geworden, die trotz des vergleichs-
weise eingeschränkten Versicherungs-
schutzes die an den Ausgleich zu zahlen-
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de Umlage um ein mehrfaches überstei-
gen.

b) Autokasko
In der Verrechnungsstelle für Autokasko-
schäden gewährt der Kommunale Scha-
denausgleich seinen Mitgliedern Vollkas-
kodeckungsschutz für die von Ihnen ange-
meldeten Fahrzeuge. Voraussetzung für 
die Inanspruchnahme des Versicherungs-
schutzes ist die Haltereigenschaft des 
Mitgliedes für das angemeldete Fahr-
zeug. In den Genuss des Vollkaskoversi-
cherungsschutzes kommen jedoch nicht 
nur die eigentlichen Dienstfahrzeuge der 
Mitgliedsverwaltungen, sondern auch die 
sogenannten privateigen anerkannten 
Fahrzeuge der Mitarbeiter, an deren Be-
nutzung der Dienstherr ein erhebliches In-
teresse hat. Schließlich gewährt der Kom-
munale Schadenausgleich sogenannten 
Dienstreisekaskodeckungsschutz für die 
privateigenen Fahrzeuge der Bedienste-
ten. Das sind die Privatfahrzeuge der Mit-
arbeiter, an deren Nutzung der Dienstherr 
zwar grundsätzlich kein erhebliches Inter-
esse hat, die jedoch gleichwohl gelegent-
lich für Dienstfahrten zur Verfügung ge-
stellt werden. In diesem Falle beschränkt 
sich der Vollkaskodeckungsschutz auf die 
Dauer der Dienstfahrt.
Der Kaskodeckungsschutz ist subsidiär, 
d. h. er kommt nicht zum Tragen, wenn 
eine anderweitige Ersatzmöglichkeit - et-
wa ein gesetzlicher Haftpflichtanspruch 
gegen einen Unfallverursacher - realisiert 
werden kann. Die Subsidiarität der Versi-
cherungsleistung ist eine der Gründe da-
für, dass der Versicherungsschutz in der 
Regel zu günstigeren Bedingungen ange-

boten werden kann als in der privaten 
Versicherungswirtschaft.
Der vom Kommunalen Schadenausgleich 
zur Verfügung gestellte Vollkaskodeckungs-
schutz kennt nur einen geringen Selbst-
behalt. Dieser beträgt grundsätzlich 
�  50,00 pro Schadenfall. Im Unterschied 
zur privaten Kaskoversicherung kennen 
die Verrechnungsgrundsätze im Übrigen 
kein sogenanntes Bonus-/ Malussystem. 
Kommt es zu einem Schadenfall, hat dies 
nicht etwa eine Erhöhung der Umlage zur 
Folge. Andererseits erfolgt auch keine 
Prämienrückvergütung bei schadenfrei-
em Verlauf eines Vertrages.

c) Autoinsassenunfall
In der Verrechnungsstelle für Autoinsas-
senunfallschäden gewährt der Kommu-
nale Schadenausgleich seinen Mitglie-
dern Deckungsschutz für Insassen der 
von den Mitgliedsverwaltungen angemel-
deten Fahrzeuge. Es geht hier in erster 
Linie um Entschädigungen für Heilbe-
handlungskosten, Tagegeld bei Beein-
trächtigung der Arbeitsfähigkeit, Kranken-
haustagegeld, Entschädigungen für 
dauernde Arbeitsbehinderung sowie im 
Todesfall und Deckungsschutz für Ge-
päcksschäden. Im Hinblick darauf, dass 
den Fahrzeuginsassen in der Regel ge-
setzliche Haftpflichtansprüche gegen 
einen Drittverursacher oder auch gegen 
den Fahrzeugführer zustehen, die dann 
entweder durch die Haftpflichtversiche-
rung des Drittverursachers oder im Rah-
men der Verrechnungsstelle Haftpflicht 
abgerechnet werden, handelt es sich bei 
den Leistungen dieser Verrechnungsstel-
le um Zusatzleistungen, die ohne Klärung 

Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung: Müllfahrzeug verursacht einen 
großen Gebäudeschaden

der Schuldfrage anrechnungsfrei zur 
Verfügung gestellt werden. Sinnvoll ist die 
Insassenunfallversicherung zudem mit 
Blick auf Schadenfälle, in denen der Verur-
sacher nicht greifbar oder nicht bzw. nicht 
hinreichend versichert ist.

d) Schulunfall
In der Verrechnungsstelle für Schulunfall-
schäden stellt der Kommunale Schaden-
ausgleich seinen Mitgliedern den im 
Schulgesetz vorgesehenen Haftpflicht- 
und Sachversicherungsschutz zur Verfü-
gung.
Nach § 47 SchulG verwalten die Schulträ-
ger ihre Schulangelegenheiten in eigener 
Verantwortung. Gemäß § 48 Abs. 1 Ziff. 4 
SchulG haben die Schulträger die Aufga-
be, den Sachbedarf des Schulbetriebes 
zu decken. Zum Sachbedarf des Schulbe-
triebes gehören insbesondere die Auf-
wendungen für die Haftpflichtversiche-
rung der Schüler oder einen versiche-
rungsähnlichen Schutz für die von Ihnen 
verursachten Schäden, die sich bei Veran-
staltungen der Schule in Betrieben oder 
beim Schülerlotsendienst ereignen (§ 48 
Abs. 2 Ziff. 10 SchulG). Zum Sachbedarf 
gehören weiterhin die Aufwendungen für 
die Versicherung oder einen versiche-
rungsähnlichen Schutz gegen Sachschä-
den der Schüler bei Unfällen, die sich auf 
dem Schulweg, in der Schule oder bei 
Veranstaltungen der Schule einschließlich 
der Betriebserkundungen, Betriebsprakti-
ka und Wirtschaftspraktika ereignen (§ 48 
Abs. 2 Ziff. 11 SchulG ).

5. Umlageverfahren
Der Kommunale Schadenausgleich prak-
tiziert in den einzelnen Verrechnungsstel-
len das sogenannte Umlageverfahren. 
Die gesamten Schadenbeträge, Verwal-
tungskosten und sonstigen Aufwendun-
gen werden nach Abschluss des Ge-
schäftsjahres auf die Mitglieder nach dem 
für die einzelnen Verrechnungsstellen 
geltenden Schlüssel umgelegt. Das Ge-
samtvolumen aller umzulegenden Scha-
denaufwendungen in den vier Verrech-
nungsstellen betrug im Jahre 2018 ca. 
� 12 Mio., die geschätzten Verbindlichkei-
ten aus anhängigen Grosschadenfällen in 
der Haftpflichtversicherung ca. � 74 Mio.
Das Umlageverfahren unterscheidet den 
Schadenausgleich von der privaten Versi-
cherungswirtschaft. Es besteht keine Ver-
pflichtung, Rückstellungen zu bilden, weil 
der Gesetzgeber davon ausgeht, dass  
die Erfüllbarkeit der Forderungen gegen 
den Kommunalen Schadenausgleich im 
Hinblick auf seine überwiegend öffentlich-
rechtliche Mitgliederstruktur gesichert ist. 
Zudem besteht auch keine Gewinnerzie-
lungsabsicht.
Die sogenannten Umlageschlüssel sind 
in den Verrechnungsgrundsätzen für die 
einzelnen Verrechnungsstellen festgelegt. 
So werden z. B. im Bereich der Haftpflicht-
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versicherung für die Gebietskörperschaf-
ten pro Einwohner bestimmte Punktzah-
len zugrunde gelegt. Für Sonderrisiken (z. 
B. Krankenhäuser, Stadtwerke, Sparkas-
sen, Fahrzeuge etc.) werden sogenannte 
Zuschlagszahlen erhoben. Für die Umla-
geberechnung wird von den Schadenauf-
wendungen, den Verwaltungskosten und 
den sonstigen Aufwendungen in einer 
Verrechnungsstelle ausgegangen. Durch 
Gegenüberstellung des Aufwandes mit 
der Gesamtzahl aller für die Mitgliedsver-
waltungen festgesetzten Punkte wird ein 
sogenannter Umlagepunktbetrag ermit-
telt. Dieser ist zusammen mit der für die 
einzelne Mitgliedsverwaltung festgesetz-
te Punktzahl maßgeblich für die Berech-
nung der letztlich zu zahlenden Umlage.
Um die Zahlung in laufenden Schadenfäl-
len sicherzustellen, erhebt der Schaden-
ausgleich von seinen Mitgliedern eine 
sogenannte Vorschussumlage, die sich 
an den Schadenaufwendungen in der Ver-
gangenheit und den zu erwartenden 
künftigen Schadenaufwendungen orien-
tiert. Sie wird in zuvor beschriebener Wei-
se am Ende eines Geschäftsjahres abge-
rechnet.
Aus dem Umlageprinzip und dem Prinzip 
des der Höhe nach grundsätzlich unbe-
grenzten Versicherungsschutzes im Haft-
pflichtbereich folgt im Übrigen, dass die 
Umlageverpflichtungen der Mitglieder 
des Kommunalen Schadenausgleichs 
theoretisch ebenfalls der Höhe nach 
unbegrenzt sind. Solange nicht Schäden 
von exorbitanter Höhe zu regulieren sind, 
deren Auswirkungen auch über den Rück-
deckungsschutz nicht mehr wirksam 
abgemildert werden können, wird es 
allerdings nicht zu einer unüberschauba-
ren Erhöhung der Umlageverpflichtung 
für die Kommunen kommen.

6. Rückdeckungsschutz
Zur Vermeidung unüberschaubarer Aus-
wirkungen auf die Umlageverpflichtung 
der Mitglieder genießt der Kommunale 
Schadenausgleich in Großschadenfällen 
Rückdeckungsschutz als Mitglied soge-
nannter Rückdeckungsverbände zu den 
einzelnen Verrechnungsstellen. Es han-
delt sich dabei um folgende in Köln ge-
schäftsansässige Verbände:
• Allgemeiner Kommunaler Haftpflicht-
 schadenausgleich (AKHA)
• Allgemeiner Kommunaler Fahrzeug-
 schadenausgleich (AKUFAG)
• Allgemeiner kommunaler Autoinsas-
 senunfallschadenausgleich (AKINFA)
• Allgemeiner Kommunaler Schülerun-
 fallschadenausgleich (AKUFAG)

Diese Rückdeckungsverbände sind mit 
den Rückversicherern der privaten Versi-
cherungswirtschaft in gewisser Weise ver-
gleichbar. Ihnen gehören auch die meisten 
anderen deutschen Kommunalversicherer 
an. Zu beachten ist allerdings, dass die 

Rückdeckungsverbände ebenso wie die 
Schadenausgleiche das Umlageverfahren 
praktizieren. Insbesondere im Bereich der 
Haftpflichtversicherung bedeutet dies, 
dass die Leistungen des Rückdeckungs-
verbandes im Schadenfall zwar zunächst 
zu einer deutlichen Entlastung des Kom-
munalen Erstversicherers führen, indem 
ihm die Aufwendungen abzüglich eines 
Selbstbehaltes erstattet werden. Dieser 
Entlastungseffekt ist jedoch nur vorüber-
gehend, d. h. zeitlich befristet. In der Form 
einer erhöhten Umlage an den Rückde-
ckungsverband - verteilt auf mehrere Jahre 
- sind die Schadenaufwendungen dann 
nämlich im Ergebnis zu einem Großteil 
wieder von dem Kommunalen Erstversi-
cherer bzw. seinen Mitgliedern zu tragen.
Die Kommunalen Rückdeckungsverbän-
de haben ihrerseits Rückversicherungs-
verträge für ihre Mitglieder bei Rückversi-
cherern abgeschlossen, die weltweit tätig 
sind. Im Bereich der allgemeinen Haft-
pflichtversicherung bezieht sich dieser 
Rückversicherungsschutz auf Aufwen-
dungen in Großschadenfällen in einem 
Bereich von  15 - 160 Mio �. Dies ist mithin 
ein weiterer Puffer gegen unüberschau-
bare Auswirkungen auf die Umlage bei 
großen Schadenfällen.

7. Aus der Regulierungspraxis
In der Regulierungspraxis der Haftpflicht-
versicherung spielen Schadenfälle, in 
denen unseren Mitgliedern eine Verlet-
zung der oft auch als Amtspflicht ausge-
stalteten Verkehrssicherungspflicht vor-
geworfen wird, eine nicht unerhebliche 
Rolle. Ein Bürger kommt auf dem Gehweg 
zu Fall, weil sich dort eine Unebenheit 
befindet. Ein Fahrzeughalter kommt zu 
Schaden, weil er mit seinem Pkw durch 

Kaskoversicherung: Großbrand in einer Feuerwache zerstört 
9 Feuerwehrfahrzeuge

ein Schlagloch fährt. Ein Fußgänger stürzt 
bei winterlicher Glätte. Ein Fahrzeughalter 
rutscht bei Glatteis mit seinem Pkw in den 
Graben. Ein auf dem Parkplatz abgestell-
tes Fahrzeug wird durch einen Ast be-
schädigt, der aus dem danebenstehen-
den Baum herausbricht. Ein Kind verletzt 
sich auf dem Spielplatz an einem defekten 
Spielgerät. Ein Kleinkind kommt zu Scha-
den, weil ein Regenrückhaltebecken nicht 
ordnungsgemäß eingefriedet ist.
Die Anzahl der aus diesem Wagnisbe-
reich gemeldeten Schadenfälle ist be-
trächtlich. Gleichwohl sind die Schaden-
aufwendungen überschaubar, weil es in 
vielen Fällen gelingt, den Nachweis zu 
erbringen, dass unsere Mitglieder die 
ihnen obliegenden Verkehrssicherungs-
pflichten erfüllt haben und wir den Ge-
schädigten darauf verweisen müssen, 
dass sich durch den Unfall ein allgemei-
nes Lebensrisiko verwirklicht hat. Die Ver-
kehrssicherungspflichten bestehen näm-
lich nur im Rahmen des Zumutbaren. Es 
kann nicht ihr Inhalt sein, schlechthin 
jeden Unfall zu verhindern. Inhaltlich be-
schränken sich die Verkehrssicherungs-
pflichten in der Regel darauf, die techni-
schen und gesetzlichen Sicherheitsvor-
gaben zu beachten, regelmäßige Kontrol-
len durchzuführen und die aus Anlass der 
Kontrollen festgestellten Gefahrenquellen 
abzustellen. Auch Winterdienstpflichten 
für den öffentlichen Bereich sind nach den 
gesetzlichen Vorgaben eingeschränkt. 
Schließlich müssen sich die Geschädig-
ten nicht selten darauf verweisen lassen, 
dass sie die jedermann obliegende Ver-
pflichtung zur Eigenvorsorge nicht beach-
tet haben.
Der Schwerpunkt in der Regulierungspra-
xis der Haftpflichtversicherung liegt schon 
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seit Jahrzehnten im Bereich der Kranken-
haushaftpflicht. Die Anzahl der kommuna-
len Krankenhäuser hat sich zwar in der 
Vergangenheit erheblich verringert.
Gleichwohl entstehen in dieser Wagnis-
gruppe ca. 70 % der gesamten Schaden-
aufwendungen. Dies schlägt sich naturge-
mäß auch in der Bearbeitung der Scha-
denfälle nieder, die sehr anspruchsvoll 
und aufwendig ist und einen Großteil der 
Tätigkeit der juristischen Sachbearbeiter 
ausmacht. Es handelt sich um eine allge-
meine Entwicklung, die dazu geführt hat, 
dass sich ein Großteil der Wettbewerbs-
versicherer aus dem Geschäft der Kran-
kenhaushaftpflichtversicherung zurück-
gezogen hat, weil sie das Risiko als nicht 
mehr versicherbar ansehen. Die Kommu-
nalversicherer in Deutschland werden 
diesem Beispiel nicht folgen und ihren 
Kommunalen Krankenhäusern weiterhin 
den erforderlichen Versicherungsschutz 
anbieten.
Die Gründe für die Entwicklung im Bereich 
der Krankenhaushaftpflichtversicherung 
sind vielfältig und erscheinen auch nicht 
umkehrbar. Die Bereitschaft von Patien-
ten, wegen eines aus ihrer Sicht nicht 
befriedigenden Behandlungsergebnis-
ses, das Krankenhaus und den Arzt auf 
Schadenersatz in Anspruch zu nehmen, 
ist stetig gestiegen. Darüber hinaus ha-
ben in der Vergangenheit die Rechtspre-
chung und dem folgend dann auch der 
Gesetzgeber (§§ 630 a ff. BGB) die Haf-
tung zulasten des Arztes verschärft. End-
lich spielt auch das Regressverhalten der 
Sozialversicherungsträger, insbesondere 
der Krankenkassen, eine nicht unerhebli-
che Rolle. Die Zahl der Regresse und das 
Volumen der gegenüber den Kranken-
häusern geltend gemachten Schadenser-
satzansprüche haben sich in den letzten 
Jahrzehnten vervielfacht.
Das klassische Haftpflichtrisiko unserer 
Mitglieder liegt im Bereich der Amtshaf-
tung. Der Kommunale Schadenausgleich 
ist ursprünglich zu dem Zweck gegründet 
worden, die kommunalen Gebietskörper-
schaften vor den Folgen von “Verwal-
tungsunrecht“ zu schützen. Die Fallkon-
stellationen aus dem Bereich der Amts-
pflichtverletzung sind vielfältig: die Ge-
meinde versagt zu Unrecht ihr Einverneh-
men zu einem Bauvorhaben, welches 
dann nach einem langjährigen Gerichts-
verfahren erst verspätet durchgeführt 
werden kann. Ein Bauherr muss das von 
ihm errichtete Gebäude wieder abreißen, 
weil die ihm erteilte Baugenehmigung 
rechtswidrig war und auf den Wider-
spruch eines Nachbarn aufgehoben wer-
den musste. Die Regenwasserkanalisati-
on einer Stadt ist unterdimensioniert mit 
der Folge, dass bei einem Starkregener-
eignis eine große Anzahl von Grundstü-
cken überflutet wird. Die Zulassungsstelle 
verabsäumt es, ein nicht mehr versicher-
tes Fahrzeug stillzulegen, mit dem dann 

ein schwerer Verkehrsunfall verursacht 
wird. Der Feuerwehr gelingt es nicht, 
einen Containerbrand auf dem Gelände 
eines Hotels unter Kontrolle zu bringen mit 
der Folge, dass der gesamte Gebäude-
komplex abbrennt. Einem Bürger entste-
hen erhebliche nutzlose Aufwendungen 
für eine Fernreise, die er nicht antreten 
kann, weil ihm das Einwohnermeldeamt 
falsche Auskünfte hinsichtlich der Einrei-
sedokumente erteilt hat. Das Ordnungs-
amt schließt einen Schlachtbetrieb, weil 
es zu Unrecht davon ausgeht, dass der 
Betrieb gesetzliche Hygienevorschriften 
nicht beachtet. Das Jugendamt verab-
säumt es gegen eine Pflegefamilie einzu-
schreiten, die gegenüber dem Pflegekind 
das Kindeswohl nicht beachtet. Das 
Gesundheitsamt verfügt zu Unrecht die 
Einweisung eines Bürgers nach den 
PsychKG.
Die Aufzählung ließe sich beliebig fort-
schreiben. In der Regulierungspraxis aller 
Versicherungszweige lässt sich im Übri-
gen eine Tendenz zu Großschadenfällen 
beobachten. Großschadenfälle sind zum 
einen solche Schadenfälle, in denen 
durch ein einzelnes Ereignis bei dem 
versicherten Mitglied oder einem Dritten 
ein außergewöhnlich hoher Schaden 
entsteht. In der Kaskoversicherung ist da-
ran zu denken, dass etwa durch ein Feuer 
der gesamte bei uns versicherte Fuhrpark 
vollständig zerstört wird. In der Kfz-
Haftpflichtversicherung entstehen hohe 
Aufwendungen bei Verkehrsunfällen, die 
zu schweren Personenschäden führen, z. 
B. dann, wenn Unfallopfer lebenslang 
pflegebedürftig werden. In der allgemei-
nen Haftpflichtversicherung ist außer der 
Wagnisgruppe der Krankenhäuser das 
Haftungsrisiko der kommunalen Energie-
versorger, z. B. als Gasversorger, zu nen-
nen. Zum Glück nicht oft, aber dennoch 
immer wieder, entstehen sehr hohe Scha-
denaufwendungen bei Explosionsunglü-
cken, bei denen Tote, Schwerverletzte und 
erhebliche Gebäudeschäden zu bekla-
gen sind.
Zu den Großschadenfällen gehören zum 
anderen auch solche Schadenfälle, in 
denen der bei den jeweiligen Geschädig-
ten entstandene Schaden für sich genom-
men überschaubar bleibt, es in der 
Summe jedoch dadurch zu hohen Scha-
denaufwendungen kommt, weil die An-
zahl der Geschädigten beträchtlich ist. So 
sind dem Kommunalen Schadenaus-
gleich z. B. im Zuge der Finanzkrise mas-
senhaft Schadenfälle von den Kommuna-
len Sparkassen gemeldet worden, in 
denen Kunden Schadenersatz wegen be-
haupteter Beratungsfehler geltend ge-
macht haben. Aktuell spielen die Scha-
denfälle der Kommunalen Stadtwerke als 
Stromversorger eine große Rolle, in denen 
z. B. als Folge einer Stromunterbrechung 
hunderte oder gar tausende Kunden 
Schadenersatzforderungen erheben. Sol-

che Fälle stellen auch eine büroorganisa-
torische Herausforderung dar.

8. Ausblick
Der Kommunale Schadenausgleich 
Schleswig-Holstein hat sich als Selbst-
hilfeeinrichtung der Kommunen bewährt. 
Die Motive, die seinerzeit zur Gründung 
des Haftpflichtverbandes führten, nämlich 
den Kommunen und ihren Gesellschaften 
und Verbänden einen umfassenden und 
grundsätzlich der Höhe nach unbegrenz-
ten Versicherungsschutz zu günstigen 
Bedingungen zur Verfügung zu stellen, 
sind auch heute noch aktuell. Der Scha-
denausgleich versteht sich jedoch  nicht 
lediglich als Abrechnungsstelle für Auf-
wendungen der Kommunen in Schaden-
fällen. Im Hinblick darauf, dass die kom-
munalen Aufgaben immer vielschichtiger 
und komplizierter werden, entsteht bei 
den Kommunen zwangsläufig ein er-
höhter Bedarf an Beratung in Versiche-
rungsangelegenheiten. Der Kommunale 
Schadenausgleich sieht seine Aufgabe 
auch künftig darin, diesen Bedarf zu be-
friedigen und den Kommunen insbeson-
dere auf dem Gebiet der Schadensvor-
sorge - mit segensreicher Unterstützung 
durch die Bundesarbeitsgemeinschaft 
Deutscher Kommunalversicherer - zur 
Seite zu stehen.
Bewährt hat sich der Kommunale Scha-
denausgleich in der Vergangenheit insbe-
sondere auch in Großschadenfällen. 
Entwicklungen wie etwa im Krankenhaus-
bereich mit ausufernden Schadenauf-
wendungen, die dazu geführt haben, 
dass sich ein Großteil der Marktversiche-
rer aus diesem Geschäft zurückgezogen 
haben, konnten der Kommunalen Selbst-
hilfeeinrichtung nicht zuletzt auch wegen 
eines sehr gut funktionierenden Rückdec-
kungssystems nichts anhaben. Auch in 
Zukunft wird sich der Kommunale Scha-
denausgleich den Herausforderungen 
durch Großschadenfälle, die zunehmend 
auch in anderen Bereichen zu verzeich-
nen sind, stellen müssen. Darüber hinaus 
wird es Aufgabe der deutschen Kommu-
nalversicherung insgesamt sein, Tenden-
zen des Gesetzgebers, die es in der Ver-
gangenheit immer wieder gegeben hat, 
das Haftungsrecht und insbesondere das 
Amtshaftungsrecht zu verschärfen, recht-
zeitig zu erkennen und die berechtigten 
Interessen der Kommunen und Kommu-
nalen Erstversicherer in den Verfahren 
einzubringen.
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Versorgungsausgleichskasse der 
Kommunalverbände in 
Schleswig-Holstein (VAK)
Nils Lindemann, Geschäftsführer

Dürfen wir uns Ihnen vorstellen? 
Wir sind die Versorgungsausgleichskasse 
der Kommunalverbände in Schleswig- 
Holstein, kurz gesagt die VAK. Seit 70 
Jahren sind wir Ihr Partner auf dem Gebiet 
der Personaldienstleistungen im kommu-

nalen Bereich.  Die Versorgungsaus-
gleichskasse der Kommunalverbände in 
Schleswig-Holstein ist aufgrund des 
Gesetzes vom 30.05.1949 als Gesamt-
rechtsnachfolger der am 21.03.1916 
gegründeten Ruhegehaltskasse der Pro-
vinz Schleswig-Holstein und der am 
27.02.1884 gegründeten Witwen- und 
Waisenkasse der Provinz Schleswig-
Holstein errichtet worden. „Klassische“ 
Aufgabe ist die Ausgleichung der Lasten 
ihrer Mitglieder, die diesen durch die 
gesetzliche Versorgung ihrer Bedienste-
ten und deren Hinterbliebenen entstehen 
(vgl. § 2 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Versorgungsausgleichskasse der Kom-
munalverbände in Schleswig-Holstein S.-
H.). So hat die VAK insbesondere die Ver-
sorgungsbezüge an Bedienstete ihrer 
Mitglieder oder deren Hinterbliebene, 
soweit Anspruch auf Versorgung nach 
beamtenrechtlichen Vorschriften oder 
Grundsätzen besteht, zu gewähren.
Gegründet im Jahre 1949 als reine Versor-
gungskasse wurde ab dem Jahr 1977 
auch der Versorgungsausgleich für die 

Mitglieder abgewickelt.  Seit 1990 wird 
auch die Nachversicherung bei der ge-
setzlichen Rentenversicherung von der 
VAK durchgeführt. Ein Meilenstein in der 
Entwicklung der VAK ist - als freiwillige 
Leistung - die Gründung der Beihilfekas-
se, die im Jahr 1992 erfolgte.  Die kommu-
nale Familie lässt fast flächendeckend die 
Beihilfeberechnung für ihre Beamten von 
der VAK durchführen. Durch zeitnahe 
Bearbeitungszeiten hat die Beihilfekasse 
nicht unerheblich zu dem guten Ruf der 
VAK als kommunaler Dienstleister beige-
tragen. Mit der Gründung der Bezügekas-
se im Jahr 2005 erweiterte sich unser 
Dienstleistungsangebot um die freiwillige 
Abrechnung von Bezügen (Besoldung 
und Entgelt) für aktive Beamte und Tarif-
beschäftigte der kommunalen Familie. 
Um den regionalen Besonderheiten Rech-
nung zu tragen, wurde im Kreis Steinburg 
im Jahr 2010 ein Regionalzentrum der 
Bezügekasse in Itzehoe gegründet sowie 
im Jahr 2011 ein weiteres Regionalzen-
trum in Rendsburg. 
Ein weiterer neuer Bereich für freiwillige 
Dienstleistungen der VAK hat sich am 
01.06.2015 mit dem Aufbau der Zentralen 
Stelle für das  Personalverwaltungsver-
fahren KoPers bzw. dPersonalmanage-
ment ergeben. Hier geht es um die daten-
schutzrechtliche Freigabe des neuen 
Verfahrens bzw. deren Updates, die 
Durchführung von Tests sowie unter ande-
rem um die Erstellung der Verfahrensdo-
kumentation. Der Landesrechnungshof 
sowie das Unabhängige Landeszentrum 
für Datenschutz haben ein großes Interes-
se daran, dass die Kommunen diese nach 
dem LDSG obliegenden Aufgaben ord-
nungsgemäß durchführen. Daher haben 
sie angeregt, dass die VAK diese Aufga-

ben auch für die Nichtmitglieder der Bezü-
gekasse anbietet. 
Sie sehen, in den vergangenen Jahrzehn-
ten konnten wir unser Dienstleistungs-
spektrum immer weiter ausbauen und 
können Ihnen nun ein umfangreiches 
Portfolio anbieten. Dabei decken wir den 
Bedarf für ganz Schleswig-Holstein ab: 
Von der Nordsee bis zur Ostsee, der däni-
schen Grenze bis kurz vor Hamburg 
erstreckt sich unserer Kundenkreis auf 
den ganzen Norden. Insgesamt arbeiten 
bei der VAK rund 130 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in drei Liegenschaften (Kiel, 
Itzehoe und Rendsburg) und sechs Berei-
chen täglich für unsere Kunden und Mit-
glieder.
Auf konstant hohem Niveau bieten wir 
unsere Leistungen nun bereits seit 70 
Jahren an und feiern somit in diesem Jahr 
unseren runden Geburtstag. Wir sehen 
uns als kommunales Dienstleistungszen-
trum und haben das Bestreben, uns stän-
dig zu verbessern und weiterzuentwi-
ckeln. Gerade im Zeitalter des demografi-
schen Wandels und der zunehmenden 
Digitalisierung obliegt dem öffentlichen 
Sektor die Aufgabe, eine „Moderne Kom-
mune“ zu sein bzw. zu werden. Die Anfor-
derungen werden immer komplexer und 
es ist unser Anliegen, diesen Wandel aktiv 
mitzugestalten. 
Zu dem Thema „Moderne Kommune“ 
werden wir in diesem Jahr eine Veranstal-
tung ausrichten.
Die VAK nimmt Kurs auf eine noch moder-
nere Verwaltung und bietet mit dem neuen 
Bereich „Personalservice“ mehrere neue 
Leistungen für Sie an. Bedarfe sehen wir 
derzeit insbesondere bei der externen 
Personalverwaltung (inkl. Reisemanage-
ment) sowie der Stellenbewertung.
Setzen auch Sie auch schon mit der VAK 
voll auf Kurs?
Wenn Sie mehr über uns, unsere Arbeit 
oder unser Dienstleistungsangebot erfah-
ren wollen, dann besuchen Sie doch un-
sere Internetseite www.vak-sh.de 

Ihr 
Nils Lindemann
Geschäftsführer der VAK

Die Hanseatische Feuerwehr-Unfallkasse 
Nord (HFUK Nord) ist Träger der gesetzli-
chen Unfallversicherung für rund 120.000 

Die Hanseatische 
Feuerwehr-Unfallkasse Nord (HFUK)
Die Feuerwehr in guten Händen

Christian Heinz, stellvertretender Geschäftsführer

ehrenamtlich tätige Feuerwehrangehöri-
ge in den Freiwilligen Feuerwehren der 
Länder Mecklenburg-Vorpommern und 

Schleswig-Holstein sowie der Freien und 
Hansestadt Hamburg. Für ihre Versicher-
ten bietet die HFUK Nord den gesetzli-
chen Unfallversicherungsschutz sowie 
beispielhafte ergänzende Leistungen.
Als weitere Dienstleistung übernimmt die 
HFUK Nord im Auftrag der Träger des 
Brandschutzes die Entschädigung nicht-
unfallbedingter Gesundheitsschäden für 
Feuerwehrangehörige sowie die Erstat-
tung der Entgeltfortzahlung an private 
Arbeitgeber.
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Kommt es zu einem Unfall, sind die medi-
zinische und soziale Rehabilitation sowie 
die finanzielle Kompensation mit allen 
geeigneten Mitteln unsere Aufgaben. Im 
Jahr 2018 wurden der HFUK Nord  2.322 
Unfälle gemeldet. Darunter waren auch 
wieder einige schwere Unfälle mit erhebli-
chen Verletzungsfolgen für die betroffenen 
Feuerwehrangehörigen. Zudem gab es 
leider auch zwei Todesfälle zu beklagen. 

Prävention mit allen geeigneten Mitteln
Jeder Unfall ist einer zu viel! Jeder Euro, 
der in durchdachte Maßnahmen zur Un-
fallverhütung investiert wird, ist gut ange-
legtes Geld. Die HFUK Nord hat gemäß § 
14 SGB VII mit allen geeigneten Mitteln für 
die Verhütung von Arbeitsunfällen, Berufs-
krankheiten und arbeitsbedingten Ge-
sundheitsgefahren sowie für eine wirksa-
me Erste Hilfe zu sorgen. Dabei ist auch 
den Ursachen von arbeitsbedingten Ge-
fahren für Leben und Gesundheit nachzu-
gehen. 

Die HFUK Nord versteht ihren gesetzli-
chen Auftrag nicht nur dahingehend, eine 
sicherheitstechnische Überwachung der 
Feuerwehren durchzuführen. In erster Li-
nie ist es Anliegen der Feuerwehr-Un-
fallkasse, kompetenter Berater und Part-
ner für die Gemeinden und Wehren vor Ort 
zu sein, wenn es um Fragen und Belange 
der Sicherheit und Gesundheit im Feuer-
wehrdienst geht.
Für die HFUK Nord ergeben sich aus 
diesem Auftrag eine Vielzahl unterschied-
licher Aufgaben, Maßnahmen, Aktivitäten 
und Projekte, die in der Präventionsarbeit 
umgesetzt werden. Mit bundesweit aner-
kannten Präventionsprogrammen und 
Projekten wie „Gefährdungsbeurteilung 
online“, „FitForFire“, „Feuerwehrhauspla-
nung online“ oder „FUK-CIRS“, einer 

Datenbank für die Analyse von Beinahe-
Unfällen, leistet die HFUK Nord einen 
weiteren wichtigen Beitrag zur Sicherheit 
und Gesundheit in den Freiwilligen Feuer-
wehren und für die Feuerwehrangehöri-
gen. Und davon profitieren auch die Kom-
munen als Träger des Brandschutzes.

Beratung als Serviceangebot
Ein Beispiel für eine Serviceleistung der 
Prävention ist die Beratung der Städte, 
Gemeinden und Landkreise bei der Bau-
planung von Feuerwehreinrichtungen. 
Wenn es an die Projektierung von Neu-, 
Um- und Ausbauten geht, ist die HFUK 
Nord für die Planer und Architekten wichti-
ger Ansprechpartner. Da es sich immer 
um Investitionen für mehrere Jahrzehnte 
handelt, müssen hinsichtlich des Arbeits- 
und Gesundheitsschutzes alle aktuellen 
Gesetze und Vorschriften beachtet wer-
den. Oberstes Ziel ist es, die Sicherheit für 
die Feuerwehrangehörigen zu gewähr-
leisten, ohne dabei die Kosten aus dem 

Blickfeld zu verlieren.
Die HFUK Nord sorgt zudem für die nötige 
Wissens- und Informationsvermittlung 
von Sicherheits- und Gesundheitsthe-
men. Dafür können die Sicherheitsbeauf-
tragten sowie die Fach- und Führungs-
kräfte der Feuerwehren zahlreiche Aus- 
und Fortbildungsseminare der Kasse 
besuchen und auf vielfältige Medien zur 
Unfallverhütung zurückgreifen, die die 
HFUK Nord produziert und an die Feuer-
wehren herausgibt. 
Viele unserer Seminare sind als Bildungs-
urlaub anerkannt, d.h. die Teilnehmenden 
können für ihren Seminarbesuch den 
gesetzlich geregelten Anspruch auf Wei-
terbildung während der Arbeitszeit gel-
tend machen.
Regelmäßig pflegen wir den Dialog mit 
unseren Kostenträgern und Versicherten. 
Unsere Tagungsreihe „HFUK-Kommunal-
forum“, die sich an Fach- und Führungs-
kräften der Kommunen und der Feuer-
wehren richtet,  dient der Information über 
aktuelle Themen rund um Sicherheit und 
Gesundheit im Feuerwehrdienst und dem 
konstruktiven Austausch. 

Paritätisch selbst verwaltet
In den ehrenamtlichen Selbstverwal-
tungsorganen Vorstand und Vertreterver-
sammlung werden bei der HFUK Nord 
alle wichtigen Entscheidungen getroffen. 
Die Selbstverwaltungsorgane setzen sich 
zu je einem Drittel aus Vertretern der Län-
der Freie und Hansestadt Hamburg, 
Mecklenburg-Vorpommern und Schles-
wig-Holstein zusammen.
Die Kostenträger (Kommunen) und Versi-
cherten (Feuerwehrangehörige) sind pa-
ritätisch, d.h. jeweils zur Hälfte, in den 
Selbstverwaltungsorganen vertreten. Dies 
stellt sicher, dass alle getroffenen Ent-
scheidungen auf Augenhöhe von Ver-
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sicherten- und Kostenträgervertretern 
gleichberechtigt getroffen werden. 

Kundenorientiert und nah
Als länderübergreifender Unfallversiche-
rungsträger kommt die HFUK Nord mit 
einer schlanken Verwaltung aus. Beson-
deren Wert legen wir auf qualifizierte Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter. Dabei ver-

folgen wir eine ganzheitliche Sichtweise 
bei der Präventionsarbeit und Unfallsach-
bearbeitung. Zudem gilt der Grundsatz: 
Alle Leistungen aus einer Hand.
Die HFUK Nord ist mit ihren vier Standor-
ten in Hamburg, Kiel, Güstrow und Schwe-
rin kundennah aufgestellt und in der Flä-
che vertreten. Unsere Unfallsachbearbei-
terinnen und -sachbearbeiter kennen ihre 

Unfallverletzten beim Namen. Gerade in 
der medizinischen und beruflichen Reha-
bilitation sind der enge Kontakt und das 
persönliche Gespräch wichtig. Und bei 
allen Fragen der Unfallverhütung zahlen 
sich fachliche Kompetenz und örtliche 
Nähe ebenfalls aus.

Die Investitionsbank Schleswig-Holstein 
(IB.SH) ist das zentrale Förderinstitut des 
Landes. Sie unterstützt das Land Schles-
wig-Holstein in der Umsetzung wirt-
schafts- und strukturpolitischer Aufga-
ben. Die IB.SH berät in allen Förderfragen 
und vergibt Fördermittel sowohl für öffent-
liche als auch private Investitionsvorha-
ben in Schleswig-Holstein. 
Vorhaben von Kommunalkunden (Ge-
meinden, Ämter, Städte, Kreise, Zweck-
verbände sowie mehrheitlich kommunale 
Unternehmen) werden von der IB.SH auf 
vielfältige Weise begleitet: Die IB.SH berät 
und stellt Know-how zur Verfügung, sie 
trägt zur Finanzierung kommunaler Haus-
halte bei und finanziert kommunale Vorha-
ben auch zusammen mit Banken und 
Sparkassen, und sie vergibt Zuschüsse 
des Landes, des Bundes sowie der EU. 

Beratung 
Der Bereich Kommunalkunden der 
IB.SH bietet eine Förder- und Finanzie-
rungsberatung für Kommunen an. Dabei 
steht die wettbewerbsneutrale Beratung 
zu Förderprogrammen des Landes, des 
Bundes und der EU für Zuschüsse, zins-
günstige Darlehen und Darlehen mit Til-
gungszuschüssen im Vordergrund. 
Darüber hinaus hat die IB.SH spezielle 
Beratungsangebote für Kommunalkunden. 
Das Infrastruktur-Kompetenzzentrum 
der IB.SH berät und unterstützt Kommu-
nen und andere öffentliche Auftraggeber 
bei der Umsetzung öffentlicher Infrastruk-
turvorhaben in Schleswig-Holstein, insbe-
sondere in den Bereichen Schul- und 
Sportstätten, Sicherheit und Verwaltung, 
Verkehr sowie Ver- und Entsorgung (Was-
serwirtschaft, Breitband, Energie). 
Im Rahmen der vom Land Schleswig-Hol-
stein geförderten Frühphasenberatung 
begleitet die IB.SH Kommunen bereits bei 

Investitionsbank Schleswig-Holstein 
(IB.SH)

Dr. Joachim Keck, Leiter Kommunalkunden der Investitionsbank 
Schleswig-Holstein (IB.SH)
Joachim Krabbenhöft, Projektleiter, IB.SH Infrastruktur-Kompetenzzentrum

den ersten Schritten der Projektinitiierung. 
Auf dem Weg zum erfolgreich umgesetz-
ten Projekt können sich Kommunen bei 
der Durchführung belastbarer Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchungen für ihre Investi-
tionsentscheidung unterstützen und be-
raten lassen. Um optimale Wettbewerbs-
ergebnisse für die Vorhaben zu erreichen, 
begleitet die IB.SH Kommunen in wirt-
schaftlicher und finanzieller Hinsicht in 
Vergabeverfahren. 
Bei Investitionen in Infrastrukturprojekte 
bietet die IB.SH öffentlichen Projektträgern 
eine optimale Vorbereitung von Inves-
titionsentscheidungen, indem es Hand-
lungsalternativen, Investitions- und Folge-
kosten und Bewertungsverfahren transpa-
rent darlegt. Ziel ist es, die wirtschaftlichste 
Lösung für die Realisierung eines Vorha-
bens zu finden und damit unter bestmögli-
cher Nutzung der Ressourcen zur nach-
haltigen Entwicklung der Infrastruktur im 
Land beizutragen.
Der Bereich Mietwohnungsbau der 
IB.SH berät Kommunen und Investoren zu 
den Fördermöglichkeiten im Rahmen der 
sozialen Wohnraumförderung und zu den 
Förderprogrammen der KfW. Die IB.SH 
fördert und finanziert den Neubau sowie 
die Modernisierung und Sanierung von 
Mietobjekten. Darüber hinaus können 
sich die Kommunen zu allen Finanzie-
rungsfragen beraten lassen und Muster-
berechnungen zur Wirtschaftlichkeit von 
Investitionen in den Mietwohnungsbau 
bekommen. Zusammen mit den aktuellen 
wohnungswirtschaftlichen Daten der 
IB.SH erhalten die Kommunen damit eine 
umfangreiche und gesicherte Basis für 
strategische Entscheidungen und die 
Konzepterstellung zur Wohnungsmarkt-
entwicklung.
Kommunen haben als Wohn- und Wirt-
schaftsstandorte einen großen Einfluss 

auf die nachhaltige Entwicklung Schles-
wig-Holsteins. Mit der Verantwortung für 
die Daseinsvorsorge vermitteln Kommu-
nen zwischen den unterschiedlichen 
Interessenlagen kommunaler Akteure bei 
sehr vielschichtigen und häufig umwelt- 
und energierelevanten Fragestellungen 
wie z.B. Bauleitplanung, Stadt- bzw. 
Regionalentwicklung, Ver- und Entsor-
gung. Die IB.SH Energieagentur identifi-
ziert gemeinsam mit allen kommunalen 
Akteuren zukunftsorientierte Maßnahmen 
unter dem Aspekt der regionalen Wert-
schöpfung, schätzt unter Berücksichti-
gung der Fördermöglichkeiten deren 
technisch-wirtschaftliche Machbarkeit ein 
und begleitet die ersten Schritte der Um-
setzung.  
Beispielhaft verknüpft das Förderpro-
gramm der energetischen Quartiersent-
wicklung Anforderungen an die energeti-
sche Gebäudesanierung, effiziente Ener-
gieversorgungssysteme und den Ausbau 
erneuerbarer Energien mit demografi-
schen, ökonomischen, städtebaulichen 
und wohnungswirtschaftlichen Fragestel-
lungen. Diese Förderung des Bundes 
wird durch das Ministerium für Inneres, 
ländliche Räume und Integration sowie 
das Ministerium für Energiewende, Land-
wirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisie-
rung ergänzt. Die IB.SH Energieagentur 
begleitet Kommunen hier auch im Rah-
men der Energie- und Klimaschutzinitiati-
ve des Landes Schleswig-Holsteins (EKI) 
und bietet zu den verschiedenen Hand-
lungsoptionen Initialberatungen, gern 
auch vor Ort, an und sorgt für die nötige 
Transparenz für Kommunalbeschlüsse 
bzw. Investitionsentscheidungen für ener-
giewirtschaftliche und umweltschutz-
orientierte Vorhaben.
Bei der Ansiedlung und Erweiterung von 
Unternehmen sind die IB.SH Förderlot-
sen ein wichtiger Partner der Kommunen. 
Sie beraten Gründungsinteressierte und 
Unternehmen neutral und unentgeltlich 
über öffentliche Finanzierungs- und För-
derangebote des Landes und des Bun-
des – natürlich auch über die vielfältigen 
Förderangebote der IB.SH. Der Bereich 
Firmenkunden der IB.SH unterstützt 
mittelständische Unternehmen und Exis-
tenzgründungen bei der Finanzierung 
ihrer Vorhaben. Egal ob es sich um Inves-
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titionen, Innovationen, Digitalisierung, 
Erweiterungen oder Unternehmensnach-
folgen handelt – die IB.SH finanziert Vor-
haben gemeinsam mit der Hausbank 
oder auch allein. Durch die Übernahme 
von stillen und offenen Beteiligungen stellt 
die IB.SH Unternehmern und Startups 
außerdem Eigenkapital zur Verfügung. 
Des Weiteren ist die IB.SH Teil des welt-
weit größten Beratungsnetzwerks für klei-
ne und mittlere Unternehmen, dem „En-
terprise Europe Network“. Es berät zu 
EU-Förderprogrammen, kombiniert inter-
nationales Know-How mit regionaler 
Expertise und stellt diese den Unterneh-
men in Form von Beratung, Suche nach 
Kooperationspartnern im Ausland oder 
als Hilfe bei der Antragstellung für EU-
Programme zur Verfügung. Kommunen 
und kommunale Einrichtungen erhalten 
kostenfrei Informationen zu geeigneten 
EU-Förderprogrammen, beispielsweise 
zur Initiierung von Bürgerbegegnungen 
oder zur Vernetzung mit anderen Kommu-
nen in Europa. Auf diese Angebote der 
IB.SH können die Kommunen Unterneh-
men hinweisen.

Darlehen
Der Bereich Kommunalkunden der 
IB.SH finanziert und berät Kommunen 
und deren Unternehmen in Schleswig-
Holstein. 
Gemeinden, Ämter, Städte, Kreise und 
Zweckverbände versorgt die IB.SH auch in 
Kooperation mit den Hausbanken mit 
zinsgünstigen, langlaufenden Krediten zur 
Finanzierung von Haushalten und Pro-
jekten. Dabei bedient sie sich der Refinan-
zierung der Kreditanstalt für Wiederauf-
bau, der Landwirtschaftlichen Rentenbank 
und der Europäischen Investitionsbank.
Mehrheitlich kommunale Unternehmen 
sind aktiv bei der Daseinsgrundversor-
gung mit Strom, Gas, Wasser und Wärme 
und teilweise auch Telekommunikation. 
Für all das stellt die IB.SH Kredite und 
Fördermittel zur Finanzierung der dazu 
notwendigen Investitionen zur Verfügung. 
Auch hier kommen neben Mitteln der Kre-
ditanstalt für Wiederaufbau auch Mittel 
der Europäischen Investitionsbank zum 
Einsatz.

Breitbandausbau:
Mit dem zinsvergünstigten IB.SH Breit-
band-Förderdarlehen Kommunen fördert 
die IB.SH die Finanzierung einer flächen-
deckenden Versorgung mit leistungsfähi-
gen Internetanschlüssen in Schleswig-
Holstein (passives Netz). Finanzierungen 
erfolgen zusammen mit den Hausbanken. 
Die Mittel sind in den ersten fünf Jahren 
zinsverbilligt und tilgungsfrei, da das Vor-
haben erst danach beginnt, sich selbst zu 
tragen. Außerdem gewährt die IB.SH 
langfristige Zinsbindungen und Laufzei-
ten, um dem langfristigen Charakter der 
Investition Rechnung zu tragen.

Wasserwirtschaft:
Mit Laufzeiten und Zinsbindungsfristen 
von bis zu 40 Jahren werden die kommu-
nalen Beteiligten in der Wasserwirtschaft 
(Ver- und Entsorger, Wasser-, Siel- und 
Bodenverbände) unterstützt (hierzu ist ein 
Beitrag für die Juni-Ausgabe geplant).

Zuschüsse
Der Bereich Wohnquartiersentwick-
lung/Städtebauförderung der IB.SH ist 
Ansprechpartner insbesondere für Städte 
und Gemeinden in Fragen der integrierten 
Stadt- und Quartiersentwicklung. Als 
Partner der Kommunen unterstützt die 
IB.SH die nachhaltige Entwicklung und 
Aufwertung der Stadt- und Gemeinde-
quartiere, indem sie Städtebauförderpro-
gramme abwickelt und Zuschüsse ver-
gibt.
Die Kommunen können sich zusätzlich 
bei der IB.SH im Rahmen des KfW-Pro-
gramms „Energetische Stadtsanierung“ 
über Zuschussmöglichkeiten der KfW und 
des Landes Schleswig-Holstein beraten 
lassen.
„Gemeinsam bezahlbares Wohnen in den 
Quartieren schaffen“ ist eine weitere wich-
tige Aufgabe. Der Bereich unterstützt 
sowohl Kommunen selbst als auch Drittin-
vestoren bei der Planung und Umsetzung 
von geförderten Wohnprojekten, indem er 
sie berät und Förderdarlehen und Zu-
schüsse vergibt. Gerade im Programm 
„Energetische Stadtsanierung“ unter-
stützt der Bereich Wohnquartierentwick-
lung/Städtebauförderung gemeinsam mit 
der Energieagentur der IB.SH die Kom-
munen bei der Antragsstellung entspre-
chender Fördergelder bei der KfW. Da-
durch wird sichergestellt, dass die Anträ-
ge vollständig und korrekt sind und die 
Zuschüsse zügig und in geplanter Höhe 
ausgezahlt werden.
Der Bereich Arbeitsmarkt- und Struktur-
förderung der IB.SH ist im Auftrag des 
Landes für die Abwicklung verschiedener 
Zuschuss-Förderprogramme zuständig. 
Der Bereich ist dabei Ansprechpartner für 
die Kommunen von der Beratung und 
Begleitung bei der Antragstellung über die 
Bewilligung bis hin zur Auszahlung der 
Zuschüsse.  
Mit dem Landesprogramm Wirtschaft 
werden Wachstum und Beschäftigung in 
Schleswig-Holstein gefördert, z.B. durch 
Zuschüsse für den Ausbau der wirt-
schaftsnahen Infrastruktur, Tourismuspro-
jekte zur Inwertsetzung des Kultur- und 
Naturerbes, nachhaltige Stadtentwick-
lungsvorhaben oder für regionale Koope-
rationen. Zudem wickelt die Arbeitsmarkt- 
und Strukturförderung verschiedene För-
derprogramme für Investitionen in Schu-
len und Kitas ab: Im Rahmen des Kommu-
nalinvestitionsförderungsgesetzes wer-
den in finanzschwachen Kommunen In-
vestitionen zur Verbesserung der Schulin-
frastruktur öffentlicher allgemein bilden-

der Schulen, Förderzentren und berufsbil-
dender Schulen bezuschusst. Das Pro-
gramm IMPULS 2030 ist auf die Förde-
rung von Investitionen zur Verbesserung 
der Infrastruktur von Schulen in öffentli-
cher und freier Trägerschaft ausgerichtet. 
Einen Zuschuss kann es außerdem aus 
dem Landesprogramm zur Sanierung 
sanitärer Räume in öffentlichen Schulen 
(SANI I-III) geben. Für den Bau und die 
Sanierung von Kindertageseinrichtungen 
können Zuschüsse aus dem Kita-Sofort-
programm 2019 beantragt werden.
Die IB.SH ist Trägerin der Verwaltungsbe-
hörde für die deutsch-dänische Zusam-
menarbeit im Rahmen des EU-Förderpro-
gramms Interreg Deutschland-Danmark, 
die gemeinsam mit dem im dänischen 
Krusau gelegenen Interreg-Sekretariat die 
Programmverwaltung bildet. Das Pro-
gramm leistet einen Beitrag zu Wachstum 
und Zusammenarbeit in den Bereichen 
Wirtschaft, Beschäftigung, Ausbildung und 
Kultur und unterstützt auf diese Weise die 
Weiterentwicklung der deutsch-dänischen 
Grenzregion in den Jahren 2014-2020.
Kommunen aus der Programmregion 
haben im Rahmen des Programms Inter-
reg Deutschland-Danmark die Möglich-
keit, an grenzüberschreitenden Projekten 
in den Bereichen Grenzüberschreitende 
Innovation, Nachhaltige Entwicklung, Be-
schäftigung und Funktionelle Zusammen-
arbeit mitzuwirken. Die Programmregion 
umfasst auf deutscher Seite die Kreise 
Nordfriesland, Ostholstein, Plön, Rends-
burg-Eckernförde und Schleswig-Flens-
burg sowie die kreisfreien Städte Flens-
burg, Kiel, Lübeck und Neumünster. Je 
nach Projektinhalt wird den Projektpart-
nern ein Zuschuss von 60 % oder 75 % der 
förderfähigen Gesamtkosten gewährt. 
Die IB.SH nimmt im Auftrag der Ostseean-
rainerstaaten die Rolle der gemeinsamen 
Verwaltungsbehörde für das EU-Förder-
programm Interreg Baltic Sea Region 
wahr und stellt das Programmsekretariat 
in Rostock und Riga. Interreg Baltic Sea 
Region hilft Kommunen, sich ostseeweit 
zu vernetzen und gemeinsame Fragestel-
lungen gemeinsam zu bearbeiten. Dazu 
gehören beispielsweise Innovationsför-
derung, neue Lösungen für Fragen der 
Daseinsvorsorge oder Umweltthemen. 
Kommunen können von Erfahrungen lau-
fender Projekte profitieren, Netzwerkpart-
ner und Expertise finden, Wissen und 
Erfahrung austauschen, Ressourcen ge-
meinsam nutzen und sich an erfolgrei-
chen Modellen orientieren. Für diese Art 
von Kooperationsprojekten gibt es finan-
zielle Unterstützung durch Interreg Baltic 
Sea Region. 

Nähere Informationen unter: 
ib-sh.de/kommunen
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Richard Krause, Geschäftsführer
Carina Kühl, Schulungs- und Kommunikationsmanagerin

Breitband-Kompetenzzentrum 
Schleswig-Holstein (BKZ.SH)

Das Breitband-Kompetenzzentrum Schles-
wig-Holstein (BKZ.SH) ist eine gemeinsa-
me Einrichtung der Kommunalen Landes-
verbände (Städteverband Schleswig-
Holstein, Schleswig-Holsteinischer Ge-
meindetag, Schleswig-Holsteinischer 
Landkreistag) und wird durch das Land mit 
Mitteln aus dem Landesprogramm Wirt-
schaft gefördert.

Breitbandstrategie des Landes
Der Austausch von Daten nimmt in der 
heutigen Informationsgesellschaft immer 
mehr zu. Nahezu alle Bereiche des Ar-
beitens und Lebens sind von dieser Ent-
wicklung betroffen. Eine flächendecken-
de, nachhaltige Breitbandinfrastruktur, die 
diesem Bedarf nach immer mehr Band-
breite Rechnung trägt und die ohne hohe 
Zusatzinvestitionen entwicklungsfähig ist, 
stellt einen wesentlichen Faktor für die 
Wettbewerbsfähigkeit und Standortat-
traktivität Schleswig-Holsteins dar. Schon 
heute und noch mehr in der Zukunft 
brauchen wir nicht nur Straßen, Energie-
netze und andere (öffentliche) Infrastruk-
turen, sondern ebenso Breitband-Hoch-
geschwindigkeitsnetze. 
Und im Gegensatz zu Straßen-Autobah-
nen brauchen wir diese Daten-Autobah-
nen in allen Regionen des Landes, damit 
unsere Unternehmen in einer global ver-
netzten Wirtschaft mithalten können.
Deshalb setzt das Land Schleswig-Hol-
stein schon seit 2013 auf eine Glasfaser-
Infrastruktur. Das BKZSH dient dabei als 
zentrale Beratungs- und Koordinierungs-
stelle des Landes, der Kommunen und 
der kommunalen Gebietskörperschaften. 
Das BKZSH begleitet und unterstützt alle 
Akteure im Land, die den Ausbau eines 
flächendeckenden Glasfasernetzes vor-
antreiben und dazu beitragen, dass 
Schleswig-Holstein bis 2025 mit schnells-
tem Breitband versorgt wird. Glasfaser ist 
die einzige Technologie, die den Anforde-
rungen an das Internet von morgen ge-
nügt und zugleich den Wirtschaftsstand-
ort und die Attraktivität des ländlichen 
Raumes massiv aufwertet.

Breitbandberatung
Seine Hauptaufgabe sieht das BKZSH in 
der umfassenden Beratung, Begleitung 
und Unterstützung der Akteure in Schles-

wig-Holstein, die den Ausbau eines flä-
chendeckenden Glasfasernetzes voran-
treiben und dazu beitragen, dass Schles-
wig-Holstein bis 2025 mit schnellstem 
Breitband versorgt wird, um den technolo-
gischen Anforderungen an das Internet 
von morgen zu genügen und zugleich den 
Wirtschaftsstandort und die Attraktivität 
des ländlichen Raumes massiv aufzuwer-
ten.
Das BKZSH ist als Partner der Gemeinden 
und Kommunalen Landesverbände vor 
allem in den Bereichen Breitbandbera-
tung, Geodatenmanagement, Aus- und 
Weitverbildung der Akteure sowie Öffent-
lichkeitsarbeit tätig. Die Beratungs- und In-
formationsleistungen reichen von der In-
formation einzelner Bürger und Unterneh-
men über die Versorgungssituation und 
das Thema Breitbanderschließung bis hin 
zur Begleitung aller Verfahrensschritte in 
Kreisen, Ämtern, Gemeinden und Zweck-
verbänden zur Erreichung einer nachhalti-
gen zukunftsfähigen Glasfaserinfrastruk-
tur.
Im Glasfaserausbau in Schleswig-Hol-
stein sind etwa 66 Akteure aktiv. 
Dazu zählen Breitbandzweckverbände, 
die in der Regel öffentlich geförderte Pro-
jekte umsetzen sowie Stadtwerke und alle 
privaten Anbieter. Von kommunaler Seite 

her begleitet das BKZSH Zweckverbände 
und Initiativen auf Amts- und Kreisebene, 
die das Ziel einer flächendeckenden 
Glasfaserinfrastruktur verfolgen, von Be-
ginn an in allen Verfahrensschritten.
Die Große Koalition in Berlin hat sich im 
aktuellen Koalitionsvertrag das Ziel ge-
setzt, Deutschland bis 2025 flächen-
deckend mit Gigabit-Netzen auszubauen. 

Damit verbunden ist ein Infrastruktur-
wechsel hin zur Glasfaser, die möglichst 
bis in jedes Haus verlegt werden soll (FTTB 
– Fibre to the Building). Schleswig-Holstein 
hat dieses Infrastrukturziel bereits seit 2013 
und ist beim FTTB-Ausbau bundesweit 
führend. Bereits an 39% aller Häuser in 
Schleswig-Holstein führt eine Glasfaser 
vorbei (homes passed) und bereits 29% 
aller Häuser in Schleswig-Holstein sind 
direkt mit einem Glasfaseranschluss aus-
gestattet (homes connected). Bei weiteren 
knapp 27% wird bereits gebaut (gelb) oder 
konkret geplant (hellgrün). 
Besonders in der Mitte, im Süden und im 
Südosten des Landes sind in den letzten 
Jahren bereits über einige Kreisgrenzen 
hinweg Glasfasernetze entstanden und 
werden betrieben. Entscheidende Akteu-
re in den letzten Jahren waren dabei Stadt-
werke, die Glasfaserinfrastrukturen und 
Telekommunikationsdienstleistungen als 
weiteren Geschäftszweig entwickelt ha-
ben. Beispielhaft sind hier die Stadtwerke 
Norderstedt, Neumünster und die Ver-
einigten Stadtwerke Ratzeburg, Mölln, 
Bad Oldesloe zu nennen, die weit über ihre 
eigentlich kommunalen Grenzen hinaus, 
Glasfasernetze errichten und betreiben. 
Regional haben sich einige kleinere 
Stadtwerke in den Kreisen Pinneberg, 
Rendsburg-Eckernförde und Schleswig-
Flensburg auf den Glasfaserausbau fo-
kussiert. 
Weitere wichtige Akteure, deren Ausbau-
aktivitäten in den letzten Jahren stark 
zugenommen haben, sind kommunale 
Breitbandzweckverbände, die nahezu flä-
chendeckend im Land entstanden sind 
(Abb. 2). Circa 70% des Glasfaseraus-
baus wird von den kommunalen Akteuren 
abgedeckt. Diese sind besonders im 
ländlichen Raum tätig, wo klassische pri-
vatwirtschaftliche Telekommunikations-
unternehmen (TKU) keinen Netzausbau 
für schnelle Internetverbindungen vorneh-
men. Die öffentliche Hand in Form von 
Breitbandzweckverbänden darf nur dort 
tätig werden, wo dieses Marktversagen 
festgestellt wurde.
Pioniere waren die Zweckverbände Mitt-
leres Schleswig-Holstein, Steinburg, Dith-
marschen und der Wegezweckverband 
der Gemeinden im Kreis Segeberg. Diese 
haben z.T. schon größere Glasfasernetze 
gebaut und bieten über ein EU-weit 
ausgewähltes TKU bereits entsprechende 
Endkundendienste wie Telefon, Internet 
und Fernsehen an. 
Im Rahmen des Bundesförderprogramms 
(BFP) für den Breitbandausbau in den 
Jahren 2015 bis 2018 haben sich zahl-
reiche weitere Breitbandzweckverbände 
gegründet und über das BFP konnten so 
insgesamt 153 Mio. � an Bundesförder-
mitteln nach Schleswig-Holstein geholt 
werden. Da die Breitbandzweckverbände 
rechtlich nicht selbst Endkundendienste 
anbieten können, sind sie verpflichtet, den 
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Abb. 2

Betrieb öffentlich auszuschreiben. Glei-
ches gilt für die Bauleistungen zur Errich-
tung der Glasfaserinfrastruktur. Viele der 
Zweckverbände, die von der Bundesför-
derung profitiert haben, befinden sich ge-
rade in der Ausschreibung der Bauleistun-
gen. Seit der zweiten Jahreshälfte 2018 
und in den Jahren 2019 und 2020 wird es 
zu einer deutlichen Steigerung der Tief-
bauaktivitäten kommen. 
Dies betrifft vor allem die Kreise Schles-
wig-Flensburg, Nordfriesland, Osthol-
stein und Plön. Ziel ist es, dass bis Ende 
2020 an 50% der Häuser in Schleswig-
Holstein eine Glasfaser im Gehweg vor-
beiführt. Bis Ende 2022 soll diese Zahl auf 
62% der Häuser anwachsen.
Insgesamt gibt es in Schleswig-Holstein 
23 Glasfaserprojekte mit aktiven Breit-
bandzweckverbänden, Stadt- oder Ge-
meindewerke oder regionalen bzw. inter-
nationalen Telekommunikationsunterneh-
men. 

Geodatenmanagement: 
Breitbandinformationssystem 
Schleswig-Holstein (BISH)
Um eine umfassende Beratung der Ak-
teure zu gewährleisten, ist ein Geodaten-
management unerlässlich. Bereits seit 
seiner Gründung 2010 setzt das BKZSH 
konsequent Geodaten in allen Beratungs- 
und Planungsmaßnahmen ein. Mitte 2014 
wurde mit dem BISH (Breitband-Informa-
tionssystem Schleswig-Holstein) eine 
neue Geodatenplattform als Auskunfts-
system für den interessierten Bürger und 
Planungswerkzeug für die kommunalen 
Breitbandprojekte an den Start gebracht. 

Der Betrieb und die Weiterentwicklung 
des BISH gehören zu den zentralen Auf-
gaben des BKZSH. Neben der umfang-
reichen Auskunftsfunktion ist das Ziel des 
BISH, die Infrastrukturanbieter zu koordi-
nieren, um daraus Kooperationen zur Nut-
zung aller Synergien im Tiefbau und in der 
Planung von Netzen zu entwickeln. Nur so 
kann ein kostengünstiger Ausbau der 

FTTH -/FTTB-Breitbandausbau in Schleswig-Holstein: Akteure beim Ausbau 

Abb. 3

Netze in Schleswig-Holstein gelingen. 
Das Breitband-Informationssystem BISH 
ist dabei die zentrale Geodatenplattform 
zur Breitbanderschließung in Schleswig-
Holstein.
Um das Ziel eines flächendeckenden 
Glasfasernetzes in Schleswig-Holstein bis 
2025 zu erreichen, ist eine zentrale Geo-
datenplattform, die alle relevanten Breit-
band-Informationen in einem System 
bereitstellt, unverzichtbar. Das BISH inte-
griert alle diese Informationen und löst die 
bisherigen Anwendungen Breitbandatlas, 
Baustellenatlas und Glasfaseratlas ab.
Ziel des BISH ist es, die Breitbander-
schließung und Infrastruktur sowie zusätz-
liche breitbandrelevante Informationen 
räumlich transparent darzustellen. Bürger, 
Unternehmen und vor allem auch alle 
Initiativen, die sich mit dem Breitband-
ausbau in Schleswig-Holstein befassen, 
erhalten einen schnellen und einfachen 
Zugang zu den Informationen.
Mit dem integrierten Planungswerkzeug 
können die zahlreichen kommunalen Breit-
band-Initiativen neben den vorhandenen 
Daten auch eigene Planungsdaten inte-
grieren oder direkt über eine Editierfunk-
tion erfassen und verwalten. Dazu ist ein 
interner Bereich vorhanden. Für den inter-
nen Bereich können sich verschiedenste 

Akteure online unter www.breitband-in-
sh.de registrieren. Nach einer Überprü-
fung erfolgt in der Regel die Freischaltung, 
sodass auch auf die internen Inhalte des 
Systems zugegriffen werden kann.
Das BISH ist ein lebendes System. Wei-
terentwicklungen und neue Datenintegra-
tionen werden über das eigene Nachrich-
tensystem kommuniziert. Die Entwicklung 
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und Programmierung des BISH 2.0 wird 
vom Land Schleswig-Holstein mit Mitteln 
aus dem Sondervermögen für Projekte 
mit landesweiter Bedeutung gefördert.
Zur Pflege des Breitband-Informations-
systems gehört zudem die vertiefende 
Analyse der weißen Glasfaserflecken, das 
Monitoring des Breitbandausbaus (Histo-
risierung von Geodaten) sowie die Doku-
mentation von vorhandenen, entste-
henden und potentiellen Infrastrukturen 
(Glasfasernetze, Kabelanlagen, Leer-
rohre, Verteilereinrichtungen, Funkmas-
ten etc.). Die gewonnen Hintergrund-
informationen unterstützen die Breitband-
berater bei der Beratung von Kommunen 
und Unternehmen, die sich im Breitband-
ausbau engagieren.

Werden Sie Fachleute fürs 
schnellste Netz
Um das Ziel, die weitgehend flächen-

deckende Glasfaserversorgung bis 2025 
in Schleswig-Holstein zu erreichen, hat 
das BKZSH ein Kommunikationskonzept 
entwickelt. Teil des Konzeptes ist daher 
auch das Schulungsangebot: „Werden 
Sie Fachleute für das schnellste Netz".

Vermittlung digitaler Kompetenzen 
Um möglichst viele Bürgerinnen und 
Bürger auf diesem Weg mitzunehmen 
und digitale Kompetenzen zu vermitteln, 
arbeitet das BKZSH mit Bürgermeistern, 
Ämtern, Gemeinden und Kommunen so-
wie Vereinen und Verbänden zusammen, 
um kostenlose Schulungen anzubieten. 
Diese richten sich insbesondere an Per-
sonen, die bisher wenige oder keine Be-
rührungen mit Smartphones, Tablets, 
Apps oder Videotelefonie hatten. Aber 
auch an all jene, die ihre Kenntnisse auf-
frischen oder andere Teilnehmer/innen 
unterstützen möchten. 

Learning by Doing
Das BKZSH zeigt praxisorientiert auf, 
welche Chancen und Möglichkeiten das 
schnelle Internet jedem einzelnen, ganz 
persönlich bietet. Welche Anwendungen 
und Applikationen das tägliche Leben 
erleichtern und bereichern können.

Schulungskoffer wird bereitgestellt 
Das BKZSH stellt während der Schulun-
gen verschiedene mobile Geräte, wie 
Smartphones oder Tablets, in einem 
Schulungskoffer bereit, sodass wirklich 
jeder teilnehmen kann. Die Geräte sind so 
vorbereitet, dass die Teilnehmer direkt 
loslegen können. Zudem werden für die 
jeweiligen Betriebssysteme Schulungs-
materialien bereitgestellt, die auch das 
Üben zu Hause unterstützen. 

Wozu schnelles Internet?
In den Schulungen werden vor allem An-
wendungen gemeinsam ausprobiert, die 
den Alltag erleichtern und Spaß machen 
sollen. Insbesondere werden Anwendun-
gen aus den vier Bereichen: Kommunika-
tion, Information, Navigation und Unter-
haltung vorgestellt und getestet.
Zudem werden Themen und Projekte prä-
sentiert, die nur dank einer schnellen und 
stabilen Internetverbindung möglich sind. 
Wenn Sie Interesse an einem Schulungs-
termin haben, können Sie sich gerne mit 
Carina Kühl in Verbindung setzen. 

Kontakt:
Breitband-Kompetenzzentrum
Schleswig-Holstein
Carina Kühl
0431 - 57 00 50 91
carina.kuehl@bkzsh.de

Der IT-Verbund Schleswig-Holstein besteht 
seit dem 01.01.2019. Er ist eine kommuna-
le Landesanstalt öffentlichen Rechts und 
versteht sich als kommunales Kompetenz-
zentrum für Digitalisierung in Kommunen 
und für den kommunalen Einsatz von 
Informationstechnologie (IT). U.a. ermög-

IT-Verbund Schleswig-Holstein (ITVSH)

Kommunales Kompetenzzentrum für Digitalisierung

Hans-Jürgen Lucht, Geschäftsführer

licht der ITVSH die digitale Beantragung 
von Verwaltungsleistungen und betreibt 
ein elektronisches Antrags- und Fall-
management-System. 
Die Gründung des ITVSH ist ein bisher 
bundesweit einmaliges Beispiel für eine 
vorbildliche kooperative Zusammenarbeit 
zwischen Kommunen und Landesverwal-
tung im Bereich der Digitalisierung von 
Verwaltungsleistungen.
Um künftig die Herausforderungen in den 
Bereichen Digitalisierung und Informa-

tionstechnologie der Kommunalverwal-
tungen anzugehen, wurde auf Initiative 
der Kommunalen Landesverbände der IT-
Verbund Schleswig-Holstein als Anstalt 
öffentlichen Rechts (AöR) durch Landes-
gesetz zum 01.01.2019 gegründet. Als 
kommunales Kompetenzzentrum für Di-
gitalisierung hat der ITVSH die Aufgaben 
des Einheitlichen Ansprechpartners 
Schleswig-Holstein (EA-SH) und des 
Kommunalen Forums für Informations-
technik (KomFIT e.V.) übernommen, setzt 
Digitalisierungsprojekte um und nimmt 
insbesondere eine zentrale Rolle bei der 
Umsetzung des Onlinezugangesetztes 
ein.

Bündelung der Kompetenzen
Die Gründung erfolgte durch das ITVSH-
Errichtungsgesetz des Landes Schles-
wig-Holstein und führte den Einheitlichen 
Ansprechpartner Schleswig-Holstein, das 
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Kommunale Forum für Informations-
technik und den kommunalen Beschaf-
fungsverband IT-Verbund Schleswig-
Holstein (ITVSH alt) zusammen. Der 
ITVSH tritt die Rechtsnachfolge des EA-
SH und des ITVSH alt an. Der KomFIT e.V. 
geht im Wege des Betriebsübergangs im 
ITVSH auf. 
Der ITVSH übernimmt anteilig die Träger-
schaft von Dataport. Die Rechtsaufsicht 
der AöR übernimmt das Land Schleswig-
Holstein. 
Die Inhousefähigkeit (vergabefreie Be-
schaffung der Träger des ITVSH bei Data-
port) ist gewährleistet.
Rechtsgrundlage für das Handeln des 
ITVSH ist neben dem Errichtungsgesetz 
auch die Satzung, die sich der ITVSH in 
seiner konstituierenden Sitzung am 
10.01.2019 gegeben hat. 

Gründung des ITVSH

Organe
Oberstes Souverän des ITVSH ist die Trä-
gerversammlung, der per Errichtungs-
gesetz alle kommunalen Gebietskör-
perschaften Schleswig-Holsteins ange-
hören. Die Trägerversammlung wählt und 
kontrolliert den Verwaltungsrat und be-
schließt über die mittel- und langfristige 
strategische Ausrichtung des ITVSH. In 
diesem Rahmen kann sie vom Verwal-
tungsrat jederzeit Auskunft über alle Ange-
legenheiten der Anstalt verlangen. Jeder 
Träger entsendet ein Mitglied in die Trä-
gerversammlung.
Der Verwaltungsrat besteht aus den Ge-
schäftsführern der drei Kommunalen Lan-
desverbände sowie jeweils einem weite-
ren Mitglied eines jeden der drei Kommu-
nalen Landesverbände. Der Verwaltungs-
rat stellt das zentrale Aufsichtsgremium 
des ITVSH dar. Grundsätzlich überwacht 
er die Geschäftsführung sowie die Durch-
führung ihrer Entscheidungen und über-
nimmt die Rolle des Dienstvorgesetzten 
der Geschäftsführung. Von seinem Steue-

rungsverständnis ausgehend setzt der 
Verwaltungsrat grundsätzliche strate-
gische Vorgaben und Rahmenparameter, 
innerhalb derer die Geschäftsführung mit 
größtmöglicher Autonomie agiert. In die-
sem Rahmen kann er von der Geschäfts-
führung jederzeit Auskunft über alle Ange-
legenheiten der Anstalt verlangen.

Die Geschäftsführung besteht aus einer 
geschäftsführenden Person und ist eben-
falls ein Organ der Einrichtung. Sie wird 
vom Verwaltungsrat bestellt. 
Die Geschäftsführung führt die Geschäfte 
der Anstalt eigenverantwortlich nach wirt-
schaftlichen Grundsätzen mit der Sorgfalt 
eines ordentlichen Kaufmanns im Rah-
men der Gesetze, der Satzung und der 
Grundsätze für die Geschäftsführung im 
Rahmen der Weisungen des Verwaltungs-
rates. Die Geschäftsführung bereitet Be-
schlüsse des Verwaltungsrates vor und 
führt diese aus.

Träger 
Die Anstalt öffentlichen Rechts setzt sich 
aus 172 Trägern zusammen, zu denen 
neben allen schleswig-holsteinischen 
Kommunen und Kreise auch der IT-Ver-
bund Stormarn, der IT-Zweckverband 
Kommunit, die VAK und KOSOZ gehören.

Finanzierung
Die Finanzierung der Anstalt erfolgt aus 
kommunalen KIF-Mitteln, Erstattungen für 
die Aufgabenwahrnehmung des EA-SH 
und aus Landeszuschüssen zur OZG-
Umsetzung. Beiträge von den Trägern 
werden nicht erhoben.

Personelle Aufstellung
Aus dem KomFIT e.V. sind vier Mitarbei-
ter/-Innen und vom EA-SH fünf Mitarbei-
ter/-Innen in den ITVSH übergegangen, 
die zusammen mit einer am 01.05.2019 
eingestellten Betriebswirtin ein leistungs-
starkes Team darstellen. Eine weitere 
Projektleitungsstelle wird in den kommen-
den Monaten besetzt. Die Personalstärke 
des ITVSH soll mittelfristig auf 12 Mitarbei-
ter/-Innen ansteigen.
Hinzukommen zwei Mitarbeiter/-Innen der 

Organe des ITVSH

Landesverwaltung, die für fünf Jahre zum 
ITVSH abgeordnet werden. Diese neh-
men am 01.07.2019 und am 01.10.2019 
ihre Arbeit als Projektleiter/-Innen auf. 
Zusätzlich beauftragt der ITVSH zur Unter-
stützung externe Dienstleister.

Start
Nachdem das Jahr 2018 von organisatori-
schen, rechtlichen und institutionellen 
Vorarbeiten zur Gründung des ITVSH ge-
prägt war, ist 2019 durch intensive Umset-
zungs- und Betriebsarbeiten gekenn-
zeichnet. 
Im Januar 2019 hat das Team die Ge-
schäftsräume in der Reventlouallee 4 und 
6 in Kiel bezogen und die Arbeit aufge-
nommen. Erste Tätigkeiten waren u.a. die 
Grundlagenarbeit interner Organisation, 
die Entwicklung eines Corporate Design 
und einer neuen Internetseite, die Erstel-
lung, Abstimmung und Verschriftlichung 
des Vorgehensmodells zur Umsetzung 
des Onlinezugangsgesetzes (OZG), Öf-
fentlichkeitarbeit beim IT-Planungsrat und 
auf der Dataport Hausmesse sowie die 
Vorbereitung und Durchführung der fünf 
Regionalkonferenzen im April und Mai 
diesen Jahres. 
Ab Juni 2019 beginnt das Arbeiten in Pro-
jektstrukturen. Es werden Digitalisie-
rungsprojekte aufgesetzt, die Aufgaben in 
Arbeitspakete eingeteilt, zusammen mit 
den kommunalen Trägern Workshops 
gebildet, alles mit dem Ziel, die Umset-
zung der digitalen Beantragung von Ver-
waltungsleistungen voranzutreiben. Wei-
teres wesentliches Element wird die Ein-
richtung von Fachbeiräten, die den ITVSH 
bei seiner Arbeit unterstützen und als 
inhaltliches Korrektiv dienen.

Aufgaben 
Als kommunales Zentrum für Digitalisie-
rung fördert der ITVSH die Entwicklung 
einer gemeinsamen IT-Strategie seiner 
Träger. Im Zuge dessen ist die Realisie-
rung verwaltungsübergreifender Projekte 
und die Steuerung von IT-Dienstleistern im 
Rahmen von Projekten Aufgabe der AöR. 
Zudem gehört die Ermöglichung und 
Förderung der Kommunikation zwischen 
den Trägern, den Kommunalen Landes-
verbänden, dem Land Schleswig-Hol-
stein, externen Dienstleistern und Dritten 
sowie die Interessenvertretung der Träger 
in den Bereichen IT und Digitalisierung zu 
den Aufgaben. Auch wird die Anstalt die 
Förderung und Entwicklung gemein-
samer IT-Standards im Land Schleswig-
Holstein vorantreiben. Des Weiteren hat 
der ITVSH die Betriebsverantwortung für 
die gemeinsam entwickelten digitalen 
Antragsverfahren und sonstige gemein-
sam genutzte kommunale IT-Infrastruk-
turelemente.
Eine der großen Herausforderungen in 
diesem Zusammenhang wird die Koordi-
nation der kommunalen Umsetzung des 
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OZG Vorgehensmodell

Onlinezugangsgesetzes (OZG). Aber 
auch die Digitalisierung von Leistungen 
der Daseinsvorsorge und der Bildungs-
pakt werden mittelfristig wichtige Tätig-
keitsfelder des ITVSH darstellen.
Die bereits von KomFIT e.V. begonnenen 
Digitalisierungsprojekte werden weiterge-
führt. Dies sind insbesondere iKFZ, Kita-
Datenbank, BOB-SH, eRechnung und 
SiKoSH.
Zusätzlich ist die Aufgabe des EA-SH, der 
die digitale Beantragung von 186 Verwal-
tungsleistungen ermöglicht hat, auf den 
ITVSH übergegangen. Seine diesbezüg-
liche Zuständigkeit folgt aus der EU-
Dienstleistungsrichtlinie und der EU-Be-
rufsqualifizierungsrichtlinie.
Zudem ist der ITVSH einheitliche Stelle im 
Sinne von § 138 a Landesverwaltungsge-
setz (LVwG-SH). Dabei kann der ITVSH 
die IT-Basisinfrastrukturelemente des 
Landes Schleswig-Holstein nutzen.
Weiterhin ist der ITVSH Landeskoordi-
nator für das EU Binnenmarkt-Informa-
tionssystem (IMI). 
Diese und weitere Digitalisierungsthemen 
wird der ITVSH künftig gemeinsam für und 
mit den Kommunen vorantreiben.

OZG - Leitlinien
Die Umsetzung des Onlinezugangsge-
setzes (OZG) stellt für die Kommunen in 
Schleswig-Holstein eine große Herausfor-
derung dar. Der ITVSH ist dabei die koor-
dinierende Stelle, die die Kommunen bei 
der Umsetzung tatkräftig unterstützt. 
Bis 31.12.2022 muss das OZG umgesetzt 
sein und alle erfassten Verwaltungsleis-
tungen müssen elektronisch angeboten 
werden. 
Ziel ist es, die 575 vom IT-Planungsrat 
identifizierten Verwaltungsleistungen on-

line über Verwaltungsportale, die bundes-
weit zu einem Portalverbund zusammen-
geschlossen sind, bereitzustellen. 
Nach dem Prinzip „Einer für alle“, soll die 
Digitalisierung der Kommunen arbeitstei-
lig umgesetzt werden: Einer entwickelt 
einen Dienst und alle können diesen nach-
nutzen. Hierfür stellt das Land eine ge-
meinsame Infrastruktur, die Online-Ser-
vice-Infrastruktur (OSI), bereit. Die Anfor-
derungen an die Dienste werden in den 
Kommunen definiert und mit dem Land 
abgestimmt. 
Im Fokus der Umsetzung steht die Nutzer-
orientierung. Die Onlinedienste sollen 
schnell und einfach, auch über das 
Smartphone oder Tablet, bedient werden 
und der Kunde soll möglichst die gesamte 
Leistung digital abwickeln können.

OZG - Vorgehensmodell
Die Umsetzung der Anforderungen aus 
dem Onlinezugangsgesetz (OZG) erfolgt 
in drei Phasen und beginnt mit der kon-
zeptionellen Vorarbeit, die bis 30.06.2019 
abgeschlossen werden soll. Darauf folgt 
die Modellierung der OZG-relevanten 
Verwaltungsleistungen, die unter ande-
rem in Workshops mit kommunalen Prak-
tikern durchgeführt werden soll. Nach der 
technischen Implementierung und Pro-
duktivsetzung folgt abschließend die 
Organisation des Betriebs.

OZG - Technische Umsetzung 
Die technische Umsetzung der von den 
Kommunen in Zusammenarbeit mit dem 
ITVSH entwickelten digitalen Antragspro-
zesse führen externe Anbieter, insbeson-
dere Dataport, als Dienstleister des ITVSH 
durch. Dataport hat hierfür die vom Land 
finanzierte Online-Service-Infrastruktur 

(OSI) aufgebaut. Diese hat einen modula-
ren Aufbau und stellt die Basisdienste: 
Postfach, Servicekonto, E-Payment und 
Service-Connector zur Verfügung. 
Etwa 80% der Verwaltungsleistungen 
können einfach fabrikmäßig realisiert wer-
den (mittels der Online-Dienste-Factory) 
und etwa 20% Verwaltungsleistungen 
müssen aufgrund ihrer Komplexität detail-
liert und umfangreich erarbeitet werden.

OZG - Linienaufgaben
Aus dem Projekt der OZG-Umsetzung 
ergibt sich, dass der ITVSH die Konzeptio-
nen der Projektarbeiten fortschreiben 
wird. Auch der Betrieb der Onlinedienste 
und der gemeinsamen Infrastrukturen mit 
dem Land muss koordiniert und gesteuert 
werden. Zudem übernimmt die Anstalt die 
laufende Kommunikation und Information 
der Träger z.B. über Newsletter. Hinzu-
kommt, dass strategische Diskussionen 
durchgeführt und weitere Optimierungs-
potentiale insbesondere in den Gremien 
erarbeitet werden sollen.

OZG – Fahrplan
Für die schrittweise Bearbeitung der The-
menaufbereitung ist die Beteiligung der 
Kommunen in Workshops unabdingbar. 
Der verwaltungsrechtliche und verwal-
tungspraktische Sachverstand der Kom-
munen bildet die Grundlage für eine 
rechtskonforme und praxistaugliche Digi-
talisierung aller Verwaltungsverfahren. 
Eine breite kommunale Akzeptanz sichert 
die schnelle, einheitliche Umsetzung. Es 
müssen Entscheidungsstrukturen aufge-
baut werden, mit denen effektiv sachdienli-
che Arbeitsergebnisse gewonnen werden.

Regionalkonferenzen
Im April und Mai 2019 fanden fünf inhalts-
gleiche Regionalkonferenzen u.a. als 
Auftakt einer gemeinsamen OZG-Um-
setzung für die Kommunen statt. Auf den 
Veranstaltungen hat sich der ITVSH vor-
gestellt und zusammen mit den Kommu-
nalen Landesverbänden, dem Land 
Schleswig-Holstein und Dataport eine 
Einführung in die Umsetzung des OZG 
gegeben. Die Präsentationen werden auf 
der Homepage des ITVSH vorgehalten.
Auf den Regionalkonferenzen wurde den 
Kommunen verdeutlicht, dass diese nicht 
alleine bei der Umsetzung der OZG sind 
und der ITVSH als Unterstützer und Koor-
dinator agiert. Jedoch handelt es sich um 
ein Projekt, bei dem die Mitarbeit der 
Kommunen unerlässlich ist. Zudem wur-
de berichtet, dass das OZG-Projekt fach-
lich getrieben und die Technik für die Um-
setzung weitestgehends vorhanden ist. 
Des Weiteren wurde aufgezeigt, dass die 
OZG-Umsetzung erst der Einstieg in die 
Digitalisierung ist und eine Chance dar-
stellt, auch interne Verwaltungsabläufe zu 
digitalisieren, damit die Leistungen voll-
kommen digital und medienbruchfrei an-
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geboten und bearbeitet werden können. 
Bei der OZG-Umsetzung darf keine Zeit 
verloren gehen. Nur so kann die spannen-
de Herausforderung erfolgreich und frist-
gerecht gemeistert werden.

ITVSH Kongress 09.09.2019
Am 09.09.2019 wird im Rahmen der Digi-
talen Woche in Kiel der ITVSH-Kongress 
als Nachfolger der KomFIT-Messe letzt-
malig in der Halle 400 stattfinden. Der 

ITVSH freut sich auf eine rege kommunale 
Beteiligung und interessante fachliche 
Diskussionen. Im Anschluss an die Veran-
staltung findet eine Trägerversammlung 
statt.

Fazit
Nur gemeinsam können die Kommunen 
die an sie gestellten Herausforderungen 
der Digitalisierung der Verwaltung be-
werkstelligen. Der ITVSH als kommunales 

Zentrum für Digitalisierung unterstützt 
dabei die Kommunen als seine Träger 
bestmöglich. Im Rahmen der Digitalisie-
rung ist das Fachwissen der Kommunen 
unverzichtbar. Ebenso ist eine Zusam-
menarbeit mit dem Land Schleswig-
Holstein unabdingbar. Mit der techni-
schen Umsetzung werden externe Dienst-
leister beauftragt. Die inhaltliche Steue-
rung liegt beim ITVSH und bei den Kom-
munen.

Gebührenvor- und 
-nachkalkulationen 
Nach Kanalinspektionen, Kamerabefah-
rungen, Schadensbewertung, Schadens-
klassifizierung steht die Umsetzung und 
damit die Finanzierung an. Reparatur, 
Inliner oder Erneuerung? Was ist zu akti-
vieren, was sind laufende Kosten? Die 
Auswirkungen auf die Gebühren sind teil-
weise erheblich. Wenn sich die Nutzungs-
dauer verlängert oder eine komplette 
Erneuerung ansteht, kann man aktivieren.
Die Entschlammung von Klärteichen und 
Regenrückhaltebecken nimmt immer grö-
ßere Ausmaße an. Ungeahnte Kosten, die 
in der Vergangenheit nicht kalkuliert wur-
den, sind zu finanzieren. Rückstellungen 
müssen gebildet werden, damit nicht 
wieder erhebliche, nicht mehr kalkulierba-
re Belastungen für den allgemeinen Haus-
halt entstehen. Die Rechtsgrundlage da-
für steht schon seit Jahren im Landeswas-
sergesetz, wobei man sich fragt, warum 
nicht im Kommunalabgabengesetz.
In immer mehr Gemeinden und Städten ist 
auch die Einführung von Niederschlags-
wassergebühren unausweichlich. Eine 
Fragebogenaktion auf der Grundlage von 
Luftbildern oder einer gesonderten Beflie-
gung ist die Grundlage.

Abschreibungssätze
Die Einführung „verbindlicher“ Abschrei-
bungssätze im Rahmen der Doppik-
Vorschriften (VV-Abschreibungen) hatte 
heilsame Wirkungen: Die Abschreibungs-
sätze, die in der Vergangenheit in Gebüh-
renkalkulationen vorkamen, 70, 80, 100 
Jahre und mehr, wurden vielfach auf rea-
listische Zeiträume zurückgeführt. Damit 
verringert man das Risiko von nicht in 
Gebühren kalkulierbaren Buchverlusten 
erheblich.

Aktuelles, Neuerungen, Altbekanntes, Spätfolgen, was uns alles so beschäftigt

Gesellschaft für Kommunalberatung 
und -entwicklung mbH (Gekom)
Reimer Steenbock, Verbandsdirektor a.D.

Auflösung der Beiträge?
Schleswig-Holstein gehört zu den Ländern, 
in denen in der Vergangenheit die meisten 
Anschlussbeiträge für Abwasseranlagen 
erhoben wurden. Die Auflösung, also die 
Reduzierung der Gebühren und damit der 
erwirtschafteten Abschreibung, ist erst seit 
2003 mit Wirkung ab 01.01.2004 zugelas-
sen worden. Lohnt es sich, die Beiträge 
aufzulösen? Ist dann noch genug Geld für 
Investitionen da? Gebührenvorschaurech-
nungen für  5 bis 10 Jahre geben Auskunft 
darüber.

Sinnvolle Gestaltung kommunaler 
Zusammenarbeit
In der Vergangenheit, häufig in den 70er 
und 80er Jahren des letzten Jahrhun-
derts, wurden für die Beteiligung an der 
Kläranlage eines Verbandes oder der 
Nachbarstadt/-gemeinde Baukostenzu-
schüsse gezahlt. 30 bis 40 Jahre später 
haben sich die Belastungen durch die 
Zahlung von Abschreibungen verdoppelt. 
Was tun, um die Doppelbelastung zu 
beenden und gutnachbarliche Verhältnis-
se – jeder zahlt für sich – zu erhalten?

Feuerwehrgebühren
Immer häufiger wird die Feuerwehr außer-
halb ihres ureigenen Aufgabenfeldes 
tätig. Werden Gebühren auf der Grundla-
ge einer ordnungsmäßigen Kalkulation 
erhoben?

Straßenreinigung
In vielen Fällen sind die Grundlagen der 
Erhebung von Straßenreinigungsgebüh-
ren überarbeitungsbedürftig. Die Abkehr 
vom Frontmetermaßstab ist möglich. Mit 
der Quadratwurzel aus der Grundstücks-
fläche steht ein Maßstab zur Verfügung, 
der die Belastungen systematisch in 

Verbindung setzt und der nicht auf Zufäl-
ligkeiten des Umfangs und der Lage von 
Grundstücken abstellt. Darüber hinaus 
führt er zu einer angenäherten und damit 
auch wirklichkeitsnäheren Bemessung 
der Straßenreinigungsgebühren.

Grundsteuer, einmalige oder 
wiederkehrende Beiträge?
Nach der Freistellung der Beitragserhe-
bungspflicht für Straßenausbaumaßnah-
men laufen allenthalben die Diskussio-
nen, ob man sich den Verzicht auf Stra-
ßenbaubeiträge leisten kann? Die Infra-
strukturmittel, die vom Bund ohnehin für 
Kindertagesstätten und Schulsanierun-
gen und nicht für die Abschaffung von 
Straßenbaubeiträgen gedacht waren und 
die für kreisangehörige Gemeinden ohne-
hin eine zu vernachlässigende Größe 
waren, sind verbraucht. Ausgleich durch 
den neuen Finanzausgleich? Die Unzu-
friedenheit der bayerischen Städte und 
Gemeinden ist deutlich.
Ob man anstelle der Beitragserhebung 
die Grundsteuer kräftig erhöht, ob man 
bei einmaligen Beiträgen die Gemeinde-
anteile erhöht und Verrentungen anbietet 
oder ob man gleich auf wiederkehrende 
Beiträge übergeht. Nur eine Berechnung 
der dadurch entstehenden durchschnitt-
lich, d.h. auch langfristig (für fünf und zehn 
Jahre) entstehenden Belastungen auf der 
Grundlage des zu erwartenden Investi-
tionsbedarfs macht Vergleiche durch-
schaubar und einschätzbar. Sachbezoge-
ne, weniger emotionsbestimmte Ent-
scheidungen sind die Folge.

Beitragsveranlagungen
Unverändert gibt es die Veranlagung von 
Straßenbeiträgen. Dabei zeigt sich, wie 
wichtig es ist, die Bürger rechtzeitig einzu-
beziehen, zu informieren, mitzunehmen.
Großzügige Fälligkeitsstaffelungen und 
frühzeitige Sicherheit über die Höhe der 
entstehenden Belastungen sind wichtige 
Rahmenbedingungen, dass Grundstück-
seigentümer sich auf leider nicht zu ver-
meidende Beitragsbelastungen einstellen 
können.
Sicherheit bedeutet insbesondere, dass 
das Vertrauen in einmal genannte Zahlen 
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gerechtfertigt ist. Ablösungsverträge sind 
insoweit auch eine vertrauensbildende 
Maßnahme und die Grundstückseigentü-
mer müssen nicht wegen des langen Zu-
wartens der Abrechnung mit höheren 
Belastungen rechnen. Grundlage sind 
Kostenberechnungen und -schätzungen 
mit Augenmaß.

Doppik
Die erste Welle der Umstellung kommu-
naler Haushalte auf die Doppik war leider 
auch mit den Erfahrungen verbunden, 
dass manche Vermögenserfassungen 
wiederholt werden mussten. Mit Hilfe der 
GeKom konnten im zweiten Anlauf reali-
tätsnahe und gesetzeskonforme Bewer-
tungsergebnisse erzielt werden. Die Ge-
meinden, für die die Umstellung auf die 
Doppik noch ansteht, sollten die Fehler 
der Vergangenheit vermeiden.

Strom- und Gasausschreibungen
In jedem Jahr zeigen sich die Vorteile einer 
Bündelausschreibung für die Strom- und 
Gasabnahme für kommunale Einrichtun-
gen. Die Verwaltungen werden davon 
entlastet, ein förmliches Ausschreibungs-
verfahren durchzuführen. Die Zahl der 
Bieter ist immer noch zufriedenstellend, 
das macht jedenfalls deutlich, dass es 
noch Wettbewerb gibt und bei diesem 
Verfahren keine Preisabsprachen zu be-
fürchten sind.

Erschließungsverträge
Die Ausweisung und Entwicklung neuer 
Baugebiete hält weiter an. Die neuen 
Grundstückseigentümer müssen genau-
so wie die gemeindlichen Finanzen ge-
schützt werden.
Das A und O dafür sind selbstschuldneri-
sche, auf erstes Anfordern zur Verfügung 
zu stellende Bürgschaften für alle Baukos-
ten, die für Erschließungsmaßnahmen im 
Baugebiet und darüber hinaus anfallen 
werden.
Auch die Anwendung der Vergabevor-
schriften erfreut sich bei Erschließungsträ-
gern nicht immer großer Beliebtheit, ist 
aber zum Schutz der zukünftigen Grund-
stückseigentümer und der Gemeinde 
notwendig. Zu erinnern ist daran, dass am 
Schluss öffentliche Einrichtungen entste-
hen, die von der Gemeinde übernommen 
werden sollen und den gleichen Qualitäts-
standards entsprechen müssen, wie von 
der Gemeinde selbst gebaute Anlagen.
Immer noch wird vor allem häufig ver-
sucht, Erschließungsanlagen in privater 
Trägerschaft (der Grundstückseigentü-
mer) zu belassen. Die gemeinsame Unter-
haltung, der gemeinsame Winterdienst, 
die gemeinsame Verkehrssicherung müs-
sen grundbuchlich und durch Baulast 
dauerhaft gesichert werden. Ob bei mehr 
als 4-5 gemeinsamen Eigentümern auf 
Dauer die notwendige Solidarität für 
gemeinsame private Erschließungsanla-

gen erhalten bleibt, ist leider im Nachhin-
ein nicht immer festzustellen.

Wegenutzungsverträge
Der Wettbewerb um Wegenutzungsver-
träge stellte sich 2008 noch als angeblich 
kompliziert dar. Man wurde gefragt, wozu 
denn Daten über das vorhandene Netz 
erforderlich sein sollten.
Nach der Änderung des Energiewirt-
schaftsgesetzes und aufgrund der höchst-
richterlichen Rechtsprechung gibt es zwar 
keine Informationslücken mehr, das Miss-
trauen über die Zuverlässigkeit von Ge-
meinden zur Vertraulichkeit ist aber unver-
ändert groß.
Über den von den Gemeinden zu Grunde 
gelegten Gewichtungskatalog sind nach 
über 20 Entscheidungen des Oberlandes-
gerichts zwar keine neuen Rügen mehr zu 
erwarten. Der jetzt gefundene Katalog ist 
rechtlich zulässig und ausreichend.
Das verringert allerdings die Zahl und den 
Umfang von Rügen gegen Entscheidun-
gen der Gemeinden und Gerichtsverfah-
ren nicht. Manche Verfahren laufen inzwi-
schen schon zehn Jahre, ohne dass ein 
Ende absehbar wäre, es sei denn es bleibt 
alles beim Alten.
Derzeit stehen erste Entscheidungen bei 
den schleswig-holsteinischen Zivilgerich-
ten an, ob die auf der Grundlage des be-
stätigten Gewichtungskatalogs getroffe-
nen Entscheidungen Bestand haben.

*   Der Verfasser ist Fachanwalt für Vergaberecht und 
 Verwaltungsrecht in der Kieler Kanzlei Weißleder 
 Ewer. Er lehrt an der Christian-Albrecht-Universität 
 zu Kiel als Honorarprofessor.
1  Vergabeverordnung (VgV) des Bundes, Sektoren-
 verordnung (SektVO), Konzessionsvergabeverord-
 nung (KonzVgV), Vergabeverordnung Verteidigung 
 und Sicherheit (VSVgV), Vergabestatistikverord-
 nung (VergStatVO) – diese ist auch unterschwellig 
 relevant.
2  Vgl. nur Burgi, NVwZ 2011, S. 1217; a.A. etwa Burgi, 
 in: Immenga/Mestmäcker, GWB, 5. Aufl., Vor § 97 
 Rn. 81 Fn. 174. Über Art. 109 Abs. 4 GG (Grundsät-
 ze für das Haushaltsrecht) gilt allerdings § 30 HGrG 
 über die grundsätzliche Ausschreibungspflicht.

A.  Als Einleitung: Vorgeschichte 
Das Vergaberecht gilt zu Recht als komple-
xes Rechtsgebiet. Oberhalb der sog. EU-
Schwellenwerte (gegenwärtig 221.000 � 
für Lieferungen und Dienstleistungen, 
5,548 Mio. � für Bauaufträge sowie Bau- u. 
Dienstleistungskonzessionen) greift das 
durch die EU-Vergaberichtlinien geprägte 
bundesrechtliche Vergaberecht des GWB, 
das durch fünf für unterschiedliche Auf-
tragsarten erlassene Rechtsverordnun-

1gen  und für Bauaufträge noch durch den 
Sonderfall der VOB/A Teil 2 als privater, mit 
staatlichem Anwendungsbefehl versehe-
ner Verfahrensordnung konkretisiert wird. 
Nach herrschender, wenn auch nicht zwei-
felsfreier Auffassung kommt dem Bund für 
das Vergaberecht unterhalb der Schwel-
lenwerte keine umfassende Gesetzge-

2bungskompetenz zu.  Daher können die 

Ausschreibungsregeln auf Diät?
Neues Vergaberecht für 
Schleswig-Holstein

Prof. Dr. Marius Raabe*

Landesgesetzgeber hier eigenständige 
Regelungen erlassen und auch politische 
Akzente setzen. Das hat dazu geführt, 
dass in vielen (nicht: allen) Bundesländern 
Landesvergabegesetze gelten, die inhalt-
lich durchaus unterschiedlich ausfallen.
In Schleswig-Holstein galt seit August 
2013 das Tariftreue- und Vergabegesetz 
Schleswig-Holstein (TTG). Die Gesetzge-
bungsinitiative ging seinerzeit von den 
damaligen Regierungsparteien SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und SSW aus. 
Inhaltlich lehnte sich das Gesetz (zu) eng 
an das damalige nordrhein-westfälische 
Tariftreuegesetz an. Verfahrensmäßig wur-
de in öffentlichen Auftraggebern die An-
wendung der VOB/A und der damaligen 
VOL/A vorgeschrieben sowie eine ent-
sprechende Anwendung der SektVO. Vor 
allem aber enthielt das Gesetz eine Vorga-

be, oberhalb einer Bagatellgrenze öffentli-
che Aufträge nur an Unternehmen zu ver-
geben, welche sich mit dem Angebot 
förmlich und schriftlich verpflichteten, den 
beim Auftrag eingesetzten Mitarbeitern 
mindestens das – bundesweit höchste – 
vergabespezifische Mindestentgelt (zwi-
schenzeitlich 9,99 � pro Stunde) zu zah-
len. Diese Verpflichtung wurde im Gesetz 
durch eine Vielzahl von Vorschriften zur 
Kontrolle und Sanktionierung sowie zur 
Einhaltung von Sozialstandards und auch 
Umweltstandards flankiert. Im Oktober 
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2016 wurde ein im Auftrag des Wirt-
schaftsministeriums erstellter umfangrei-
cher Bericht über eine Evaluierung des 

3Gesetzes vorgestellt.  Dieser ergab bei 
den Befragten deutliche Kritik am büro-
kratischen Aufwand und empfahl eine 
Neubewertung wegen des zwischenzeit-
lich auf Bundesebene in Kraft getretenen 
Mindestlohngesetzes (MiLoG).
Nach der Landtagswahl 2017 vereinbarte 
die Koalition aus CDU, FDP und Bündnis 
90/Die Grünen, das Gesetz auf der 
Grundlage der Vorschläge der bisherigen 
Evaluation weiterzuentwickeln und ein 
neues mittelstandsfreundliches Vergabe-
recht zu gestalten. Auf „vergabefremde“ 

4Kriterien solle verzichtet werden.  Anfang 
Juli 2018 wurde der Entwurf eines Geset-
zes zur Änderung des Vergaberechts in 
Schleswig-Holstein von der Landesregie-

5 rung in den Landtag eingebracht. Das 
Gesetzgebungsverfahren nahm einige 
Zeit in Anspruch, insbesondere, weil eine 
mündliche Anhörung für erforderlich er-

6achtet wurde.  Im Ergebnis wurde der 
7Entwurf jedoch unverändert  beschlos-

8sen, am 08.02.2019 ausgefertigt  und trat 
nach seinem Art. 3 am 01.04.2019 in Kraft. 

B.  TTG: Ende und Übergang
Mit Wirkung zum selben Tag wurde nach 
seinem Art. 2 das TTG aufgehoben. Art. 1 
§ 6 enthält eine Übergangsregelung. Für 
Vergabeverfahren, die vor dem Inkrafttre-
ten des neuen Gesetzes begonnen wur-
den, ist das TTG weiter anzuwenden. Das 
bedeutet etwa, dass in diesem Verfahren 
weiterhin die Verpflichtungserklärungen 
nach dem TTG nicht nur für Bieter, son-
dern auch für bereits bekannte Nachun-
ternehmer und Verleiher von Arbeitskräf-
ten zu fordern sind. Ebenso gelten die im 
Verhältnis zum neuen Recht strengeren 
Anforderungen des § 7 TTG, also die Ver-
pflichtung, dass von Bewerbern bzw. Bie-
tern Nachweise über die Zahlung der 
Beiträge zur gesetzlichen Sozialversiche-
rung zu verlangen sind.
Praktisch wirken die Regelungen des TTG 
auch für öffentliche Aufträge weiter, die 
während seiner Geltung erteilt wurden. 
Dies ergibt sich zwar nicht unmittelbar aus 
der genannten Übergangsregelung, aber 
aus der gesetzlichen Systematik: Die 
wesentlichen Verpflichtungen nach dem 
TTG insbesondere hinsichtlich der Zah-
lung des Mindestentgelts sowie der ent-
sprechenden Nachweis-, Sanktions- und 
Kontrollmechanismen waren nach den 
gesetzlichen Regelungen durch vertragli-
che Verpflichtungen der jeweiligen Bieter 
bzw. im Zuschlagsfall Auftragnehmer in 
die öffentlichen Aufträge zu übernehmen. 
Daher gelten diese Verpflichtungen als 
vertragliche weiter, auch wenn die verfah-
rensrechtliche Grundlage für ihre Auferle-
gung nicht mehr besteht. Eine Ausnahme 
dürfte für externe behördliche Kontrollen, 
also die „Überprüfung durch die zuständi-

ge Behörde“ gemäß § 15 TTG gelten, weil 
deren Zuständigkeit durch die Aufhebung 
des Gesetzes weggefallen ist. Etwaige 
nachträgliche einvernehmliche Vertrags-
änderungen mit dem Ziel, das TTG-Re-
gime im Vertrag zu beenden, sind nicht 
empfehlenswert. Darin könnte eine unzu-
lässige nachträgliche Änderung eines 
öffentlichen Auftrags im Sinne von § 132 
Abs. 1 S. 3 Nr. 2 GWB zugunsten des Auf-

9tragnehmers liegen.  Zudem ist zu be-
rücksichtigen, dass die materiellen Vorga-
ben für Verträge sich unter der Geltung 
des VGSH so weitgehend gar nicht geän-
dert haben. Das wird nachfolgend deut-
lich werden.

C.  Das VGSH

I.  Ziele der Reform
10Ausweislich des Regierungsentwurfs  

sollte „ein neues und sehr schlankes 
Landesvergaberecht“ eingeführt werden, 
welches sich auf wenige wesentliche 
Regelungen beschränkt und auf „redun-
dante und rein deklaratorische Bestim-
mungen, wie sie noch im TTG vorhanden 
sind“ verzichtet. Auf eine verpflichtende 
Vorgabe von „strategischen Kriterien“ 
(früheren sogenannten vergabefremden 
Kriterien), insbesondere soziale, ökologi-
sche oder gleichstellungsbezogene Nach-
haltigkeitskriterien sollte verzichtet wer-
den, die Berücksichtigung den Vergabe-
stellen aber ermöglicht werden. Dem 
Gedanken der Mittelstandsfreundlichkeit 
sollte vor allem durch die Vorgabe Rech-
nung getragen werden, dass die Vergabe-
stellen statt Nachweisen vorrangig nur 
Eigenerklärungen von den Bietern bzw. 
Bewerbern fordern dürfen. Am „Vergabe-
mindestlohn“ sollte nach dem Willen der 
Landesregierung festgehalten werden. 
Angesichts des Umstands, dass längst 
ein bundeseinheitlicher, nicht auf öffentli-
che Aufträge beschränkter Mindestlohn 
gilt, dient dies sicherlich mehr dem Koali-

11tionsfrieden  als dem Ziel eines schlan-
ken Vergaberechts. Weniger dem letztge-
nannten Ziel entspricht auch, dass „zur 
rechtssicheren, lückenlosen Regelung 
auch die Sektorenvergaben und Dienstlei-

12stungskonzessionen erfasst“ werden.

II.  Anwendungsbereich des VGSH
Nach § 1 Abs. 1 S. 1 VGSH gilt das Gesetz 
für das Land, die Kreise, die Gemeinden 
und die Gemeindeverbände in Schleswig-
Holstein sowie die übrigen Auftraggeber 
im Sinne des § 98 GWB. Hervorzuheben 
ist, dass § 98 GWB jetzt öffentliche Auf-
traggeber im Sinne des § 99, Sektorenauf-
traggeber im Sinne des § 100 und Kon-
zessionsgeber im Sinne des § 101 GWB 
erfasst. Vorausgesetzt wird bei den übri-
gen Auftraggebern weiter (wie im bisheri-
gen Recht), dass sie „in Schleswig-Hol-
stein öffentliche Aufträge oder Konzessio-
nen im Sinne des GWB vergeben“. Nach 

der Entwurfsbegründung geht es um Auf-
traggeber „in und aus Schleswig-Hol-

13stein, die dem Landesrecht unterfallen“.  
Somit kommt es nicht darauf an, ob ein 
Bieter aus Schleswig-Holstein stammt, 
sondern darauf, ob der Auftraggeber 
seinen Sitz im Land hat und aufgrund von 
Landesrecht errichtet ist. § 1 Abs. 1 S. 3 
VGSH nimmt Vergabeverfahren, die im 
Namen oder im Auftrag des Bundes oder 
eines anderen Bundeslandes oder ge-
meinsam mit Auftraggebern anderer Bun-
desländer durchgeführt wird, ausdrück-
lich von der Anwendung des Gesetzes 
aus. Der letztgenannte Fall der gemeinsa-

14men Vergabe ist dabei übrigens neu.
Neu ist auch, dass der Anwendungsbe-
reich des Gesetzes nach § 1 Abs. 1 S. 1 
VGSH ausdrücklich auf Aufträge oder 
Konzessionen beschränkt ist, deren „Auf-

15tragswert“  die Schwellenwerte nach 
§ 106 GWB nicht erreichen, sofern im 
Gesetz nichts anderes bestimmt ist. Et-
was anderes bestimmt ist für den Verga-
bemindestlohn, der gemäß § 4 Abs. 1 
VGSH „unabhängig vom Erreichen der 
Schwellenwerte“ zu beachten ist und 

3  Landtags-Drucksache 18/4800.
4  Koalitionsvertrag vom 27.06.2017, S. 42.
5  LT-Drs. 19/861.
6 Vgl. Kurzbericht WI 19/19 vom 12.09.2018; Aus-
 schussprotokoll WI 19/21 vom 14.11.2018 S. 23.
7  Vgl. die Beschlussempfehlung des Wirtschaftsaus-
 schusses vom 23.01.2019, LT-Drs. 19/1171
8  Veröffentlicht am 28.02.2019 im GVOBl. S. 40.
9  Unterhalb der Schwellenwerte gilt die Regelung für 
 Liefer- und Dienstleistungsaufträge gemäß § 47 
 UVgO entsprechend, lediglich für Bauaufträge fehlt 
 eine solche Verweisung.
10  LT-Drs. 19/861, S. 2, 10.
11  Dies war Resultat eines Streits innerhalb der „Ja-
 maika“-Koalition über die Auslegung der Formu-
 lierung im Koalitionsvertrag vom 27.06.2017 (S. 
 42), wonach „die Höhe des Landesmindestlohns“ 
 eingefroren werden sollte und „das Gesetz“ bis En-
 de 2019 auslaufen sollte. Es setzte sich die Auffas-
 sung durch, worauf sich dies nicht auf den verga-
 bespezifischen Mindestlohn, sondern nur auf das 
 Landesmindestlohngesetz bezog, welches für Zu-
 wendungsempfänger und vom Land beherrschte 
 juristische Personen relevant war. Das Gesetz wur-
 de tatsächlich zum 01.01.2019 aufgehoben.
12  Übergeordnete rechtliche Vorgaben erzwingen 
 diese Einbeziehung nämlich nicht. Zwar können 
 auch derartige Verträge dem aus den Grundfreihei-
 ten abgeleiteten EU-Primärvergaberecht unterlie-
 gen, wenn sie Binnenmarktrelevanz aufweisen. 
 Das ist aber nicht immer der Fall. Die gesetzliche 
 Regelung, die „erleichterte Verfahrensvorgaben“ 
 durch Rückgriff auf die allgemeinen Grundsätze 
 umsetzen will, führt aber nicht unbedingt zu mehr 
 Rechtssicherheit, zumal konkrete Vorgaben und 
 Wertgrenzen nicht geregelt wurden. 
13 LT-Drs. 19/861, S. 11.
14  Der alte § 2 Abs. 5 TTG sah eine Einigung mit den 
 anderen Auftraggebern vor, ohne die von den Be-
 stimmungen des Gesetzes abgewichen werden 
 durfte.
15  Diese Bezeichnung ist technisch unpräzise, da bei 
 Konzessionen nicht vom Auftragswert, sondern vom 
 Vertragswert gesprochen wird, vgl. § 106 Abs.  1 GWB.
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damit auch für Aufträge und Konzessio-
nen oberhalb der Schwellenwerte im 
Anwendungsbereich des GWB. Für die 
Schätzung des Auftragswerts erklärt § 1 
Abs. 1 S. 2 VGSH § 3 der Vergabeverord-
nung des Bundes (VgV) für anwendbar. 
Unterschiedliche Maßstäbe würden auch 
zu schwierigen Problemen führen.
Auch, was Begriff und Abgrenzung von 
öffentlichen Aufträgen und Konzessionen 
angeht, will der Gesetzgeber mit der oben 
schon zitierten Formulierung aus § 1 Abs. 
1 S. 1 VGSH offenbar auf die Maßstäbe 
des GWB verweisen. Deutlich wird das 
auch in § 1 Abs. 2 VGSH. Dort werden 
Regelungen des GWB, die für bestimmte 
Arten von Aufträgen Ausnahmen vom 
Anwendungsbereich des Vergaberechts 
vorsehen, für entsprechend anwendbar 
erklärt. Aus diesem Grund sind etwa in 
entsprechender Anwendung von § 116 
Abs. 1 S. 1 GWB, Aufträge an Rechtsan-
wälte, welche die Vertretung in Gerichts- 
und Verwaltungsverfahren oder die dies-
bezügliche Beratung betreffen, ebenso 
wie von Notaren vorzunehmende Beglau-
bigungen und Beurkundungen von vorn-
herein aus dem Anwendungsbereich 
auch des VGSH ausgenommen. Auf die 
unten noch zu behandelnde Wertgren-
zenregelung von § 3 Abs. 2 Nr. 6 SHVgVO 
für freiberufliche Leistungen kommt es in 
diesen Fällen gar nicht erst an.

III.  Verfahrensgrundsätze
§ 2 Abs. 1 VGSH regelt allgemeine Grund-
sätze für die Vergabe öffentlicher Aufträge 
und Konzessionen. S. 1 verlangt die Ver-
gabe im Wege transparenter Verfahren 
und „grundsätzlich im Wettbewerb“, und 
zwar unter Beachtung der Grundsätze der 
Wirtschaftlichkeit und der Verhältnismä-
ßigkeit. Dies ist ersichtlich an § 97 Abs. 1 
GWB angelehnt. S. 2 betont, bei der Ver-

16gabe könnten „gemäß“  § 97 Abs. 3 
GWB Aspekte der Qualität und der Inno-
vation sowie soziale, gleichstellungs- und 
umweltbezogene Aspekte Berücksichti-

17gung finden.  S. 3 erlaubt die Einbezie-
hung strategischer Ziele und Nachhaltig-
keitsaspekte in jeder Phase des Verfah-
rens. Mit diesen Zielen und Aspekten sind 
im Wesentlichen wohl die in S. 2 genann-
ten gemeint. § 2 Abs. 2 VGSH verlangt die 
Gleichbehandlung der Teilnehmer an ei-
nem Vergabeverfahren, es sei denn, eine 
Ungleichbehandlung ist aufgrund von 
Rechtsvorschriften ausdrücklich geboten 
oder gestattet. Auch dieses Diskriminie-
rungsverbot ist inhaltlich eine Übernahme 
des oberschwelligen Rechts von § 97 
Abs. 2 GWB, sodass zur Auslegung auf 
die diesbezügliche Spruchpraxis zurück-
gegriffen werden kann.
§ 2 Abs. 3 VGSH betrifft den in Deutsch-
land aus politischen Gründen traditionell 
im Vergaberecht verankerten Schutz mit-
telständischer Interessen. Dass diese 
nach Satz eins „vornehmlich“ zu berück-

sichtigen sind, ist eine direkte Übernahme 
aus § 97 Abs. 4 S. 1 GWB. Hier wie dort 
bedeutet die Formulierung nicht, dass Auf-
tragsvergaben für Mittelständler reserviert 
bleiben dürften oder solche bei der Zu-
schlagsentscheidung bevorzugt zu be-

18rücksichtigen wären.  Dies ergibt sich 
gleichsam im Umkehrschluss auch aus 
der Regelung von S. 4, wonach bei be-
schränkten Ausschreibungen, freihändi-
gen Vergabe und Verhandlungsvergaben 
„auch“ kleine und mittlere Unternehmen 
zur Angebotsabgabe aufgefordert werden 
„sollen“. Selbstverständlich ist (erst recht) 
eine Bevorzugung regionaler Bewerber 
unzulässig (vgl. etwa § 6 Abs. 1 VOB/A). 
Dementsprechend hebt der Gesetzgeber 
die Berücksichtigung „insbesondere 
durch die Beachtung des Gebotes der 
Losaufteilung“ hervor. Auch wenn der 
Wortlaut einen gegenteiligen Eindruck 
erwecken könnte, soll dieses Gebot nach 
der Entwurfsbegründung nicht etwa aus-
nahmslos gelten, sondern es sollen die in 
§ 5 VOB/A und § 22 UVgO geregelten 
Ausnahmen zulässig sein. Die Entwurfs-
begründung betont, dass sachbezogene 
Gründe genügen, wenn sie sich im Rah-
men einer Interessenabwägung und unter 
Berücksichtigung des Regel-Ausnahme-
Verhältnisses als überwiegend vorteilhaft 
erweisen, wobei dem Auftraggeber ein Be-

19urteilungsspielraum zuzuerkennen sei.
Nach § 2 Abs. 3 S. 2 VGSH sind als eig-
nungsbezogene Unterlagen grundsätz-
lich nur Eigenerklärungen und Angaben 
zu fordern, Ausnahmen – also die Forde-
rung von Nachweisen – bedürfen einer zu 
dokumentierenden Begründung. Bei Lie-
fer- und Dienstleistungsaufträgen würde 
dies aufgrund von § 35 Abs. 2 UVgO ohne-
hin gelten, bei Bauaufträgen handelt es 
sich jedoch um eine gegenüber § 6b Abs. 
2 S. 2 VOB/A 2019 in Bezug auf das 
Regel-Ausnahme-Verhältnis abweichen-
de Regelung, die sicherlich im Interesse 
der Unternehmen liegt. Damit ist – endlich 
– auch die Bestimmung des aufgehobe-
nen § 7 Abs. 1 S. 2 TTG Geschichte, wo-
nach die Zahlung von Sozialversiche-
rungsbeiträgen für Beschäftigte (außer im 
Fall einer VOB-Präqualifikation) zwingend 
durch Bescheinigungen der Krankenkas-
sen nachzuweisen war. Diese andernorts 
nicht übliche Regelung hatte viele unnöti-
ge Angebotsausschlüsse zur Folge ge-
habt.
§ 2 Abs. 3 S. 3 VGSH bestimmt (eher an 
§6b Abs. 2 S. 3 VOB/A angelehnt), dass 
Nachweise, insbesondere Bescheinigun-
gen Dritter, nur von dem für den Zuschlag 
vorgesehenen Bieter verlangt werden 
sollen. In Verfahrensarten mit Teilnahme-
wettbewerb ist aber eine Ausnahme von 
diesem Grundsatz stets gerechtfertigt, 
um zu vermeiden, dass bei Scheitern des 
Nachweises am Ende des Verfahrens 
dieses weitgehend wiederholt werden 
muss. Hier ist nämlich die Eignung im 

Rahmen des Teilnahmewettbewerbs ab-
schließend zu prüfen (vgl. § 6b Abs. 5 
VOB/A 2019, § 31 Abs. 3 UVgO).

IV.  Verfahrensordnungen
§ 3 VGSH enthält die Anwendungsbefehle 
für die Anwendung der konkreten Verfah-
rensordnungen, die als solche kein staatli-
ches Recht sind und daher ohne eine 
solche Brückenvorschrift nicht zu beach-
ten wären.
Durch § 3 Abs. 1 Nr. 1 VGSH wird die An-
wendung der Unterschwellenvergabeord-
nung (UVgO) vorgeschrieben. Dies betrifft 
Liefer- und Dienstleistungsaufträge. Da-
mit ist die VOL/A nunmehr auch unterhalb 
der Schwellenwerte Geschichte, sie wird 
durch die UVgO ersetzt. Diese orientiert 
sich nach Aufbau und Inhalt weitgehend 
an der Vergabeverordnung des Bundes 
(VgV) als oberschwelligem Vorbild. Die 
Verfahrensarten heißen hier allerdings 
Öffentliche Ausschreibung, Beschränkte 
Ausschreibung mit oder ohne Teilnahme-
wettbewerb und Verhandlungsvergabe 
(vgl. § 8 Abs. 1 UVgO). Eine freihändige 
Vergabe gibt es nach der UVgO nicht 
(lediglich die Direktvergabe bei Aufträgen 
bis 1000 �, vgl. § 14). Aufgrund der Er-
mächtigung in § 5 Abs. 1 Nr. 1 VGSH hat 
der Verordnungsgeber in § 3 Abs. 2 
SHVgVO Ausnahmen von Regelungen 
der UVgO angeordnet, auf die unten noch 
eingegangen wird.
Durch § 3 Abs. 1 Nr. 2 VGSH wird die 
Anwendung der VOB/A, Abschnitt 1, an-
geordnet. Dabei ist zu beachten, dass der 
Gesetzeswortlaut, der die VOB/A in der 
Fassung 2016 vorschreibt, jetzt schon 
durch § 4 Abs. 1 S. 2 SHVgVO überholt ist, 
der (rückwirkend zum 01.04.2019) die 
Ausgabe 2019 der VOB/A einführt. Dies 
beruht auf der Ermächtigung in § 3 Abs. 2 
VGSH. Damit sind derzeit bei Bauaufträ-
gen unterhalb und oberhalb der Schwel-
lenwerte unterschiedliche Fassungen der 
VOB/A anzuwenden: Unterschwellig gilt 
bereits die VOB/A 2019, ab dem Erreichen 
der Schwellenwerte verweist die VgV noch 
auf die Fassung 2016. Eine Änderung der 
VgV ist in Vorbereitung.

16  Richtig hätte es „entsprechend“ heißen müssen, 
 da das GWB für die relevanten Fälle unterhalb der 
 Schwellenwerte gerade nicht unmittelbar anwend-
 bar ist. Außerdem schreibt die GWB-Vorschrift die 
 Berücksichtigung zwingend, wenn auch nur nach 
 Maßgabe des Gesetzes, vor.
17  Abgesehen vom Aspekt der Gleichstellung ent-
 spricht die Formulierung § 97 Abs. 3 GWB, sodass 
 zur Interpretation auf die diesbezügliche Recht-
 sprechung und Literatur zurückgegriffen werden 
 kann.
18  Vgl. nur Fehling, in: Pünder/Schellenberg, Verga-
 berecht, 3. Aufl. 2019, § 97 GWB Rn. 128; Antweiler, 
 in: Burgi/Dreher, Beckscher Vergaberechtskom-
 mentar 3. Aufl. 2017, § 97 Abs. 4 Rn. 45.
19  LT-Drs. 19/861, S. 13.
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Aufträge von Sektorenauftraggebern wer-
den nach § 3 Abs. 3 S. 1 VGSH „in einem 
frei gestalteten Verfahren vergeben“, 
welches sich nach den Grundsätzen des 
§ 2 VGSH richtet. Gleiches gilt nach S. 2 für 
die Vergabe von Dienstleistungskonzes-
sionen durch Konzessionsgeber im Sinne 
der §§ 101, 105 GWB. Von der durch § 5 
Abs. 1 Nr. 4 VGSH eingeräumten Er-
mächtigung, nähere Regelungen für der-
artige Vergaben zu bestimmen, hat der 
Verordnungsgeber nur sehr zurückhal-
tend Gebrauch gemacht. § 1 S. 2 SHVgVO 
2019 bestimmt insoweit lediglich, dass die 
besonderen Ausnahmeregelungen für 
Sektorenaufträge (§§ 137-140 GWB) so-
wie Dienstleistungskonzessionen (§§ 149 
und 150 GWB) entsprechend gelten, und 
ergänzt insoweit den Verweis von § 1 Abs. 
2 VGSH auf die allgemeinen Ausnahmere-
gelungen des GWB. Diese Zurückhaltung 
bedeutet zwar einerseits weitgehende 
Gestaltungsfreiheit für die Normadressa-
ten, andererseits aber auch gewisse Un-
klarheiten. So ist fraglich, ob aus den 
Grundsätzen des § 2 VGSH folgt, dass 
stets eine öffentliche Bekanntmachung 
der Vergabeabsicht (also sogenannte ex 
ante-Transparenz) erforderlich ist. In der 
Entwurfsbegründung ist davon die Rede, 
zu den Grundsätzen gehöre eine hinrei-
chende Transparenz, „in der Regel durch 
eine Ausschreibung oder zumindest eine 
hinreichende Veröffentlichung des Vorha-
bens“, um den grundsätzlich erforderli-
chen Wettbewerb von mehreren Unter-
nehmen zu ermöglichen. Wo Ausnahmen 
von dieser Regel zulässig sind, ist nir-
gends ausdrücklich bestimmt. Wertgren-
zen hierzu wurden auch in der SHVgVO 
nicht festgesetzt. Jedenfalls dort, wo 
selbst bei öffentlichen Aufträgen (klassi-
scher) öffentlicher Auftraggeber aufgrund 
der Wertgrenzenregelungen der SHVgVO 
und sonstigen Ausnahmen der Verfah-
rensordnungen ein Verzicht auf eine Be-
kanntmachung oder einen Wettbewerb 
zulässig ist, muss das auch für Sektoren-
auftraggeber und Dienstleistungskonzes-
sionen gelten. Denn es wird davon auszu-
gehen sein, dass der Verordnungsgeber 
durch solche Regelungen die allgemeinen 
Grundsätze von § 2 nicht mit echten Aus-
nahmen versehen, sondern gleichsam 
interpretieren und ausgestalten wollte.

V.  Vergabemindestlohn
20§ 4 VGSH  regelt den – bundesweit höch-

sten und deutlich über dem allgemeinen 
Mindestlohn liegenden – Vergabemin-

21destlohn.  Unabhängig davon, ob der 
nach der VgV ermittelte Gesamtauftrags-
wert den maßgeblichen EU-Schwellen-
wert erreicht oder nicht, gilt diese Anforde-
rung „ab einem Einzelauftragswert“ von 
20.000 � netto (bislang 15.000 �). Mit dem 
Wert des einzelnen Auftrags sind bei einer 
Losaufteilung die einzelnen Lose ge-
meint. So bleiben Kleinlose auch bei 

einem insgesamt höheren Auftragswert 
im Sinne von § 3 Abs. 7 VgV verschont. 
Verschont bleiben nach wie vor auch be-
vorzugte Bieter im Sinne des SGB IX. 
Einzelaufträge ab 20.000 � netto dürfen 
ansonsten nur an Unternehmen vergeben 
werden, die sich verpflichten, ihren unmit-
telbar für die Leistungserbringung in 

22Deutschland  eingesetzten Beschäftig-
ten (ohne Auszubildende, Praktikanten, 
Hilfskräfte und Bufdi-Teilnehmer) ein Min-
deststundenentgelt von 9,99 � zu zahlen. 
Auftragnehmer haben sicherzustellen, 
dass diese Verpflichtung auch von sämtli-
chen Nachunternehmern und Verleihern 
von Arbeitnehmern beachtet wird (§ 4 
Abs. 1 S. 2 VGSH).
Deutlich erleichtert wurden die verfah-
rensmäßigen Regelungen im Zusammen-
hang mit dieser Verpflichtung. So wurde 
die Verpflichtung zur Angabe des tatsäch-
lich gezahlten Mindestlohns ebenso wie 
diesbezügliche externe Kontrollrechte 
von besonderen Behörden (§ 15 TTG) ab-
geschafft. Die Kontrollmöglichkeiten des 
Auftraggebers selbst sind nur noch sehr 
allgemein und abstrakt in § 4 Abs. 3 VGSH 
geregelt. Das Gesetz verlangt auch nicht 
länger die Vorlage von ausdrücklichen 
Verpflichtungserklärungen durch Bieter 
und Nachunternehmer sowie deren regel-
mäßige Bestätigung. Jedoch fordert § 4 
Abs. 4 VGSH, dass öffentliche Auftragge-
ber Vertragsbedingungen verwenden, 
durch welche: (1) die Auftragnehmer zur 
Zahlung des Mindestentgelts verpflichtet 
werden, (2) ferner ein Kontrollrecht des 
Auftraggebers und dessen Umfang gere-
gelt werden und (3) schließlich dem Auf-
traggeber ein vertragliches außerordentli-
ches Kündigungsrecht und eine Vertrags-
strafe für den Fall der Verletzung der Ver-
pflichtungen oder der Vereitelung der 
Kontrollen eingeräumt werden. Abgese-
hen von der jetzt fehlenden Festlegung 
einer konkreten Höhe der Vertragsstrafe 
sind diese Regelungen den entsprechen-
den Mechanismen des aufgehobenen 
TTG durchaus ähnlich. 
Da es sich um Vertragsbedingungen 
handelt, wäre es möglich, die entspre-
chenden Anforderungen schlicht in Ver-
tragsentwürfe im Rahmen der Vergabeun-
terlagen zu implementieren. Da typischer-
weise jedoch nicht individuell durchge-
schriebene Entwürfe, sondern vorgefer-
tigte Regelwerke wie die VOB/B und die 
VOL/B verwendet werden und grundsätz-
lich auch einbezogen werden müssen (§ 3 
Abs. 1 Nr. 2 VGSH, § 8a VOB/A, § 21 Abs. 2 
UVgO), könnte dies entweder durch zu-
sätzliche Vertragsbedingungen erfolgen 
oder eben doch durch mit dem Angebot 
abzugebende formularmäßige Verpflich-
tungserklärungen. Gerade weil die Ver-
tragsbedingungen schon zivilrechtlich 
Grundlage und Bestandteil des Angebots 
sein müssen, sollte dem Hinweis in der 
Entwurfsbegründung, im Regelfall sollten 

entsprechende Erklärungen nur noch von 
dem für den Zuschlag vorgesehenen 

23Bieter gefordert werden,  keinesfalls ge-
folgt werden. Hinzuweisen ist darauf, dass 
die zum alten TTG entwickelten Formulare 
nicht unverändert übernommen werden 
können, da dort aufgrund der anderen 
Rechtslage teilweise abweichende und 
zusätzliche Erklärungen gefordert wur-
den.

VI.  Weggefallenes
Der Chronistenpflicht entspricht es, den 
Wegfall einiger weiterer bürokratischer 
Highlights des bisherigen schleswig-hol-
steinischen Landesvergaberechts zu no-
tieren. Zu den Erleichterungen gehören 
die folgenden Punkte:
Glücklicherweise abgängig ist die Rege-
lung zur Forderung nach dem sogenann-
ten zweiten Umschlag bei Bauaufträgen 
(§ 3 Abs. 4 TTG), die wegen ihres Charak-
ters als Besonderheit des hiesigen Lan-
desrechts häufig zum Ausschluss insbe-
sondere von nicht im Lande ansässigen 
Bietern geführt hat.
Auch die umfangreichen Regelungen des 
TTG zur Berücksichtigung von Umwelt- 
und Energieeffizienz (§ 17 TTG) sind weg-
gefallen, was entsprechend der Konzepti-
on des Gesetzes die Vergabestellen nicht 
daran hindert, derartige Kriterien in Über-
einstimmung mit den jeweiligen Verfah-
rensordnungen festzulegen.
Entfallen ist auch die Verpflichtung darauf 
hinzuwirken, dass keine Waren Gegen-
stand der Leistungen sind, die unter Miss-
achtung der Mindeststandards der ILO-
Kernarbeitsnormen gewonnen oder her-
gestellt worden sind (§ 18 TTG). Eine 
wirklich effektive Prüfungsmöglichkeit be-
stand ohnehin nicht.
Auch die besonderen Regelungen zur 
Prüfung ungewöhnlich niedrige Angebote 
gerade im Hinblick auf die Einhaltung des 
vergabespezifischen Mindestlohns (§ 10 
TTG) sind nun Geschichte. Entfallen ist 
auch die landesrechtliche Regelung zur 
Auftragssperre in § 13 TTG. Das (Landes-) 
Gesetz zur Einrichtung eines Registers 

20  Hinweis: Die Regelungen des VGSH betreffend 
 Aufträge im Bereich des öffentlichen Personenver-
 kehrs werden in der vorliegenden Darstellung 
 durchgängig ausgeblendet, um den Rahmen nicht 
 zu sprengen.
21  Die Vereinbarkeit mit EU-Recht wird hier nicht näher 
 betrachtet. Angemerkt sei, dass sie auch nach dem 
 Urteil des EuGH vom 17.11.2015 – C-115/14 Regio-
 post – nicht ganz abschließend geklärt ist, weil sich 
 diese Entscheidung auf einen Zeitraum bezog, in 
 dem noch kein allgemeiner Mindestlohn galt.
22  Diese nun erstmals ausdrücklich im Gesetz ge-
 nannte geographische Einschränkung beruht auf 
 dem Urteil des EuGH vom 18.09.2014 – C-549/13 
 Bundesdruckerei.
23  LT-Drs. 19/861, S. 15.
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zum Schutz des fairen Wettbewerbs 
(GRfW) gilt aber einstweilen fort. Auf Bun-
desebene ist das Wettbewerbsregister-
gesetz (WRegG) praktisch noch nicht 
umgesetzt; es bleibt zu hoffen, dass der 
Landesgesetzgeber ein Nebeneinander 
zweier Register vermeiden wird. Apropos 
Register: Entfallen ist auch die verpflich-
tende Abfrage des Gewerbezentralregis-
ters bei Aufträgen ab 25.000 � (§ 16 Abs. 5 
TTG), wobei entsprechende bundes-
rechtliche Regelungen wie etwa § 21 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz, die 
ebenfalls bei unterschwelligen Aufträgen 
eine Abfrage vorsehen, freilich unberührt 
bleiben.
Die Orchideen-Regelung des alten § 18 
Abs. 3 TTG, wonach bei gleichwertigen 
Angeboten bestimmte soziale Kriterien 
(deren Verhältnis und deren Prüfung völlig 
unklar war) den Ausschlag geben sollten, 
ist nun gleichfalls verblüht.
Entfallen sind auch die Regelungen von 
§ 9 Abs. 2 und Abs. 3 TTG betreffend die 
Auswahl von Nachunternehmern und die 
Vorgaben für den Inhalt von Nachunter-
nehmerverträgen (die ihre Wurzeln teilwei-
se schon im Mittelstandsförderungsge-
setz von 2003 hatten). Schließlich sind 
auch die Bußgeldtatbestände des § 16 
TTG, die im Zusammenhang mit den Min-
destlohnverpflichtungen standen, aufge-
hoben.

D.  Die Konkretisierung des VGSH 
durch die neue SHVgVO
Das VGSH war von vornherein auf Ergän-
zung und Konkretisierung durch eine auf 
seiner Grundlage erlassene Rechtsver-
ordnung angelegt, wie der umfangreiche 
Katalog der Ermächtigungen in § 5 Abs. 1 
VGSH verdeutlicht. Auf dieser Grundlage 
wurde die Landesverordnung über die 
Vergabe öffentlicher Aufträge (Schleswig-
Holsteinische Vergabeverordnung – 
SHVgVO) vom 01.04.2019 erlassen. Sie 
wurde am 11.04.2019 im GVOBl. (S. 72) 
veröffentlicht und trat rückwirkend zum 
Anfang des Monats in Kraft, aus heutiger 
Sicht also gleichzeitig mit dem VGSH.
§ 1 der Verordnung hebt hervor, dass es 
ihr um die Regelung des bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge und Baukonzession 
einzuhaltenden Verfahrens nebst Ausnah-
men und Wertgrenzen gehe. Sektorenauf-
träge und Dienstleistungskonzessionen 
finden nur in § 1 S. 2 SHVgVO hinsichtlich 
der besonderen Ausnahmeregelungen 
des GWB Erwähnung (siehe oben). § 2 
SHVgVO bestimmt, dass die Schätzung 
der Auftragswerte entsprechend § 3 VgV 
erfolgt (ohne dessen Abs. 9, der die hier 
nicht relevanten sogenannten 20 %-Kon-
tingente betrifft). Diese scheinbare Dop-
pelung im Verhältnis zu § 1 Abs. 1 S. 2 
VGSH stellt klar, dass die Grundsätze der 
Auftragswertschätzung von § 3 VgV auch 
im Hinblick auf die in der SHVgVO gere-
gelten Wertgrenzen maßgeblich sind.

I.  Liefer- und Dienstleistungsaufträge
§ 3 SHVgVO behandelt die Vergabe von 
Liefer- und Dienstleistungsaufträgen. Aus 
Abs. 1 wird deutlich, dass nur die Auf-
tragsvergabe unterhalb der EU Schwel-
lenwerte gemeint ist. Bedeutsam ist § 3 
Abs. 2, der eine ganze Reihe von Ausnah-
men von der grundsätzlich anzuwenden-
den UVgO vorsieht.
§ 3 Abs. 2 Nr. 1 SHVgVO erklärt für die An-
wendung von § 7 und § 38 UVgO die Maß-
gabe, dass die Durchführung von „elek-
tronischen Vergaben“ fakultativ ist und 
andere Verfahren zulässig bleiben. Die auf 
Bundesebene mit der UVgO angestrebte 
„soft harmonization“ von Unter- und Ober-
schwellen-Vergaberecht wird hier hin-
sichtlich der e-Vergabe deutlich durchbro-
chen – ersichtlich, um im Interesse der 
Praktikabilität die häufig doch noch recht 
unhandlichen e-Vergabe-Plattformen 
einstweilen nicht auch für kleinere Aufträ-
ge nutzen zu müssen. Freilich können 
öffentliche Auftraggeber die Plattformen, 
die sie – falls sie auch oberschwellige 
Aufträge vergeben – ohnehin benötigen, 
auch hierfür nutzen. In diesem Fall, so die 
Begründung des Entwurfs der Verord-
nung, gelten dann auch die Vorgaben der 
UVgO zu elektronischen Mitteln. Aufgrund 
von § 3 Abs. 2 Nr. 2 SHVgVO, der § 7 Abs. 
3 S. 2 UVgO für nicht anwendbar erklärt, 
haben die Auftraggeber dann allerdings 
die Möglichkeit, auch für den Zugang zur 
Auftragsbekanntmachung und zu den 
Vergabeunterlagen eine Registrierung der 
Interessenten zu verlangen. Anders als im 
Oberschwellenbereich müssen diese Un-
terlagen also nicht der anonymen Öffent-
lichkeit zur Verfügung stehen. Dem ent-
spricht auch § 3 Abs. 2 Nr. 3 SHVgVO, 
wonach § 29 Abs. 1 UVgO nur fakultativ 
anwendbar sei, also nicht zwingend 
schon in der Auftragsbekanntmachung 
eine elektronische Adresse anzugeben 
ist, unter der die Vergabeunterlagen un-
entgeltlich, uneingeschränkt, vollständig 
und direkt abgerufen werden können. Das 
bedeutet praktisch, dass bei Verhand-
lungsvergaben von Liefer- und Dienstlei-
stungsaufträgen mit Teilnahmewettbe-
werb im Unterschwellenbereich die Ver-
gabeunterlagen auch noch nicht zwin-
gend zum Zeitpunkt der Auftragsbekannt-
machung fertiggestellt sein müssen. Für 
solche Verhandlungsvergaben von Liefer- 
und Dienstleistungsaufträgen unterhalb 
der Schwellenwerte erklärt § 3 Abs. 2 Nr. 4 
SHVgVO zudem die Regelungen von § 39 
UVgO über Verschlüsselung und Spei-
cherung bzw. den Verschluss von Teilnah-
meanträgen und Angeboten nur für fakul-
tativ anwendbar, ebenso die Regelung 
von § 40 UVgO über die Öffnung von 
Teilnahmeanträgen und Angeboten erst 
nach Fristablauf und in einer bestimmten 
Form. Bei Auftragswerten bis zu 50.000 � 
bestimmt § 3 Abs. 2 Nr. 5 SHVgVO ferner, 
dass die Regelung von § 46 UVgO, die 

eine ex post-Benachrichtigung unterlege-
ner Bewerber und Bieter nach Zuschlag-
serteilung vorsieht, nur fakultativ gilt. Das 
ist im Zusammenhang mit der Wertgrenze 
für die neue Vorabinformation nach § 5 
SHVgVO zu sehen (siehe unten).
Unabhängig von den vorstehenden Rege-
lungen bestimmt § 3 Abs. 3 SHVgVO in 
Fortschreibung der schon seit 2009 be-
stehenden Rechtslage Wertgrenzen für 
Erleichterungen hinsichtlich der Verfah-
rensart, wobei die Werte sich jeweils auf 
den Gesamtauftragswert beziehen. Dem-
nach sind wie bislang eine beschränkte 
Ausschreibung ohne Teilnahmewettbe-
werb oder eine Verhandlungsvergabe (die 
nach § 12 Abs. 1 UVgO ebenfalls nicht 
zwingend einen Teilnahmewettbewerb 
voraussetzt) bis zu einem Auftragswert 
von 100.000 � zulässig.

II.  Insbesondere: 
Freiberufliche Leistungen
Einige praktische Bedeutung hat § 3 Abs. 
2 Nr. 6 SHVgVO betreffend freiberufliche 
Leistungen, wie öffentliche Auftraggeber 
sie z.B. an Architekten und Ingenieure, 

24aber auch an Anwälte  vergeben. Die 
Regelung wurde gegenüber dem ersten 
Entwurf der Verordnung aufgrund der 
Ergebnisse der Verbändebeteiligung 
auch geändert. Hintergrund der Regelung 
ist § 50 UVgO. Diese Sonderregelung ent-
hält erstmals im Unterschwellenbereich in 
einer Verfahrensordnung Anforderungen 
an die Vergabe von freiberuflichen Lei-
stungen (ihre Gestaltung war auch im 
Vorfeld der UVgO durchaus streitig). 
Nach § 50 S. 1 UVgO sind öffentliche Auf-
träge über Leistungen, die im Rahmen 
einer freiberuflichen Tätigkeit erbracht 
oder im Wettbewerb mit freiberuflich Täti-
gen angeboten werden, grundsätzlich im 
Wettbewerb zu vergeben. Dabei ist nach 
S. 2 so viel Wettbewerb zu schaffen, wie 
dies nach der Natur des Geschäfts oder 
nach den besonderen Umständen mög-
lich ist. Die Regelung ist angelehnt an die 
Nr. 2.3 der Allgemeinen Verwaltungsvor-
schrift zu § 55 BHO, nach welcher die 
Bundesbehörden vorzugehen haben. Auf-
grund der sehr allgemeinen Formulierung 
bringt sie eine Reihe von (durchaus stritti-
gen) Fragen mit sich, etwa danach, wann 
ein Teilnahmewettbewerb – also eine ex 
ante-Bekanntmachung – erforderlich ist 
und wann die Einholung von Vergleichsan-
geboten ohne solche Transparenz genügt 
und wann schließlich besondere Umstän-

24  Wie oben schon erläutert, greifen für Prozessver-
 tretung und darauf gerichtete Beratung allerdings 
 ohnehin schon die gesetzlichen Ausnahmen nach 
 § 1 Abs. 2 VGSH ein.
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de eine Ausnahme vom Wettbewerb 
25rechtfertigen.  Diesbezüglich schafft § 3 

Abs. 2 Nr. 6 SHVgVO zumindest für kleine-
re, alltägliche Aufträge Klarheit. Freiberufli-
che Leistungen, die einem gesetzlichen 
Preisrecht unterfallen (dazu zählt grund-
sätzlich etwa das RVG, gegenwärtig aber 

26auch noch die HOAI ) oder deren Gegen-
stand eine Aufgabe ist, deren Lösung 
nicht vorab eindeutig und erschöpfend 
beschrieben werden kann, könne danach 
bis zu einem Auftragswert von 25.000 � im 
Wege eines Direktauftrags entsprechend 
§ 14 S. 1 UVgO vergeben werden. 
Die Formulierung von der nicht eindeuti-
gen und erschöpfenden Beschreibbarkeit 
hat eine lange Tradition im Vergaberecht 
und ist gegenwärtig etwa noch in § 29 
Abs. 2 sowie § 73 VgV verankert. Grund-
sätzlich sind darunter insbesondere Lei-
stungen zu verstehen, die sich nicht in der 
Abarbeitung einer vorgegebenen Lei-
stungsbeschreibung erschöpfen, son-
dern hinsichtlich der Lösung der gestell-
ten Aufgabe dem Auftragnehmer einen 
kreativen Spielraum einräumen, dessen 
Ausfüllung der Auftraggeber nicht vor-
wegnehmen kann, ohne die Aufgabe 

27selbst zu erledigen.  Dazu zählen typi-
scherweise die frühen Leistungsphasen 
der Leistungen von Architekten und Inge-
nieuren, aber beispielsweise auch eine 
anwaltliche Begutachtung oder Vertrags-
gestaltung. Hinsichtlich der Wertgrenze 
ist freilich insbesondere bei Architekten- 
und Ingenieurleistungen die Problematik 
zu beachten, dass gemäß § 3 Abs. 1 und 
Abs. 7 VgV häufig auch schon die Werte 
etwaiger späterer Leistungsphasen ein-

28zubeziehen sind.  Fehler können hier 
übrigens leicht zum Verlust von Fördermit-
teln führen!
Der in § 3 Abs. 2 Nr. 6 zweiter Halbsatz 
SHVgVO enthaltene Auftrag, § 14 S. 2 
UVgO entsprechend anzuwenden, be-
deutet, dass der Auftraggeber zwischen 
den beauftragten Unternehmen wechseln 
„soll“, also nicht immer wieder nur densel-
ben Auftragnehmer beauftragen soll. Dies 
schließt freilich nicht aus, dass auch zwei 
oder mehrere aufeinanderfolgende Auf-
träge an dasselbe Unternehmen verge-
ben werden, wenn hierfür sachliche Grün-
de bestehen.

III.  Bauaufträge
Weniger komplex gestalten sich die Son-
derregelungen für die Vergabe von Bau-
leistungen in § 4 SHVgVO. § 4 Abs. 1 
schreibt wie schon erwähnt für unter-
schwellige Vergaben die Anwendung der 
VOB/A 2019 vor. Eine Ausnahme gilt aber 
auch insoweit hinsichtlich der Registrie-
rung hinsichtlich des elektronischen Zu-
gangs zur Auftragsbekanntmachung und 
den Vergabeunterlagen im Falle elektroni-
scher Verfahren (die nach § 11 Abs. 1 
VOB/A im Baubereich unterschwellig 
ohnehin nicht zwingend sind); hier kann in 

Schleswig-Holstein eine Registrierung 
verlangt werden.
§ 4 Abs. 2 SHVgVO schreibt auch für Bau-
leistungen im Grundsatz die bisherigen 
Wertgrenzen fort, wobei sie allerdings 
hinsichtlich der Fachlosvergabe noch-
mals etwas flexibilisiert werden. Demnach 
ist eine beschränkte Ausschreibung ohne 
Teilnahmewettbewerb bei einem Gesamt-
auftragswert bis zu 1.000.000 � zulässig. 
Oberhalb dieses Werts des Gesamtauf-
trags sind beschränkte Ausschreibungen 
ohne Teilnahmewettbewerb für jedes 
Fachlos bis zu einem Einzelauftragswert 
von 100.000 � (bisher: 50.000 �) zulässig. 
Freihändige Vergaben sind bis zu einem 
Gesamtauftragswert von 100.000 � sowie 
für Fachlose bis zu einem Einzelauftrags-
wert i.H.v. 50.000 � zulässig.
Bei der Inanspruchnahme dieser Wert-
grenzen müssen die Auftraggeber aller-
dings aufgrund der Regelung von § 4 Abs. 
2 S. 2 die Regelung von § 20 Abs. 4 VOB/A 
beachten, also fortlaufend über beabsich-
tigte Auftragsvergaben ab 25.000 � im 
Internet informieren.
Eine bis Ende 2021 befristete Sonderre-
gelung für Bauvorhaben für Wohnzwecke 
enthält ferner § 4 Abs. 2 S. 4 SHVgVO. Hier 
kann eine beschränkte Ausschreibung 
ohne Teilnahmewettbewerb bis zu einem 
Einzelauftragswert von 1.000.000 � und 
eine freihändige Vergabe bis zu einem 
Einzelauftragswert von 100.000 � erfol-
gen. Dies stellt im Hinblick auf die freihän-
dige Vergabe eine Erweiterung der Rege-
lung in der Fußnote zu § 3a VOB/A dar.
Schließlich verpflichtet § 4 Abs. 3 SHVgVO 
für die Vergabe von unterschwelligen 
Bauaufträgen zur entsprechenden An-
wendung von §§ 6 und 7 VgV. Hier handelt 
es sich um Regelungen zu Interessenkolli-
sionen und Vorbefassung, die zwar in der 
UVgO, aber nicht im Abschnitt 1 der 
VOB/A übernommen wurden. Dieses De-
fizit wird vom Verordnungsgeber zu Recht 
ausgeglichen. Dass die Regelung sehr 
versteckt ist, wird hoffentlich durch eine 
bestehende Sensibilität der Vergabestel-
len für solche Problemlagen kompensiert.

IV.  Vorabinformationspflicht für 
Aufträge ab 50.000 �
Bei allem Bemühen um Verschlankung 
des Vergaberechts ist auch eine neue 
Verpflichtung hinzugekommen (die es 
ähnlich bis 2013 schon einmal gab, die 
aber dem unbedachten „Abschreiben“ 
des TTG vom nordrhein-westfälischen 
Recht zum Opfer fiel): Nach § 5 SHVgVO 
müssen Auftraggeber bei Aufträgen mit 
einem Einzelauftragswert von mehr als 
50.000 � die Bewerber oder Bieter, deren 
Teilnahmeanträge oder Angebote nicht 
berücksichtigt werden sollen, über den 
Namen des Unternehmens, dessen Ange-
bot den Zuschlag erhalten soll und die 
Gründe der Nichtberücksichtigung spä-
testens sieben Kalendertage vor Erteilung 

des Zuschlags informieren (soweit eine 
Nichtberücksichtigung nicht bereits zuvor 
in Textform mitgeteilt wurde). Diese Rege-
lung ist in abgespeckter Form an die Bie-
terinformationspflicht im Oberschwellen-
bereich aus § 134 GWB angelehnt. Wäh-
rend im Oberschwellenbereich die Miss-
achtung der dort geregelten Verpflichtung 
nach § 135 Abs. 1 Nr. 1 GWB zu einer – 
freilich nur befristet geltend zu machenden 
– Unwirksamkeit des Vertrages führt, fehlt 
eine solche Regelung in der SHVgVO. Die 
Begründung des Verordnungsentwurfs 
erwähnt ausdrücklich, anders als im Ober-
schwellenbereich habe ein Verstoß keine 
Nichtigkeit zur Folge. Das Prinzip der Ge-
setzmäßigkeit der Verwaltung und die 
mögliche Ahndung von Verstößen als 
Dienstpflichtverletzungen stelle die Wah-
rung der Informationspflicht hinreichend 
sicher. Begründet wird die Wiederaufnah-
me der Regelung mit dem Interesse an 
Transparenz und Verfahrensfairness. Tat-
sächlich dient sie vor allem der Unterstüt-
zung eines effektiven Rechtsschutzes, der 
unterhalb der EU-Schwellenwerte nach 
der gegenwärtigen Lage bedauerlicher-
weise nur bei den allgemeinen Zivilgerich-
ten (Landgerichten) durch eine einstweili-

29ge Verfügung zu erlangen ist.  Bedauerli-
cherweise sieht das neue Landesvergabe-
recht ein Nachprüfungsverfahren im Un-
terschwellenbereich auch nicht vor (an-

25  Strenge Anforderungen im Sinne einer Orientierung 
 an öffentlichen Auschreibenungen verlangt etwa: 
 Kern, in: Müller/Wrede, VgV/UVgO, 2017, § 50 
 UVgO, Rn. 81 ff.; ähnlich Bude, in: Pünder/Schel-
 lenberg, Vergaberecht, 3. Aufl. 2019, § 50 UVgO 
 Rn. 59 ff. Für „große Freiheiten“ und keine Änderun-
 gen zur bisherigen Rechtslage demgegenüber 
 Scharf, in: Dieckmann/Scharf/Wagner-Cardenal, 
 VgV/UVgO, 2. Aufl. 2019, § 50 UVgO Rn. 3 ff. Die 
 Einholung von Vergleichsangeboten im formlosen 
 Verfahren hält Kraus, in: Ziekow/Völlink, Vergabe-
 recht, 3. Aufl. 2018, § 50 UVgO Rn. 1, für ausrei-
 chend.
26  Das Preisrecht der HOAI ist Gegenstand eines Ver-
 tragsverletzungsverfahrens vor dem EuGH (C-377/
 17) wegen Verstoßes gegen die Dienstleistungs-
 richtlinie 2006/123/EG. Der Generalanwalt hält 
 einen solchen Verstoß in seinen Schlussanträgen 
 vom 28.02.2019 für gegeben, mit einem Urteil ist in 
 den nächsten Monaten zu rechnen.
27  Vgl. näher etwa Voppel/Osenbrück/Bubert, VgV, 4. 
 Aufl. 2018, § 73 Rn. 14 ff.
28  Vgl. Voppel/Osenbrück/Bubert, a.a.O., § 3 Rn. 28. 
 Zur Problematik der funktionalen Bestimmung des 
 Auftragsumfangs insbes. bei einer Mehrheit von 
 Abschnitten oder Planungsgewerken EuGH, Urteil 
 v. 15.03.2012 – C-574/10 Aultalhalle –, VergabeR 
 2012, S. 593; OLG München, Beschluss vom 
 13.03.2017 – Verg 15/16 –. Zu § 3 Abs. 7 VgV hat die  
 EU-Kommission im Januar 2019 ein erneutes Ver-
 tragsverletzungsverfahren gegen Deutschland ein-
 geleitet.
29  Vgl. Mertens, in: Gabriel/Krohn/Neun, Handbuch 
 Vergaberecht, 2. Aufl. 2017, § 89; Horn/Hofmann, 
 in: Beckscher Vergaberechtskommentar, 3. Aufl. 
 2017, Vor § 155 GWB Rn. 44 ff.; Summa, in Heier-
 mann/Zeiss/Summa, Vergaberecht, 5. Aufl. 2016, 
 § 155 Rn. 11 ff.
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ders als das in Sachsen-Anhalt, Thüringen 
und Sachsen etabliert wurde).
Der Rechtsschutz vor den allgemeinen Zi-
vilgerichten scheitert häufig daran, dass 
keine Vorabinformation erteilt wird (und 
auch nicht erteilt werden muss). Eine Vor-
abinformation hatte in einer viel diskutier-
ten (wenn auch als Ausreißer empfunde-
nen) Entscheidung das OLG Düsseldorf 
auch für den Unterschwellenbereich (oh-

30ne Wertgrenze) gefordert.  Daher ist es zu 
begrüßen, dass landesrechtlich zumindest 

31insoweit eine Regelung getroffen wurde.  
Nicht zu verkennen ist freilich, dass die 
Erfüllung der Verpflichtung durchaus zu 

32einem Mehraufwand führt,  insbesonde-
re, wenn die Anforderungen der ober-
schwelligen Spruchpraxis an den sachhal-

33tigen Inhalt der Bieterinformation  über-
tragen werden. Das gilt jedenfalls dort, wo 
nicht der Preis das einzige Zuschlagskrite-
rium ist.

E.  Fazit
Insgesamt ist dem Gesetz- und Verord-

nungsgeber mit der Kombination aus 
VGSH und neuer SHVgVO eine begrü-
ßenswerte Vereinfachung und Modernisie-
rung des Landesvergaberechts gelungen. 
Die Schlankheitskur hatte durchaus sicht-
baren Erfolg. Zu bedauern ist, dass Schles-
wig-Holstein sich nach wie vor den bun-
desweit höchsten Vergabemindestlohn 
leistet und damit immer noch – wenn auch 
nun weniger – bürokratische Fallstricke und 
Ineffizienzen verbunden sind. Zu bedauern 
ist auf der anderen Seite auch, dass Mög-
lichkeiten zur Etablierung eines behördli-
chen Nachprüfungsverfahrens im Sinne 
des Bieterrechtsschutzes nicht genutzt 
wurden. Beides scheint nicht in die politi-
sche Landschaft zu passen. Unabhängig 
davon sorgen schon die Komplexität der 
leider immer noch verschiedenartigen 

34Verfahrensordnungen VOB/A und UVgO  
sowie die vorstehend dargestellten landes-
rechtlichen Besonderheiten dafür, dass 
von einem Vergaberecht auf Diät auf ab-
sehbare Zeit nicht die Rede sein kann. Der 
Umfang der Erläuterung sei Zeuge.

30  OLG Düsseldorf, Urt. v. 13.12.2017 – I-27 U 25/17 –. 
 Zu Recht kritisch zu dieser Entscheidung etwa 
 Summa, in Heiermann/Zeiss/Summa, Vergabe-
 recht, 5. Aufl. 2016, § 155 Rn. 11.1. Denn so wün-
 schenswert ein Primärrechtsschutz unterhalb der 
 Schwellenwerte ist, verfassungsrechtlich nötig ist 
 er nach Auffassung des BVerfG, Beschluss 
 13.06.2006 – 1 BvR 1160/03 –, BVerfGE 116, 135, 
 nicht.
31  Eine vergleichbare Regelung (ohne Wertgrenze) 
 existiert in Thüringen (§ 19 Abs. 1 ThürVgV) und 
 Sachsen-Anhalt (§ 19 Abs. 1 VLG LSA), dort jeweils 
 verbunden mit landesrechtlichen Vorschriften über 
 behördliche Nachprüfungsmöglichkeiten zuguns-
 ten der Bieter. In Sachsen gilt eine ähnliche Rege-
 lung mit Wertgrenze (§ 8 Sächs. Vergabegesetz).
32  Die Verordnungsbegründung negiert einen sol-
 chen Mehraufwand im Sinne einer Auslösung der 
 Konnexität mit der Begründung, es würden ledig-
 lich ohnehin bestehende Informationspflichten und 
 Auskunftsrechte zeitlich vorgezogen. In der Praxis 
 werden die ex post-Informationspflichten jedoch 
 häufig nicht eingefordert.
33  Vgl. dazu nur Sommer, in: Heiermann/Zeiss/Summa, 
 a.a.O., § 134 GWB Rn. 24 ff.
34  Vgl. zum Ruf nach einer Verabschiedung der VOB/A
 Otting/Raabe u.a., VergabeR 2018, S. 373.

Rechtsprechungsberichte

1. OVG NRW: 
Grundlegende Ausführungen zur 
Abgrenzung zwischen Innen- und 
Außenbereich
Das OVG Nordrhein-Westfalen hat mit Ur-
teil vom 08. Oktober 2018 – 10 A 1803/16 – 
grundlegende und für die kommunale 
Baurechtspraxis relevante Ausführungen 
zur Abgrenzung des Innenbereichs vom 
Außenbereich gemacht. Die zentralen 
Aussagen lauten:
- Von einem Bebauungszusammenhang 
 spricht man, wenn die aufeinanderfol-
 gende maßgebliche Bebauung trotz 
 vorhandener Baulücken den Eindruck 
 der Geschlossenheit und Zusammen-
 gehörigkeit vermittelt.
- Besteht der Bebauungszusammen-
 hang aus einer einzeiligen Bebauung 
 entlang einer Straße und schließen sich
  im rückwärtigen Bereich unbebaute 
 Freiflächen an, endet er dort grund-
 sätzlich mit den die jeweiligen Haupt-
 gebäude rückwärtig abschließenden 
 Bauteilen.

Der Bauherr stellte in dem zugrundelie-
genden Sachverhalt einen Bauvorbe-
scheid zur Frage, ob der Neubau eines 
Lebensmitteldiscounters mit einer Ver-
kaufsfläche von 1.334,55 qm auf einer aus 
diversen Flurstücken bestehenden Flä-
che nach Art der Nutzung planungsrecht-

lich zulässig ist. Die Erteilung eines positi-
ven Vorbescheids lehnte die Behörde je-
doch ab. Nachdem er bereits vor dem Ver-
waltungsgericht mit einer Klage geschei-
tert ist, wendet sich der Bauherr an das 
OVG Nordrhein-Westfalen.
Nach der Entscheidung des OVG hat der 
Bauherr keinen Anspruch auf Erteilung 
des von ihm begehrten Bauvorbescheids. 
Dem Vorhaben stünden öffentlich-recht-
liche Vorschriften des Bauplanungsrechts 
entgegen, so das OVG zur Begründung. 
Denn das Vorhaben soll teilweise im 
Außenbereich nach § 35 BauGB verwirk-
licht werden. Dort würde es als nicht privi-
legiert zulässiges Vorhaben die öffentli-
chen Belange der §§ 35 Abs. 2 und 3 
BauGB beeinträchtigen. Der rückwärtige 
sich an das Bestandsgebäude anschlie-
ßende unbebaute Teil der Fläche des Vor-
habens gehöre nicht zum Bebauungszu-
sammenhang des relevanten Ortsteils. 
Ein Bebauungszusammenhang besteht 
nach dem Oberverwaltungsgericht, wenn 
die aufeinanderfolgende maßgebliche 
Bebauung trotz vorhandener Baulücken 
den Eindruck der Geschlossenheit und 
Zusammengehörigkeit vermittelt. Besteht 
der Bebauungszusammenhang wie hier 
aus einer einzeiligen Bebauung entlang 
einer Straße und schließen sich im rück-
wärtigen Bereich unbebaute Freiflächen 
an, endet er grundsätzlich dort mit den die 

jeweiligen Hauptgebäude rückwärtig 
abschließenden Bauteilen und nicht an 
den rückwärtigen Grenzen der jeweiligen 
Grundstücke. 
Bei der Grenzziehung zwischen Innen- 
und Außenbereich gehe es vor allem 
darum, inwieweit ein Grundstück zur Be-
bauung ansteht und sich aus dem tat-
sächlich Vorhandenen ein hinreichend 
verlässlicher Maßstab für die Zulassung 
weiterer Bebauung nach Art und Maß der 
baulichen Nutzung, der Bauweise und der 
überbaubaren Grundstücksfläche gewin-
nen ließe. Die wertende Betrachtung die-
ser vom Gesetzgeber vorgegebenen Kri-
terien richte sich nur nach optisch wahr-
nehmbaren Kriterien. Es seien auch keine 
Besonderheiten ersichtlich, die es gege-
benenfalls rechtfertigen könnten, den 
unbebauten rückwärtigen Bereich hier 
ausnahmsweise dem Bebauungszusam-
menhang zuzurechnen.

2. VG Mainz: 
Grundstückseigentümer kann keinen 
Schutz vor Starkregen einfordern
Der Eigentümer eines Wohngrundstücks 
kann von der Gemeinde grundsätzlich 
keinen Schutz vor Regenwasser aus dem 
angrenzenden Hang-Außenbereichsge-
lände einfordern. Der Grundstückseigen-
tümer müsse selbst zumutbare Vorsorge-
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maßnahmen treffen. Dies entschied das 
Verwaltungsgericht Mainz mit einem Urteil 
vom 20.03.2019 - Az.: 3 K 532/18.MZ. 
Die Kläger im zugrunde liegenden Fall 
sind Eigentümer eines in einem Bebau-
ungsplangebiet gelegenen Grundstücks, 
das mit einem Wohnhaus und an der 
Südgrenze mit einer circa 0,80 Meter 
hohen Mauer bebaut ist. Der Bebauungs-
plan der beklagten Kommune enthält 
unter anderem Festsetzungen über einen 
südlich an das Grundstück angrenzen-
den Wasserabflussstreifen und – getrennt 
durch einen Wirtschaftsweg – ein Regen-
rückhaltebecken, das bislang noch nicht 
verwirklicht worden ist. Mit ihrer Klage 
machten die Kläger geltend, zum Schutz 
ihres Anwesens vor aus dem Außenbe-
reich bei Starkregenereignissen abflie-
ßendem Wasser habe die Gemeinde 
Festsetzungen des Bebauungsplans 
auch umzusetzen; ihre Einfriedungsmau-
er sei auf einen Schutz vor Überschwem-
mung nicht ausgerichtet.

Das VG wies die Klage ab. Zur Begrün-
dung führte es an, dass die Kläger die 
Ausführung einzelner Festsetzungen des 
Bebauungsplans nicht beanspruchen 
könnten, weil diese nach dem geltenden 
Recht grundsätzlich dem Einzelnen keine 
eigenen Rechte auf Vollziehung gegen 
den Satzungsgeber vermittelten. Festset-
zungen eines Bebauungsplans dienten 
ausschließlich öffentlichen, städtebauli-
chen Zielen.
Es könne dem vorliegenden Bebauungs-
plan auch nicht entnommen werden, dass 
einzelnen seiner Regelungen nachbar-
schützende Wirkung zugunsten der 
Grundstückseigentümer zukomme, die 
ausnahmsweise eine Klage auf Umset-
zung des Planes rechtfertigen könne. 
Nach der Begründung diene der Bebau-
ungsplan nämlich der Sicherung von 
Flächen für die Außengebietsentwässe-
rung sowie dem Schutz eines anderen 
Neubaugebiets vor Überschwemmun-
gen. Im Übrigen zielten die von den Klä-

gern überwiegend in Anspruch genom-
menen Festsetzungen ihrem Gegenstand 
nach nicht auf einen Überflutungsschutz, 
sondern auf die Schaffung öffentlicher 
Grünflächen, auf denen zugleich Maßnah-
men zum Ausgleich bebauungsplanbe-
dingter Eingriffe in Natur und Landschaft 
zur Realisierung gelangen sollten.
Auch unabhängig von den Bestimmungen 
eines Bebauungsplans bestehe regelmä-
ßig keine individuell einklagbare öffentlich-
rechtliche Verpflichtung einer Gemeinde 
zur Abwehr von aus dem Außenbereich 
stammendem Wasserfluss, wenn ein 
Grundstück dem aufgrund seiner Lage 
schon in der Vergangenheit ausgesetzt 
gewesen sei. Die Kläger hätten trotz meh-
rerer Starkregenereignisse in den zurück-
liegenden Jahren schließlich auch nicht 
plausibel gemacht, dass ihre Einfrie-
dungsmauer von abfließendem Wasser 
bisher tatsächlich in Mitleidenschaft gezo-
gen worden sei. 

Aus der Rechtsprechung

Urteil des OVG Schleswig 
vom 14. Februar 2019
- 2 LB 98/18 -

Fehlende Klagebefugnis für 
Gleichstellungsbeauftragte nach 
dem schleswig-holsteinischen 
Gleichstellungsgesetz in Bezug 
auf ihre Beteiligungs- und 
Mitwirkungsaufgaben

GG Art. 3 Abs. 2 
GstG §§ 1, 2 Abs. 1 Satz 1, 3 bis 8, 12, 
13, 15 Abs. 1, 16, 18 Abs. 1 Satz 1, 
Abs. 3 bis 5, 19 Abs. 1 und 2, 20 Abs. 
1 bis 5, 21 Abs. 1 Satz 1, 22
MBG §§ 58 Abs. 3, 88, 
VwGO §§ 42 Abs. 2, 92 Abs. 1 Satz 2

Leitsätze der Redaktion:
1.  Gleichstellungsbeauftragte im öffent-
 lichen Dienst haben nach dem 
 schleswig-holsteinischen Gleich-
 stellungsgesetz keine Klagebefug-
 nis in Bezug auf ihre Beteiligungs- 
 und Mitwirkungsaufgaben.
2. Die Verantwortung für die Einhal-
 tung des Gleichstellungsgesetzes 
 obliegt der Dienststellenleitung und 
 der zuständigen Aufsichtsbehörde.

Zum Sachverhalt:
Die Beteiligten streiten über die Beteili-
gungsrechte der Klägerin nach dem 
Gleichstellungsgesetz. 

Die Klägerin wurde mit Schreiben vom 27. 
September 2006 von der Beklagten zu 2) 
zur Gleichstellungsbeauftragten der 
Hauptverwaltung ernannt. Die Deutsche 
Rentenversicherung Nord hat ihren Sitz in 
Lübeck und einen weiteren Standort in 
Neubrandenburg. 
Zum 1. Dezember 2015 war bei der Deut-
sche Rentenversicherung Nord eine Stelle 
einer Direktorin/ eines Direktors als stell-
vertretende Geschäftsführerin/ stellvertre-
tender Geschäftsführer neu zu besetzen. 
Die Stellenausschreibung und Vorstel-
lungsgespräche erfolgten ohne die Betei-
ligung der Klägerin. 
Am 30. Juni 2015 hat die Klägerin Klage 
eingereicht. Einen gleichzeitig eingereich-
ten Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz 
hat das Verwaltungsgericht am 6. Juli 
2015 als unzulässig abgewiesen.

Am 7. Juli 2015 wählte die Vertreterver-
sammlung der Deutschen Rentenversi-
cherung auf Vorschlag des Beklagten zu 
1) einen stellvertretenden Geschäftsführer.

Im Klageverfahren hat die Klägerin bean-
tragt, 
festzustellen, dass sie in ihren Beteili-
gungsrechten verletzt wurde dadurch, 
dass sie weder an der Ausschreibung 
sowie der Vorauswahl für den Vorschlag 
im Stellenbesetzungsverfahren für die 
Stelle des stellvertretenden Geschäftsfüh-
rers beteiligt wurde. 

Die Beklagten haben beantragt, 
die Klage abzuweisen.
Das Verwaltungsgericht hat mit Urteil vom 
25. Februar 2016 festgestellt, dass die 
Beteiligungsrechte der Klägerin dadurch 
verletzt worden seien, dass sie an der 
Stellenausschreibung des stellvertreten-
den Geschäftsführers nicht beteiligt wor-
den sei und die Klage im Übrigen abge-
wiesen. 
Die mit Beschluss vom 20. November 
2018 für die Klägerin und die Beklagten 
zugelassene Berufung hat die Klägerin 
nicht begründet und am 24. Januar 2019 
zurückgenommen. Die Beklagten sind zur 
Begründung ihrer Berufung unter ande-
rem der Auffassung, die Klage der Kläge-
rin sei bereits unzulässig, da sie nicht 
prozessführungsbefugt sei und aus dem 
Gleichstellungsgesetz kein subjektives 
Recht geltend machen könne.

Die Beklagten beantragen, 
das Urteil des Schleswig-Holsteinischen 
Verwaltungsgerichts vom 25. Februar 
2015 – 6. Kammer, Einzelrichter – zu 
ändern und die Klage abzuweisen. 

Die Klägerin beantragt, 
die Berufung der Beklagten zurückzuwei-
sen.

Zur Begründung führt sie unter anderem 
aus, sie verfüge, wie vom Verwaltungsge-
richt und bereits zuvor vom Oberverwal-
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tungsgericht in seiner Entscheidung vom 
6. August 2009 – 3 MB 10/09 – festgestellt, 
über eine Klagebefugnis. Sie sei ein Kon-
trastorgan der Verwaltung und müsse 
insoweit hinsichtlich der Verletzung ihrer 
Rechte als Gleichstellungsbeauftragte 
und insbesondere ihrer Organrechte 
wehrfähig sein.

Aus den Gründen:
Die Berufung der Beklagten ist zulässig. 
Hinsichtlich des ausnahmsweise fristge-
recht eingelegten Antrags auf Zulassung 
der Berufung durch einen an das Oberver-
waltungsgericht adressierten, aber an die 
Telefax-Nummer des Verwaltungsgerichts 
übermittelten Schriftsatzes verweist der 
Senat auf den Zulassungsbeschluss vom 
20. November 2018 (– 2 LA 59/16 –, juris). 
Die Berufung ist auch begründet, weil die 
Klage bereits unzulässig ist. Die von der 
Klägerin im Rahmen der mündlichen Ver-
handlung erklärte Rücknahme der Klage 
ist mangels Einwilligung der Beklagten 
gemäß § 92 Abs. 1 Satz 2 VwGO unwirk-
sam.

Die Klägerin kann nicht geltend machen, 
durch eine Nichtbeteiligung im Stellenbe-
setzungsverfahren in ihren Rechten ver-
letzt zu sein (§ 42 Abs. 2 VwGO analog). 
Bei der hier einschlägigen Feststellungs-
klage, ist für die Klagebefugnis die Rege-
lung des § 42 Abs. 2 VwGO entsprechend 
heranzuziehen (vgl. Wahl/ Schütz, in: 
Schoch/ Schneider/ Bier, 35. EL Septem-
ber 2018, VwGO, § 42 Abs. 2 Rn. 23; 
BVerwG, Beschluss vom 30. Juli 1990 – 7 
B 71.90 –, juris Rn. 4). 

Die Rechtsprechung des ehemals zu-
ständigen Senats zur klagebefugten Or-
ganstellung einer nach schleswig-holstei-
nischem Landesrecht berufenen Gleich-
stellungsbeauftragten (ausdrücklich: Be-
schluss vom 6. August 2009 – 3 MB 10/09 
–, juris Rn. 9 ff.) und des erkennenden 
Senats (vom 31. Mai 2016 – 2 MB 9/16 –, 
juris, ohne Erörterung einer Antragsbe-
fugnis) wird ausdrücklich aufgegeben.

Stehen sich eine Funktionsträgerin und ein 
Organ – hier die Gleichstellungsbeauftrag-
te sowie der Vorstand und die Geschäfts-
führerin (§§ 34 und 35 SGB IV) – derselben 
juristischen Person – hier der Deutschen 
Rentenversicherung Nord als rechtsfähi-
ger Körperschaft des öffentlichen Rechts 
(§ 29 Abs. 1 SGB IV i.V.m. § 125 Abs. 1 SGB 
VI) – in einem Rechtsstreit gegenüber, 
handelt es sich um ein Organstreitverfah-
ren, das die Rechtsbeziehungen innerhalb 
der juristischen Person zum Gegenstand 
hat. Klagen von Trägern hoheitlicher Be-
fugnisse sind jedoch nur zulässig, wenn 
diese die Möglichkeit einer Verletzung in 
Rechtspositionen geltend machen, die als 
subjektive Rechte ausgestaltet sind. An-
dernfalls könnten Differenzen aus dem 

Binnenbereich der Exekutive beliebig vor 
die Verwaltungsgerichte getragen und so 
die aufgabenangemessene Gestaltung 
von Verwaltungsstrukturen erschwert wer-
den, ohne dass dies durch Vorschriften 
des materiellen Rechts veranlasst wäre 
(vgl. BVerwG, Urteil vom 2. Dezember 
2015 – 10 C 18.14 –, juris Rn. 17).

Mit der Zuordnung einer Kompetenz an 
ein Organ bzw. an einen Funktionsträger 
ist in aller Regel nicht zugleich auch eine 
Rechtsposition verbunden, die wie ein 
subjektives Recht im Außenverhältnis ge-
gen "Übergriffe" anderer Organe oder 
Funktionsträger durch Anrufung des Ge-
richts verteidigt werden könnte. Denn 
unabhängig davon, dass die Möglichkeit 
körperschaftsinterner Auseinanderset-
zungen jeder Kompetenzverteilung imma-
nent ist, erfolgt die Kompetenzzuweisung 
grundsätzlich nicht zum Schutze "eigen-
nützig" wahrzunehmender Interessen der 
kompetenzbelehnten Stelle, sondern 
dient in der Regel allein dem einwandfrei-
en und reibungslosen Funktionsablauf 
innerhalb der Gesamtorganisation und 
damit der Wahrung öffentlicher Interessen 
(vgl. VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 
9. März 2004 – 4 S 675/02 –, juris Rn. 15 
m.w.N.).

Ausnahmsweise ist jedoch dann von der 
Übertragung einklagbarer Wahrneh-
mungsbefugnisse auszugehen, wenn 
dies entweder vom Gesetzgeber aus-
drücklich normiert worden ist oder wenn 
im Wege der Auslegung der jeweils ein-
schlägigen Bestimmungen ermittelt wer-
den kann, dass einem Funktionsträger 
oder einer Funktionsträgerin als "Kontrast-
organ" zum Zwecke einer sachgerechten 
Ausbalancierung innerkörperschaftlicher 
Interessengegensätze die eigenständige 
Bewältigung bestimmter Aufgabenberei-
che zugewiesen wird und er bzw. sie inso-
fern mit einer wehrfähigen Rechtsposition 
von der Rechtsordnung ausgestattet 
worden ist (vgl. VGH Baden-Württemberg, 
Urteil vom 9. März 2004, a.a.O., Rn. 16 
m.w.N.). An einem solchen Kontrastorgan 
fehlt es hingegen, wenn die eingeräumte 
Kompetenz lediglich Einfluss auf die 
oberste Willensbildung des Gesamtorga-
nismus verleiht (vgl. Wahl/Schütz, in: 
Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner, 35. 
EL September 2018, VwGO, § 42 Abs. 2 
Rn. 95 f.; Eyermann/Rennert, VwGO, 15. 
Aufl. 2019, § 40 Rn. 15).

Die zur Klage befugte Rechtsstellung 
einer nach Landesrecht bestellten Gleich-
stellungsbeauftragten im Sinne des § 42 
Abs. 2 VwGO muss sich aus dem jeweili-
gen Landesrecht ergeben (vgl. BVerwG, 
Beschluss vom 30. März 2003 – 2 B 8.06 –, 
juris Rn. 2).

Das schleswig-holsteinische Gesetz zur 

Gleichstellung der Frauen im öffentlichen 
Dienst vom 13. Dezember 1994 (GVOBl. 
1994, 562; im Folgenden: Gleichstel-
lungsgesetz – GstG) gilt gemäß dessen 
§ 2 Abs. 1 Satz 1 auch für die Deutsche 
Rentenversicherung Nord und deren Or-
gane als einer der Aufsicht des Landes 
unterstehenden Körperschaft des öffentli-
chen Rechts ohne Gebietshoheit. Die 
Aufsicht über soziale Versicherungsträ-
ger, deren Zuständigkeitsbereich sich 
über das Gebiet eines Landes, aber nicht 
über mehr als drei Länder hinaus er-
streckt, führt jeweils das Land, in dem der 
Versicherungsträger seinen Sitz hat (vgl. 
Art. 3 der Anlage zum Gesetz zu dem 
Staatsvertrag über die Bestimmung auf-
sichtsführender Länder nach Artikel 87 
Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes für die 
Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 
1997, GVOBl. 1997, 304). Gemäß § 1 Abs. 
3 der Satzung ist die Deutsche Rentenver-
sicherung Nord Träger der gesetzlichen 
Rentenversicherung in den drei Ländern 
Freie und Hansestadt Hamburg, Meck-
lenburg-Vorpommern und Schleswig-Hol-
stein und hat gemäß § 2 Abs. 2 ihren Sitz in 
Lübeck.

Eine ausdrückliche Regelung zur Klage-
befugnis der Gleichstellungsbeauftragten 
kennt das schleswig-holsteinische Gleich-
stellungsgesetz im Gegensatz zum Ge-
setz über die Mitbestimmung der Perso-
nalräte vom 11. Dezember 1990 (GVOBl. 
1990, 577; im Folgenden: Mitbestim-
mungsgesetz – MBG) nicht. Dort hat der 
Gesetzgeber die Klagebefugnisse der 
Personalvertretungsorgane detailliert auf-
geführt (vgl. § 88 MBG). Auch eine weitere 
Auslegung des Gleichstellungsgesetzes 
nach dessen Sinn und Zweck (1), seiner 
Regelungssystematik (2) und unter Be-
rücksichtigung der Entstehungsgeschich-
te (3) ergibt jedenfalls im Hinblick auf ihre 
Mitwirkungsaufgaben und Beteiligungs-
rechte keine gegenüber der Dienststellen-
leitung wehrfähige Rechtsposition der 
Klägerin in ihrer Funktion als Gleichstel-
lungsbeauftragte.

1. Das Gleichstellungsgesetz dient der 
Verwirklichung des Grundrechts auf 
Gleichberechtigung von Frauen und Män-
nern. Es fördert die Gleichstellung der 
Frauen im öffentlichen Dienst insbeson-
dere durch die Schaffung von Arbeitsbe-
dingungen, die für beide Geschlechter die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf er-
möglichen, die Kompensation von Nach-
teilen, die vor allem Frauen als Folge der 
geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung 
erfahren und die gerechte Beteiligung von 
Frauen an allen Lohn-, Vergütungs- und 
Besoldungsgruppen sowie in Gremien 
(§ 1 GstG).

Die Wirksamkeit von gesetzlichen Maß-
nahmen zur Förderung von Frauen im 



öffentlichen Dienst soll wesentlich auch 
dadurch sichergestellt werden, dass an 
allen Dienststellen mit mindestens fünf 
Beschäftigten Gleichstellungsbeauftragte 
mit der dienstlichen Aufgabe betraut wer-
den, bei allen personellen, sozialen und 
organisatorischen Maßnahmen auf die 
Gleichstellung von Frauen, insbesondere 
auf die Umsetzung dieses Gesetzes, 
hinzuwirken (vgl. § 18 Abs. 1 Satz 1, § 20 
Abs. 1 GstG). Für die Stellung der Gleich-
stellungsbeauftragten ist kennzeichnend, 
dass sie nicht ein weiteres Repräsentati-
vorgan von Arbeitnehmerinteressen ne-
ben dem Personalrat darstellt; vielmehr 
nimmt sie ihre Aufgaben als dienstliche 
Aufgabe wahr und ist direkt der Dienst-
stellenleitung zugeordnet (§ 18 Abs. 3 
GstG). Die Gleichstellungsbeauftragte 
wird zudem nicht von den weiblichen Be-
schäftigten gewählt, sondern durch die 
Leiterin oder den Leiter der Dienststelle 
bestellt (§ 18 Abs. 1 Satz 3 GstG). Damit 
die Gleichstellungsbeauftragte ihrer Auf-
gabe, innerhalb der Verwaltung auf die 
Gleichstellung von Frauen und damit auf 
die Verwirklichung des Gleichberechti-
gungsgebotes in Art. 3 Abs. 2 GG hinzu-
wirken, effizient erfüllen kann, muss ihre 
Unabhängigkeit gewährleistet sein. In 
Ausübung ihrer Tätigkeit ist die Gleichstel-
lungsbeauftragte daher von fachlichen 
Weisungen frei (§ 21 Abs. 1 Satz 1 GstG). 
Ferner besteht ein ausdrückliches und 
generelles Verbot, sie wegen ihrer Tätig-
keit zu bevorzugen oder zu benachteili-
gen (§ 18 Abs. 4 GstG). Um ihre Unabhän-
gigkeit zu sichern, ist insbesondere ihre 
Abberufung nur über ein festgelegtes 
Verfahren möglich (vgl. § 18 Abs. 4 GstG). 
Ihr steht ferner ein eigenständiges Infor-
mationsrecht, auch in Form der Einsicht-
nahme in Akten zu (§ 19 Abs. 2, § 20 Abs. 2 
GstG; vgl. zum Ganzen: Begründung des 
Regierungsentwurfs, LT-Drs. 13/1898, 
Seite 20 f.). 

Unter diesem rechtlichen Blickwinkel lässt 
sich nicht feststellen, dass der Gesetz-
geber der Gleichstellungsbeauftragten 
die Funktion eines "Kontrastorgans" zuge-
wiesen hat, etwa um die Austragung von 
Interessengegensätzen und das Austarie-
ren von Partikularinteressen innerhalb der 
Dienststelle institutionell abzusichern. Das 
wird schon dadurch deutlich, dass die 
Gleichstellungsbeauftragte nach dem 
Gleichstellungsgesetz nicht als eigenstän-
diges Organ geschaffen worden – was 
grundsätzlich möglich wäre (vgl. BVerfG, 
Beschluss vom 26. Oktober 1994 – 2 BvR 
445/91 –, juris Rn. 44 zur kommunalen 
Gleichstellungsbeauftragten in Schles-
wig-Holstein) –, sondern der Dienststel-
lenleitung unmittelbar zugeordnet ist (§ 18 
Abs. 3 Satz 1 GstG). Sie nimmt zwar in der 
Dienststelle insofern eine besondere Rolle 
ein, als sie einerseits Teil der Verwaltung 
und in diese integriert ist, ihr jedoch ander-

erseits Kontrollaufgaben gegenüber der 
Verwaltung obliegen. Die Sicherstellung 
dieser internen Kontrolle soll durch die 
persönliche Unabhängigkeit und das 
Benachteiligungsverbot erreicht werden 
(vgl. Begründung des Regierungsent-
wurfs, LT-Drs. 13/1898, zu § 16 Abs. 4 a.F., 
Seite 32). Diese Anbindung an die Verwal-
tung lässt den gesetzgeberischen Willen 
erkennen, das Amt der Gleichstellungsbe-
auftragten gerade nicht im Sinne einer 
Repräsentantin eines mit den Interessen 
der Dienststelle kollidierenden Fremdin-
teresses zu konzipieren (im Ergebnis 
ebenso VGH Baden-Württemberg, Urteil 
vom 9. März 2004, a.a.O., Rn. 19; OVG 
Sachsen, Beschluss vom 3. November 
1999 – 2 S 701/99 –, NVwZ 1999, S. 728 
zitiert nach beck-online; OVG Sachsen-
Anhalt, Beschluss vom 8. Dezember 2016 
– 1 L 150/16 –, juris Rn. 8; OVG Saarland, 
Urteil vom 19. September 2003 – 1 R 21/02 
–, juris Rn. 20ff.; VGH Hessen, Beschluss 
vom 30. August 1996 – 1 TG 3381/96 –, 
juris Rn. 3ff. mit Hinweis auf die jeweilige 
unmittelbare Unterstellung der Gleichstel-
lungs- bzw. Frauenbeauftragten unter die 
Dienststellenleitung nach dem jeweiligen 
Landesrecht). Insofern grenzt u.a. die Zu-
ordnung zur Leitung der Dienststelle das 
Amt der Gleichstellungsbeauftragten 
deutlich von der als echtes Interessenver-
tretungsorgan der Beschäftigten wirken-
den Personalvertretung ab, die einen sehr 
weitgehenden Kontroll- und Mitbestim-
mungsauftrag gegenüber der jeweiligen 
Dienststelle wahrnimmt und deshalb mit 
entsprechenden Klagebefugnissen aus-
gestattet ist (vgl. § 88 MBG). Da die 
Dienststellenleitung und die ihr unmittel-
bar zugeordnete Gleichstellungsbeauf-
tragten nach der Konzeption des Gleich-
stellungsgesetzes nicht in einem derarti-
gen, aus Interessengegensätzen resultie-
renden Spannungsverhältnis stehen, ist 
auch nicht davon auszugehen, dass der 
Gesetzgeber sie ohne eine solche aus-
drückliche Regelung mit der rechtlichen 
Bewehrung von Interessen dienenden 
Rechten ausstatten wollte.

Eine andere Auslegung ist auch nicht im 
Hinblick auf die fachliche Weisungsfrei-
heit der Gleichstellungsbeauftragten (§ 21 
GstG) geboten. Diese soll allein deren 
sachliche Unabhängigkeit als fachkom-
petente Instanz gewährleisten und korre-
spondiert insofern mit ihrer Aufgabenstel-
lung, die auf kritische Reflexion angelegt 
ist. Die Freistellung von Weisungen garan-
tiert, dass spezifische Belange der Gleich-
stellung ohne vorherige "Filterung" in die 
Willensbildung der Dienststellenleitung 
einfließen können und beim Durchlaufen 
der Verwaltungshierarchie nicht verfälscht 
oder gar unterdrückt werden. Sie bewirkt, 
dass die Gleichstellungsbeauftragte in-
soweit vom Wohlwollen anderer Verwal-
tungsstellen unabhängig ist und dass die 

von ihr eingebrachten Gesichtspunkte 
nicht einfach übergangen werden kön-
nen. Daraus folgt aber nicht, dass sie die 
von ihr zu vertretenden Belange als eige-
ne Rechte ausübt (vgl. auch OVG Sach-
sen, Beschluss vom 3. November 1999 – 
2 S 701/99 –, NVwZ 1999, S. 728 zitiert 
nach beck-online, zur gleichlautenden 
Vorschrift im sächsischen Frauenförde-
rungsgesetz). Insbesondere ändert die 
weisungsfreie Tätigkeit nichts an dem 
zwischen Dienststellenleitung und Gleich-
stellungsbeauftragten bestehenden Ko-
ordinationsverhältnis, in dessen Rahmen 
und entsprechend dem Gesetzeszweck 
beide gemeinsam auf die tatsächliche 
Durchsetzung der Gleichberechtigung zu 
achten haben. Eine wehrfähige Rechtspo-
sition wird hierdurch nicht begründet (vgl. 
VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 9. 
März 2004 – 4 S 675/02 –, juris Rn. 20).

2. Aus den der Gleichstellungsbeauftrag-
ten konkret zugewiesenen Beteiligungs- 
und Mitwirkungsrechten lassen sich keine 
wehrfähigen Wahrnehmungszuständig-
keiten ableiten. Sie ist in allen Angelegen-
heiten des Geschäftsbereiches frühzeitig 
zu beteiligen, die Auswirkungen auf die 
Gleichstellung von Frauen haben können 
(§ 19 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 GstG), kann 
in erforderliche Unterlagen Einsicht neh-
men (§ 19 Abs. 2 Satz 2 GstG), ihr sind 
Auskünfte zu erteilen (§ 19 Abs. 2 Satz 3 
GstG) und sie kann an Besprechungen, 
Sitzungen oder Konferenzen teilnehmen, 
soweit Angelegenheiten beraten werden, 
die Auswirkungen auf die Gleichstellung 
von Frauen haben können (§ 19 Abs. 2 
Satz 4 GstG). Sie hat bei allen personel-
len, sozialen und organisatorischen Ange-
legenheiten auf die Gleichstellung von 
Frauen, insbesondere auf die Einhaltung 
des Gesetzes, hinzuwirken und ist insbe-
sondere bei Stellenausschreibungen, 
Einstellungen, Beförderungen und Höher-
gruppierungen, Kündigungen und Entlas-
sungen sowie vorzeitigen Versetzungen in 
den Ruhestand, einschließlich vorherge-
hender Planungen, zu beteiligen (§ 20 
Abs. 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 2 GstG) 
und ist in der Regel teilnahmeberechtigt 
an Vorstellungsgesprächen und Auswahl-
verfahren (§ 20 Abs. 4 Satz 4 GstG) und 
bei Personalentscheidungen in der Regel 
auch stimmberechtigt (§ 20 Abs. 2 Satz 5 
GstG). Sie ist über die Beschäftigungs-
struktur zu unterrichten und darf ihrerseits 
die Beschäftigten und Bewerberinnen 
und Bewerber über die Beschäftigungs-
struktur unterrichten (§ 20 Abs. 3 GstG). 
Den Dienstweg braucht sie weder gegen-
über den Beschäftigten noch gegenüber 
den Gleichstellungsbeauftragten anderer 
Dienststellen oder dem für Gleichstellung 
zuständigen Ministerium einzuhalten (§ 20 
Abs. 1 Satz 2 und § 21 Abs. 2 Satz 1 GstG).
Den genannten Vorschriften kann ent-
nommen werden, dass die Gleichstel-
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lungsbeauftragte eine selbständige Stel-
lung gegenüber der Dienststellenleitung 
einnehmen soll. Die genannten Befugnis-
se sollen allein die innerbehördliche Kom-
petenzwahrnehmung durch die Gleich-
stellungsbeauftragte sicherstellen, ihr 
aber keine organisatorisch verselbstän-
digte Innenrechtsposition einräumen, die 
sie wie ein eigenes partikulares Interesse 
gegen Beeinträchtigungen auf dem Kla-
geweg verteidigen könnte.

Dass dies auch der Vorstellung des Ge-
setzgebers entspricht, ergibt sich insbe-
sondere aus der Vorschrift des § 22 GstG, 
der der Gleichstellungsbeauftragten in 
bestimmten Fällen ein Widerspruchsrecht 
einräumt. Als Folge des Widerspruchs 
darf die Maßnahme nur auf ausdrückliche 
Weisung der Leitung der jeweils überge-
ordneten Dienststelle bzw. bei einer ober-
sten Landesbehörde im Benehmen mit 
dem für Gleichstellung zuständigen Mi-
nisterium weiterverfolgt werden. Im Fall 
einer der Aufsicht des Landes unterstell-
ten Körperschaft des öffentlichen Rechts 
ohne Gebietshoheit – wie im vorliegenden 
Fall – kann die Gleichstellungsbeauftrag-
te, wenn die Dienststellenleitung ihrer 
Auffassung bei einem Widerspruch nicht 
beitritt, die zuständige Aufsichtsbehörde 
unterrichten, die ihrerseits ihre Gleichstel-
lungsbeauftragte zu beteiligen hat.

Diese Unterrichtung wirkt jedoch nicht 
unmittelbar, etwa aufschiebend, auf die 
Maßnahme. Dies zeigt ein Vergleich mit 
den Regelungen über die Mitbestimmung 
der Personalräte, wonach Maßnahmen 
ohne die gesetzlich vorgeschriebene Be-
teiligung der Personalräte oder unter Ver-
stoß gegen wesentliche Verfahrensvor-
schriften unzulässig sind und bereits 
durchgeführte Maßnahmen zurückzuneh-
men sind (§ 58 Abs. 3 MBG). Gerade auch 
in Abgrenzung dazu hat der Gesetzgeber 
mit der Regelung des Widerspruchrechts 
in § 22 GstG klar zum Ausdruck gebracht, 
dass die Wirkung der Beteiligungsrechte 
der Gleichstellungsbeauftragten im Bin-
nenverhältnis der Verwaltung verbleiben 
soll und nicht als rechtsschutzfähige Po-
sition zu verstehen ist und sie im behör-
deninternen Streitfall daher auch nicht 
einer verwaltungsgerichtlichen Überprü-
fung zugänglich gemacht werden kann.

Eine Klagebefugnis ergibt sich auch nicht 
aus dem Umstand, dass das Wider-
spruchsrecht gemäß § 22 Abs. 1 Satz 1 
GstG für Verstöße gegen die §§ 3 bis 8, 12, 
13, 15 Abs. 1 oder § 16 GstG gilt und sich 
nicht auf die Rechte der Gleichstellungs-
beauftragten selbst bezieht. Die Schluss-
folgerung, dass für alle nicht in § 22 Abs. 1 
GstG geregelten Verstöße – insbesondere 
für die eigenen Rechte der Gleichstel-
lungsbeauftragten – eine Klagebefugnis 
bestehen müsse, findet in der bereits 

dargestellten Systematik des Gesetzes 
vor allem auch zur Stellung der Gleichstel-
lungsbeauftragten keine Stütze. Es würde 
der Gleichstellungsbeauftragten in Bezug 
auf ihre eigenen Rechte einen stärkeren 
Rechtsschutz gewähren als ihr bei Verstö-
ßen gegen die in § 22 GstG aufgeführten 
Vorschriften zustehen. Die bisher darge-
stellte systematische Stellung der Gleich-
stellungsbeauftragten spricht vielmehr für 
die Annahme einer abschließenden Auf-
zählung in § 22 GstG, mit der Konse-
quenz, dass der Gleichstellungsbeauf-
tragten nur bei Verstößen gegen die mit 
dem Gesetz beabsichtigte Förderung der 
Gleichstellung, nicht aber bei einem Ver-
stoß gegen ihre Beteiligungsrechte die 
Möglichkeit einer Beanstandung in Form 
des Widerspruchs zusteht. Es würde dem 
Regelungsgefüge sogar widersprechen, 
wenn die Gleichstellungsbeauftragte die 
Beteiligung bei einer einwandfreien Stel-
lenausschreibung gerichtlich einklagen 
könnte; bei einem Verstoß der Stellenaus-
schreibung gegen die Anforderungen aus 
§ 7 GstG aber wegen der ausdrücklichen 
Regelung des § 22 GstG darauf be-
schränkt wäre, der Maßnahme zu wider-
sprechen und ggf. die zuständige Auf-
sichtsbehörde zu unterrichten.

3. Dieses Auslegungsergebnis wird durch 
die Entstehungsgeschichte bestätigt: 
Hätte der Gesetzgeber der Gleichstel-
lungsbeauftragten klagebewehrte Kom-
petenzen einräumen wollen, so hätte er ihr 
auch entsprechend ausgestaltete verfah-
rensrechtliche Befugnisse zugewiesen. 
Zum einen hat der Gesetzgeber im nur 
vier Jahre vor dem Gleichstellungsgesetz 
beschlossenen Mitbestimmungsgesetz 
die Personalräte ausdrücklich mit einem 
Klagerecht ausgestattet (§ 88 MBG). Wie 
bereits erwähnt kann gerade vor dem Hin-
tergrund dieser umfassenden Regelung 
einer Klagebefugnis für die ohnehin mit 
einer starken und wehrfähigen Position 
ausgestatteten Personalräte nicht ange-
nommen werden, dass der Gesetzgeber 
im Gleichstellungsgesetz von einem un-
geschriebenen Klagerecht der Gleichstel-
lungsbeauftragten ausgegangen ist. 

Zudem hat der Landtag parallel zu dem 
beschlossenen Regierungsentwurf für ein 
Gleichstellungsgesetz einen Gesetzent-
wurf der FDP-Fraktion abgelehnt, in dem 
die dort vorgesehene Landesgleichstel-
lungsbeauftragte ein Klagerecht erhalten 
sollte, um bei Verstößen gegen bestimmte 
Vorschriften (u.a. zum Frauenförderplan, 
zur Quote weiblicher Auszubildenden, zu 
Stellenbesetzungen und Beförderungen) 
berechtigt zu sein, in eigenem Namen zu 
klagen (vgl. § 7 Abs. 2, Drucks. 13/1078, 
Seite 4). In der vorhergehenden Plenarde-
batte wurde dieses Klagerecht der Lan-
desgleichstellungsbeauftragten von der 
FDP-Fraktion als wirksames und effekti-

ves Instrument zur Durchsetzung der 
Gleichstellung hervorgehoben (vgl. Ple-
narprotokoll 13/33, S. 2208). Die in dem 
Gesetzentwurf vorgesehene Frauenbe-
auftragte in den Dienststellen sollte im 
Übrigen nicht nur bei Gesetzesverstößen, 
sondern auch bei ihrer Nichtbeteiligung 
die zweiwöchige Aussetzung einer Maß-
nahme beantragen können (vgl. § 19 Abs. 
4, Drucks. 13/1078, Seite 10). Damit lagen 
dem Gesetzgeber unterschiedliche Rege-
lungskonzepte auch zu den Wahrneh-
mungsrechten der Gleichstellungsbeauf-
tragten vor. Der Gesetzgeber hat sich für 
ein verwaltungsinternes Gefüge entschie-
den, mit einer klaren Zuweisung der Ver-
antwortung für die Einhaltung der Vorga-
ben aus dem Gleichstellungsgesetz an 
die Dienststellenleitung und ggf. deren 
übergeordnete Behörde oder Aufsichts-
behörde. Die Gleichstellungsbeauftrag-
ten haben dabei die Aufgabe, das mah-
nende „Gewissen“ der Dienststellenlei-
tung zu sein. Sie stehen aber letztendlich 
nicht in der Verantwortung, die Einhaltung 
der Vorgaben aus dem Gleichstellungs-
gesetz auch gerichtlich zu erstreiten. 

Sollte der Gesetzgeber eine Klagebefug-
nis der Gleichstellungsbeauftragten zur 
Durchsetzung von Gleichstellungsrech-
ten innerhalb der öffentlichen Verwaltung 
in Schleswig-Holstein für erforderlich hal-
ten, so wäre diese ausdrücklich zu regeln. 
Seit der ersten Generation der Gleichstel-
lungs- bzw. Frauenfördergesetze, zu de-
nen auch das schleswig-holsteinische 
Gleichstellungsgesetz aus dem Jahr 1994 
zählt und die kein ausdrückliches Klage-
recht enthielten, haben sowohl der Bund 
(vgl. § 34 BGleiG bzw. zuvor § 22 Abs. 1 
BGleiG in der Fassung aus 2001) als auch 
sieben Bundesländer (Berlin, Branden-
burg, Bremen, Hessen, Nordrhein-West-
falen, Saarland, Thüringen) zwischenzeit-
lich eine ausdrückliche Klagebefugnis der 
jeweiligen Gleichstellungsbeauftragten 
gesetzlich geregelt. 

Offenbleiben kann, ob der Gleichstel-
lungsbeauftragten eine Klagebefugnis 
dann zusteht, wenn es nicht um ihre Auf-
gaben und Rechte im Einzelnen, sondern 
um ihre Funktionsträgerschaft als solches 
etwa den Widerruf ihrer Bestellung gemäß 
§ 18 Abs. 5 GStG geht. Der Senat weist 
auch darauf hin, dass die Klagebefugnis 
der Gleichstellungsbeauftragten in Ver-
fahren, die ggf. ihr Beamtenverhältnis 
betreffen, von dieser Entscheidung unbe-
rührt bleibt.

…

Die Revision ist nicht zuzulassen, weil 
keiner der Gründe des § 132 Abs. 2 VwGO 
vorliegt.
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Aus dem Landesverband

Vom 28. bis 30.03.2019 fand die Studien-
fahrt 2019 des SHGT-Kreisverbandes 
Steinburg statt. Ziel war in diesem Jahr 
das Bundesland Thüringen mit den Städ-
ten Erfurt und Weimar. Die Studienfahrt 
wurde auch in diesem Jahr von dem Ge-
schäftsführer des Kreisverbandes Stein-
burg des SHGT, Jörg Bucher, organisiert. 
Ein sehr interessantes Programm wartete 
wiederum auf die Teilnehmer/innen der 
Studienfahrt. Eingeladen waren die Mit-
glieder des Kreisvorstandes, die Amtsvor-
steher/innen und ihre Stellvertreter, die 
Leitenden Verwaltungsbeamten und ihre 
Stellvertreter, die Bürgermeister/innen der 
Städte Glückstadt, Krempe, Kellinghu-
sen, Wilster und Itzehoe sowie der Land-
rat und der Kreispräsident. Ziel der jährli-
chen Studienfahrt ist die Vermittlung von 
neuen Eindrücken und Informationen für 
die kommunalpolitische Arbeit und die 
Förderung der Gemeinschaft in der kom-
munalen Familie im Kreis Steinburg. 
Erstes Ziel war der Landtag des Freistaa-
tes Thüringen in Erfurt. Die Gruppe war zu 
14.00 Uhr angemeldet und wurde von 
Herrn Walter Götze empfangen. Bis zu 
seiner Penisonierung war Herr Götze 
hauptamtlicher Bürgermeister einer Ge-
meinde mit rund 2.000 Einwohnern/innen. 
Insofern hat die Landtagsverwaltung 
genau den richtigen Gästeführer für die 
Gruppe ausgewählt. Herr Götze informier-
te die Besucher/innen über Anzahl der 
Sitze im Landtag, die Fraktionen und die 
Tagungen der Ausschüsse und des Land-
tages. Im Anschluss an die Vorstellung 
des Landtages konnte die Gruppe „live“ 
an einer Plenarsitzung teilnehmen. Der 
einzige bundesdeutsche Ministerpräsi-
dent der Linkspartei, Bodo Ramelow, ver-
folgte auf seinem Platz die Debatte im 
Landtag zum Gesetzentwurf der Fraktio-
nen DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN für das siebte Gesetz  
zur  Änderung des Thüringer Landeswahl-
gesetzes/ Einführung  der  paritätischen 
Quotierung. Inhaltlich geht es um die Ein-
führung einer Quote für Frauen und Män-
ner bei der Aufstellung der Kandidaten/in-
nen für die Landtagswahl am 27.10.2019. 
Ein sehr interessantes Thema für die 
Gruppe, das für eine lebhafte Diskussion 
im Landtag sorgte. Die eine Stunde in der 
Plenarsitzung ist wie im Fluge vergangen. 
Am nächsten Morgen startete die Gruppe 

Teilnehmer der Studienfahrt vor der historischen Krämerbrücke in Erfurt, 
Foto: Jörg Bucher

zur Gedenkstätte Buchenwald auf dem 
Ettersberg in der Nähe von Weimar. Das 
Konzentrationslager Buchenwald (KZ 
Buchenwald) war eines der größten Kon-
zentrationslager auf deutschem Boden. 
Auf dem Gelände des ehemaligen Lagers 
wurde 1958 die Nationale Mahn- und 
Gedenkstätte Buchenwald eröffnet. Ab 
1991 wurde die Gedenkstätte Buchen-
wald neu gestaltet. Sie enthält viele Aus-
stellungen zur Geschichte des Konzentra-
tionslagers. Eine kompetente Führung 
durch die Gedenkstätte fand statt. Der 
Besuch der Ausstellungen zum Konzen-
trationslager schloss diesen doch sehr 
bedrückenden Teil der Studienfahrt ab. 
Am Nachmittag erfolgte eine Stadtfüh-
rung durch die von den Dichtern Goethe 
und Schiller geprägte Stadt Weimar. Bei 
herrlichem Wetter konnten die Teilneh-
mer/innen die Stadt in zwei Gruppen mit 
Stadtführerinnen erkunden und stellten 
dabei fest, dass Weimar eine Reise wert 
ist. Für den Abend war der kulturelle Teil 

der Studienfahrt vorgesehen. Die Teilneh-
mer/innen konnten die Vorprämiere des 
Programmes „Wir gehen flöten! - Das 
Kabarettical“ genießen. Alle haben sich 
sehr gut amüsiert. Als letzter Programm-
punkt der Studienfahrt stand am nächsten 
Tag eine Stadtführung durch die Erfurter 
Altstadt auf dem Programm. Die Gruppe 
wurde von einem sehr kompetenten Gäs-
teführer, einem ehemaligen Historiker, 
begleitet. Nach einer Fahrt mit dem Bus 
durch die Stadtteile schloss sich eine 
Führung durch die Altstadt an. Bei herrli-
chem, frühlingshaftem Wetter konnten die 
Teilnehmer/innen die Altstadt erkunden. 
Der Domplatz, die hübschen Gassen mit 
Restaurants und Cafe´s und die einmali-
ge Krämerbrücke standen auf dem Pro-
gramm. Nachdem noch eine Original-
Thüringer-Bratwurst an den Ständen auf 
dem Domplatz genossen wurde, startete 
der Bus wieder um 14.00 Uhr Richtung 
Itzehoe. Gegen 20.00 Uhr traf die Reise-
gruppe wieder in Itzehoe ein. Allen Teil-
nehmern/innen hat die Fahrt wieder sehr 
gut gefallen und die kommunale Familie 
ist weiter zusammengewachsen, was ja 
auch Ziel der Studienfahrt ist. 

Jörg Bucher, Geschäftsführer des SHGT-
Kreisverbandes Steinburg

Studienfahrt des SHGT-Kreisverbandes 
Steinburg nach Thüringen
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Das Projekt „BlütenReich Schleswig-
Holstein“ des Schleswig-Holsteinischen 
Heimatbundes hat es sich zum Ziel ge-
setzt, in den Naturparken Schleswig-Hol-
steins mithilfe einiger Partnergemeinden 
Impulse für mehr Artenvielfalt blütenbesu-
chender Insekten zu setzen. Gute Bei-
spiele sollen in die Öffentlichkeit getragen 
werden und so andere Akteure anregen, 
ähnliche Maßnahmen zu initiieren. „Blü-
tenReich Schleswig-Holstein“ möchte Ak-
teure miteinander vernetzen und den 
fachlichen Austausch fördern. 
Im Rahmen des Projektes führt der 
Schleswig-Holsteinische Heimatbund ge-
meinsam mit dem Schleswig-Holsteini-
schen Gemeindetag, dem Landesver-
band der Lohnunternehmer Schleswig-
Holstein und dem Landesnaturschutzbe-

„Tag der Insekten“ am 27.06.2019 
in Aukrug

auftragten Prof. Dr. Holger Gerth eine 
Informationsveranstaltung zur insekten-
freundlichen Pflege von Grünflächen im 
Siedlungsbereich durch. Eingeladen sind 
Bürgermeister, Mitarbeiter in den Verwal-
tungen und Bauhofmitarbeiter, die in ih-
rem Wirkungsbereich etwas gegen den 
Rückgang der Artenvielfalt unternehmen 
möchten. Nach einem Einleitungsvortrag 
der Staatssekretärin Dr. Dorit Kuhnt infor-
mieren vormittags weitere fachkundige 
Referenten über praxisrelevante Themen. 
Nach der Mittagspause werden Maschi-
nen demonstriert, die zur Umsetzung 
insektenfreundlicher Pflege von Grünflä-
chen eingesetzt werden können. Eine 
Exkursion zu örtlichen Blühflächen mit 
Entdeckung der vorhandenen Arten run-
det die Veranstaltung ab.

Vorträge am Vormittag: „Was macht das 
Land gegen das Insektensterben?“, „Hin-
tergründe zum Insektenrückgang & Hilfs-
möglichkeiten zur Förderung blütenbesu-
chender Insekten“, „Lebensraum Knick – 
Chance für Blütenbesucher und Insekten-
vielfalt“, „Schleswig-Holstein blüht auf“, 
„Vorbereitung und Pflege von Blühflächen 
und naturnahen Flächen“ und „Flächen-
pflege ohne chemischen Pflanzenschutz“
Die Veranstaltung findet am 27.06.2019 
von 9:30 - 15:30 Uhr im ehemaligen 
Amtsgebäude in der Bargfelder Straße 
10 in 24613 Aukrug sowie nachmittags in 
angrenzenden Exkursionszielen statt. Ein 
Teilnahmebeitrag von 10 � wird vor Ort er-
hoben, in dem Beitrag sind die Kosten für 
die Verpflegung eingeschlossen. Eine An-
meldung bis zum 14.06.2019 bei Anna 
Cohrs unter a.cohrs@heimatbund.de ist 
erforderlich. Für inhaltliche Rückfragen 
steht Frau Cohrs (T: 0431/9838416) eben-
falls zur Verfügung.
Mehr Informationen zum Projekt gibt es 
unter: https://www.bienenreich-sh.de/
bluetenreich/

Infothek

Ergebnisse Steuerschätzung
In diesem Jahr werden sich die Steuerein-
nahmen voraussichtlich auf 794 Mrd. Euro 
belaufen. Davon entfallen auf die ge-
meindliche Ebene 113,6 Mrd. Euro. Im 
Vergleich zur Oktober-Schätzung 2018 
fällt das Ergebnis für den Zeitraum bis 
2023 insgesamt um rund 124 Mrd. Euro 
geringer aus. Die Gemeinden müssen im 
selben Zeitraum mit geringeren Mehrein-
nahmen in Höhe von 23,4 Mrd. Euro kal-
kulieren. Die Zeiten deutlich steigender 
Steuereinnahmen sind endgültig vorbei. 
Eine Neuausrichtung der Investitions- und 
Sozialpolitik ist daher notwendig.
Vom 7. bis 9. Mai 2019 kam der Arbeits-
kreis Steuerschätzungen in Kiel zu seiner 
155. Sitzung zusammen. Die Steuer-
schätzer sehen insgesamt eine deutliche 
Verlangsamung des Steuerwachstums.
In diesem Jahr werden sich die Steuerein-
nahmen voraussichtlich auf 793,7 Mrd. 
Euro belaufen (+2,3 %), 2020 wird mit 
einer Steigerung in Höhe von 3,1 Prozent 
auf 818,0 Mrd. Euro gerechnet. Im Ver-
gleich zur Steuerschätzung vom Oktober 
2018 fällt das Steuerwachstum aufgrund 
von Steuerrechtsänderungen (insb. Fami-
lienentlastungsgesetz) und vor allem 
eines geringeren Wirtschaftswachstums 
aber deutlich geringer aus. Für den Zeit-
raum von 2019 bis 2023 müssen Bund, 
Länder und Kommunen mit um insgesamt 
124,3 Mrd. Euro geringeren Mehreinnah-
men rechnen. Hinsichtlich der rückläufi-

gen Wachstumsraten sei darauf hinge-
wiesen, dass diese nicht bedeuten, dass 
wir uns in einer Rezession befinden. Für 
die Steuerschätzung ist vor allem auch die 
Entwicklung des nominalen Bruttoinland-
produktes relevant, für 2019 werden hier 
2,8 Prozent und für das kommende Jahr 
3,5 Prozent erwartet. Dies ist insbesonde-
re für dieses Jahr zwar deutlich weniger 
als bei der letzten Steuerschätzung ange-
nommen, doch befinden wir uns aus 
konjunktureller Sicht mit diesen Wachs-
tumszahlen in einer Normallage. 
Die Städte und Gemeinden können in 
diesem Jahr ein Steueraufkommen in 
Höhe von 113,6 Mrd. Euro (+2,1 %) er-
warten. Im kommenden Jahr wird mit 
118,3 Mrd. Euro (+4,1 %) gerechnet. Für 
2021 (122,8 Mrd. �), 2022 (127,0 Mrd. �) 
und 2023 (131,4 Mrd. �) wird ebenfalls 
von steigenden gemeindlichen Steuerein-
nahmen ausgegangen. Allerdings fallen 
die Mehreinnahmen im Vergleich zur 
Herbst-Schätzung für den Zeitraum bis 
zum Jahr 2023 um insgesamt 23,4 Mrd. 
Euro geringer aus. 
Das gesamte Gewerbesteueraufkommen 
wird in diesem Jahr voraussichtlich um 1,5 
Prozent auf 55,0 Mrd. Euro zurückgehen 
und im kommenden Jahr nur minimal um 
0,4 Prozent ansteigen. Maßgeblich hierfür 
sind die konjunkturelle Entwicklung und 
Auswirkungen früherer Steuerrechtsän-
derungen. Dass die Entwicklung beim 
Netto-Gewerbesteueraufkommen in die-

sem Jahr konstant bleibt und im kommen-
den Jahr deutlich anzieht, ist auf das Aus-
laufen des erhöhten Landesvervielfälti-
gers bei der Gewerbesteuerumlage zur 
Beteiligung der Gemeinden an den Kos-
ten der Wiedervereinigung (Umlage zur 
Finanzierung „Fonds Deutsche Einheit“ 
[Dezember 2018] und Solidarpakt-Um-
lage [Ende 2019]) zurückzuführen. 2019 
können die Gemeinden insgesamt mit 
46,76 Mrd. Euro rechnen, 2020 werden es 
dann 50,37 Mrd. Euro sein. 
Bei der Grundsteuer B geht der Arbeits-
kreis Steuerschätzungen für dieses Jahr 
von einer Steigerung um 1,3 Prozent auf 
rund 13,975 Mrd. Euro aus. Für die kom-
menden Jahre wird ein Aufwuchs zwi-
schen 0,9 und 1,1 Prozent erwartet. Hin-
gewiesen sei darauf, dass die Schätzung 
der Grundsteuer unter der Annahme 
erfolgte, dass der Gesetzgeber die vom 
Bundesverfassungsgericht gesetzte Frist 
zur legislativen Neuregelung bis Ende 
dieses Jahres einhalten wird.

Anmerkung des DStGB 
Nach Auffassung des Deutschen Städte- 
und Gemeindebundes zeigt die jüngste 
Steuerschätzung, dass die Erwartung, die 
Hochkonjunktur würde immer weiter an-
halten und dementsprechend auch die 
Steuereinnahmen immer weiter steigen, 
endgültig nicht mehr gerechtfertigt ist. Die 
geringen gemeindlichen Mehreinnahmen 
für die kommenden Jahr in Höhe von 23,4 
Mrd. Euro im Vergleich zur Herbst-
Steuerschätzung sind beachtlich und zei-
gen, dass kein Spielraum für Steuersen-
kungen besteht. Dennoch gilt auch fest-
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zuhalten, dass wir noch immer ein Steuer-
wachstum und keineswegs in der Summe 
rückläufige Steuereinnahmen haben.  
Das verlangsamte Steuerwachstum ist 
allerdings schon ein klares Signal, dass 
wir auch in der Finanz- und Ausgabenpoli-
tik viel deutlicher auf Sicht fahren müssen. 
Das gilt umso mehr, als Deutschland als 
Export-Nation sehr stark von der Weltwirt-
schaft und den damit verbundenen Krisen 
abhängig ist. 
Eine Neuausrichtung der Investitions- und 
Sozialpolitik ist daher notwendig. Nach-
dem bereits ein Großteil der Ausgaben 
von Bund und Kommunen für soziale 
Leistungen aufgewendet wird, müssen 
wir verstärkt darauf achten, dass der 
Sozialstaat zukunftsfest bleibt und die 
Ausgaben nicht immer weiter ungebremst 
steigen. Dies gilt auch deshalb, weil wir 
als Kommunen einen riesigen Investi-
tionsrückstand von 159 Mrd. Euro vor uns 
herschieben. Gerade dies wird immer 
mehr Bürgerinnen und Bürgern zum 
Ärgernis und beeinträchtigt mit verfallen-
den Schulen, geschlossenen Schwimm-
bädern, Schlaglöchern auf den Straßen 
und fehlenden zusätzlichen Kindertages-
stätten sowie einem bei weiten nicht flä-
chendeckenden leistungsfähigem Breit-
bandnetz das Leben der Menschen und 
auch den Erfolg unserer Wirtschaft. 
Die 156. Sitzung des AK Steuerschätzun-
gen wird voraussichtlich vom 28. bis zum 
30. Oktober 2019 in Stuttgart stattfinden.

Die Ergebnisse der Steuerschätzung kön-
nen hier abgerufen werden: www.bundes-
finanzministerium.de 

Schleswig-Holsteinischer 
Bürgerpreis 2019 
– Bewerbungen oder Vorschläge 
können ab sofort eingereicht werden 
Schleswig-Holsteins größter Ehrenamts-
preis fokussiert sich im Jahr 2019 in den 
Kategorien „U27“ und „Alltagshelden“ auf 
den Sport – zum zweiten Mal wird der 
Demokratiepreis verliehen.
Sport ist herausfordernd. Sport ist per-
sönlich. Sport ist emotional. Sportlich, 
menschlich, bewegend engagieren sich 
Menschen füreinander, bilden Gruppen, 
organisieren Veranstaltungen und Turnie-
re und stiften Gemeinschaft überall im 
Land. Sport leistet damit einen großen 
Beitrag für Verständnis, Akzeptanz und 
Respekt in der Gesellschaft. Fairness und 
Teamgeist unterstreichen die integrative 
Kraft des Sports. Das Motto „Sportlich. 
Menschlich. Bewegend.“ richtet sich an 
Menschen, Vereine, Mannschaften, Pro-
jekte, Initiativen, Gruppen oder Teams, die 
herausragende Arbeit mit, durch und für 
den Sport leisten. 
Im landesweiten Wettbewerb können sich 
die Nominierten und Preisträger/innen 
über Geldpreise und ein Filmportrait ihres 
Projekts freuen. Insgesamt werden Sach- 
und Geldpreise mit einem Gesamtwert 

von 32.500 Euro vergeben. Im August 
wählen die Jurys die Nominierten und 
Preisträger/innen aus. 
Die Bewerbungsunterlagen und Informa-
tionen rund um den 16. Schleswig-
Holsteinischen Bürgerpreis sind unter 
www.buergerpreis-schleswig-holstein.de 
verfügbar. Bis zum 30. Juni können sich 
ehrenamtlich Engagierte in diesen Kate-
gorien unter dem Motto „Sportlich. 
Menschlich. Bewegend.“ bewerben oder 
andere dafür vorschlagen.

Termine:

04.06.2019: 
Zweckverbandsausschuss des 
SHGT

05.06.2019: 
12. Breitbandforum Schleswig-
Holstein

12.06.2019: 
Fachtagung Korruptionsprävention 
in Bordesholm

19.06.2019: 
Landesvorstand des SHGT

19.06.2019: 
Parlamentarischer Abend der 
Kommunalen Landesverbände

Gemeinden und ihre Feuerwehr

Jugendfeuerwehren mit Mitgliederrekord

Die Jugendfeuerwehren in Schleswig-
Holstein boomen weiterhin. Im Rahmen 
der Landes-Jugendfeuerwehrversamm-
lung in Ellerhoop (Kreis Pinneberg) wurde 
Bilanz des letzten Jahres gezogen. Lan-
des-Jugendfeuerwehrwart Dirk Tschech-
ne berichtete, dass die Nachwuchsorga-
nisation der Feuerwehr ihren Mitglieder-
stand auf ein Rekordhoch von 9877 Ju-
gendlichen (Vorjahr 9686) schrauben 
konnte. Der Anteil der Mädchen stieg 
ebenfalls auf 2841 (Vorjahr 2789).
Die Jugendlichen im Alter von 10 bis 18 
Jahren werden derzeit in 439 Jugend-
gruppen auf den späteren Einsatzdienst 
vorbereitet und absolvieren eine bunte 
Palette an Feuerwehrtechnik und allge-
meiner Jugendarbeit. Erfreulich sind z.B. 
auch 2476 (2048) Neueintritte und 554 
(564) Übertritte in die Einsatzabteilungen 

der Feuerwehren. Noch nicht Bestandteil 
der Statistik sind die inzwischen zahlreich 
vorhandenen Kinderfeuerwehren, in de-
nen bereits ab 6 Jahren spielerisch auf die 
spätere Feuerwehrtätigkeit hingearbeitet 
wird. Diese Zahlen werden erst ab 2020 
erfasst, da das System noch im Aufbau ist. 
„Jugendfeuerwehren sind ein toller Mix an 
Feuerwehrtätigkeit und vielen spannen-
den Freizeitaktivitäten gepaart mit der 
Vermittlung gesellschaftlicher Verantwor-
tung“, begründet Tschechne die Attraktivi-
tät des viertgrößten Jugendverbandes 
des Landes. So befassen sich die Ju-
gendfeuerwehren verstärkt mit Demokra-
tieprojekten oder der Integration junger 
Geflüchteter.“ Auch Mitgliederbindeaktio-
nen wie „JF macht Schule“ oder die vom 
Hansa-Park geförderte Aktion „Bleib da-
bei“ tragen zur positiven Entwicklung bei.

Innenminister Hans-Joachim Grote un-
terstützte diese Aussage: „Mitmachen in 
den Jugendfeuerwehren bedeutet noch 
viel mehr als Nachwuchssicherung: Jun-
ge Menschen lernen, sich für die Gesell-
schaft einzusetzen, wenn Not am Mann 
ist. Das Erlebnis dieses Zusammenhaltes, 
das Bewusstsein und das Vertrauen, dass 
auch in schwierigen Situationen sich jeder 
auf jeden verlassen kann - dies alles sind 
Erfahrungen, die die Persönlichkeitsent-
wicklung unserer Jungen und Mädchen in 
den Jugendfeuerwehren prägen und die 
für ihr ganzes Leben mitbestimmend sein 
können. Dass sich die Mitgliederzahlen so 
positiv entwickelt haben, freut mich sehr.“ 
Auch Landesbrandmeister Frank Hom-
rich freut sich über die steigenden Mitglie-
derzahlen: „Es lohnt sich, Zeit, Engage-
ment, Idealismus und auch Geld zu inves-
tieren, um die Angebotspalette der Ju-
gendfeuerwehren zeitgemäß modern und 
immer wieder neu aufzulegen. Diese Er-
folgsstory ist in erster Linie ein Verdienst 
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Mitteilungen des DStGB

der vielen ehrenamtlichen Jugendfeuer-
wehrwarte und -wartinnen und deren Be-
treuerteams.“ 
Dass die ehrenamtliche Arbeit auf der Ver-
bandsebene der schleswig-holsteini-
schen Jugendfeuerwehr durchaus attrak-

tiv ist, belegt die Tatsache, dass alle zu 
wählenden Funktionen mit qualifizierten 
Bewerbern besetzt werden konnten. So 
wurde Rüdiger König aus Lütjenburg 
(Kreis Plön) als einer von zwei stellvertre-
tenden Landes-Jugendfeuerwehrwarten 

wiedergewählt. Eine Wiederwahl gab es 
auch für Imke Klotzbücher (Wacken), die 
als Fachbereichsleiterin „Bildung“ im Lehr-
gangswesen tätig ist.

Quelle: Newsletter LFV SH

„Der Deutsche Städte- und Gemeinde-
bund appelliert ein Jahr nach dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichtes zur 
Grundsteuer, endlich Handlungsfähigkeit 
zu beweisen und die notwendige Reform-
gesetzgebung zu beschleunigen. Die 
Politik muss die Verantwortung für die 
Sicherung einer handlungsfähigen öffent-
lichen Hand tragen, das muss vor einem 
Parteienstreit stehen. Die Große Koalition 
und die Länder müssen JETZT dieser Ver-
antwortung entsprechen. Wir fordern un-
verzüglich die Vorlage eines Gesetzesent-
wurfs des Bundes für die Grundsteuerre-
form und dessen Umsetzung“. Am 10. 
April jährte sich die Verkündung der Ent-
scheidung des Bundesverfassungsge-
richts (BVerfG) zur Verfassungswidrigkeit 
der Grundsteuer und der dem Gesetzge-
ber gesetzten Frist, bis Ende 2019 eine 
Neuregelung zu schaffen. Nachdem mehr 
als ein Jahr verstrichen ist, können Bund 
und Länder bislang keine Ergebnisse vor-
weisen.
Länder und Bund sind in der Pflicht, das 
Grundsteueraufkommen von 14 Milliar-

den im Jahr für die kommunale Selbstver-
waltung zu sichern. Nur bei einer Siche-
rung dieser Mittel können wir in den Städ-
ten und Gemeinden dringend nötige Zu-
kunfts-Investitionen tätigen und hochwer-
tige Dienstleistungen für Bürger und Wirt-
schaft erbringen. Die Kommunen brau-
chen Planungssicherheit zur Sicherung 
ihrer Handlungsfähigkeit.“ Bürgerschaft 
und Wirtschaft erwarten zu Recht unter 
anderem mehr Bildung, mehr Betreuung 
und mehr Investitionen in den Kommu-
nen. Dafür müssen diese aber auch aus-
kömmlich finanziert werden.
Gerade in finanzschwachen Gemeinden 
werden ohne eine zügige Reform buch-
stäblich die Lichter ausgehen. Die Grund-
steuer muss wieder gerecht, nachvoll-
ziehbar und transparent werden. Die 
Grundsteuer ist für die Gemeinden eine 
wichtige und gute Steuer, weil sie den He-
besatz festlegen können und die Einnah-
men vor Ort wieder voll investiert werden. 
Dafür gibt es Akzeptanz beim Bürger und 
der Wirtschaft, diese darf nicht vertan 
werden. Und in Summe wird die Grund-

steuerreform aufkommensneutral sein, 
die Städte und Gemeinden werden die 
Reform nicht für eine Steuererhöhung nut-
zen! Die Belastung durch die Grundsteuer 
gehört zu den niedrigsten Steuerbela-
stungen überhaupt, sie liegt im Schnitt für 
einen Bürger bei unter 20,00 Euro im Mo-
nat.
Etwaige Öffnungsklauseln für die Bundes-
länder bei der Grundbesteuerung könn-
ten ermöglicht werden, soweit diese ver-
fassungsrechtlich zulässig sind. Voraus-
setzung für diese ist aber zuerst ein neues 
Bundesgesetz, das die Länder dann in 
einem zulässigen Rahmen ausschöpfen 
könnten. Bisher fordert lediglich Bayern 
eine Öffnungsklausel. Wir halten eine 
bundeseinheitliche Regelung für deutlich 
besser geeignet. 
Andererseits muss der gordische Knoten 
endlich durchschlagen werden. Mit einer 
Öffnungsklausel würde es wahrscheinlich 
in Bayern eine niedrigere Grundsteuerbe-
lastung geben als in anderen Bundeslän-
dern. Das ist allerdings auch bei der 
Grunderwerbssteuer, die in Bayern etwa 
bei 3,5 Prozent und in Berlin bei 6 Prozent 
liegt, ebenfalls der Fall. Zudem wird eine 
Öffnungsklausel für ein Land, das davon 
Gebrauch macht, erhebliche zusätzliche 
Bürokratiekosten verursachen. Bei einer 
bundeseinheitlichen Handhabung könnte 
eine einheitliche Software und eine einheit-
liche digitale Administration dieser Steuer 
das Verfahren deutlich vereinfachen.“

Statement: Grundsteuerstreit muss 
ein Ende haben

Statement von DStGB-Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd Landsberg für das 
Korrespondentenbüro Herholz vom 03.05.2019

Weeze, den 10. Mai 2019 

Für Europa muss man 
aufstehen & wählen 
Weezer Europapolitische Deklaration verabschiedet 

Der 12. Gemeinsame Europatag des 
Deutschen Städte- und Gemeindebun-
des und des Österreichischen Gemeinde-
bundes tagte auf Einladung des Weezer 

Bürgermeisters Ulrich Francken am 09. 
und 10. Mai 2019 in Weeze. Pünktlich zum 
Europatag und im Vorfeld der Europawah-
len am 26. Mai. Zu Gast waren auch Ver-

treter niederländischer Kommunen aus 
dem Grenzraum. 
Insbesondere im Hinblick auf die Euro-
pawahlen und die Neuwahl der Europäi-
schen Kommission im Herbst diesen 
Jahres wurde dabei einstimmig die Wee-
zer Europapolitische Deklaration der 
Städte und Gemeinden verabschiedet. 
„Für Europa muss man aufstehen und Ge-
sicht zeigen", so der Vorsitzende des 
DStGB-Europaausschusses Amtsdirek-
tor Rainer Jürgensen, Bürgermeister 
Ulrich Francken und Präsident Alfred 
Riedl vom Österreichischen Gemeinde-
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bund. „Nehmen Sie Ihr Wahlrecht an den 
Europawahlen wahr und machen Sie mit 
bei Europa!", so die Spitzen der Kommu-
nalverbände aus Österreich und Deutsch-
land bei der Tagung in Weeze. 
In der Weezer Europapolitischen Dekla-
ration wird betont: 
Europa ist für uns alle nicht nur Garant für 
Wachstum, Wohlstand und Stabilität, son-
dern vor allem – und nicht zu vergessen – 
für Frieden. Wir brauchen eine EU, die sich 
den Menschen erklärt, ihre Vorteile, ihren 
Nutzen und ihre Unverzichtbarkeit über-
zeugend darlegt und aufzeigt. Dazu be-
darf es einer echten und fairen europäi-
schen Partnerschaft aller öffentlichen Ebe-
nen: der EU, der Mitgliedstaaten, der 
Länder und Regionen und nicht zuletzt der 
Städte und Gemeinden. Nur dann wird es 
Populisten mit ihren einfachen Parolen 
nicht mehr gelingen, Menschen gegen 
Europa in Bewegung zu bringen. 
Die beiden Kommunalverbände wurden 
hier durch die Grußworte des Ministers für 
Bundes- und Europaangelegenheiten 
des Landes Nordrhein-Westfalen, Dr. 
Stephan Holthoff-Pförtner, sowie des 
Commissaris van de Koning der Provinz 
Limburg, Theo Bovens (NL), ausdrücklich 
unterstützt. 
Gerade die grenzüberschreitende Zu-
sammenarbeit und Städtepartnerschafts-

bewegung kann die Menschen für Europa 
begeistern. Zur Stärkung dieser Partner-
schaften sollte es daher zu einer großzügi-
geren und einfacheren Förderung der 
Aktivitäten kommen. Wie das? Mit einem 
Euro pro Einwohner im Jahr aus dem 
Haushalt der EU, fordern die Kommunen 
hierzu finanzielle und ideelle Unterstüt-
zung. Was eines der Kernpolitikbereiche 
der Europäischen Union, die Binnen-
marktpolitik betrifft, so spricht sich die 
Erklärung für die Beibehaltung des öffent-
lichen Systems der Daseinsvorsorge aus 
(Wasserversorgung, ÖPNV). Die EU-Po-
litik „muss akzeptieren, dass kommunale 
Daseinsvorsorge kein Hindernis für einen 
erfolgreichen EU-Binnenmarkt ist, son-
dern dessen Voraussetzung". Ferner spre-
chen sich die Städte und Gemeinden für 
eine zügige Umsetzung der angestrebten 
EU-Asyl- und Migrationspolitik aus und 
unterstützen die EU darin, den EU-weiten 
Grenzschutz zu stärken, den betroffenen 
Nationalstaaten bei der Integration von 
anerkannten Flüchtlingen zu helfen sowie 
den Migrationsdruck durch eine Ausbil-
dungsoffensive für Migranten mit Rück-
kehrverpflichtung zu vermindern. 
Weiterer Schwerpunkt der Tagung war die 
Grenzüberschreitende Zusammenarbeit. 
Hierzu stellte der Vorsitzende der Euregio 
Rhein-Waal, Bürgermeister Ulrich Fran-

cken, die aktuellen Themen, Inhalte und 
Projekte der grenzüberschreitenden Zu-
sammenarbeit vor. 
Zur Arbeit des Kongresses der Gemein-
den und Regionen Europas beim Europa-
rat berichteten kommunale Delegierte. 
Aus der Sicht des Landes berichtete der 
KGRE-Delegierte des Landes NRW, Dr. 
Günther J. Bergmann, MdL von der Arbeit 
in diesem Gremium. 
Die Grundsteuerreform, der Breitbandaus-
bau und das ernste Problem der Gewalt 
und Gewaltandrohungen gegen Bürger-
meister-/innen und kommunale Man-
datsträger-/innen waren weitere Themen 
des deutsch-österreichischen kommu-
nalen Austausches in Weeze. 

Österreichischer Gemeindebund 
Löwelstraße 6, A 1010 Wien 
Telefon: +43 1 512 14 80 
Telefax: +43 1 512 14 80-72 
oesterreichischer@gemeindebund.gv.at 
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Deutscher Städte- und Gemeindebund 
Marienstr. 6, D 12207 Berlin 
Telefon: +49 30 77307 0 
Telefax: +49 30 77307 222 
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www.dstgb.de 

Pressemitteilung

„Das Land muss die Finanzierung der 
Kommunen über den Finanzausgleich 
deutlich anheben. Benötigt werden laut 
Gutachten mindestens 100 Mio. Euro mehr 
als bisher“, forderte Thomas Schreit-
müller, Bürgermeister der Gemeinde 
Barsbüttel und Vorsitzender des Schles-
wig-Holsteinischen Gemeindetages als 
Konsequenz aus dem aktuellen FAG-
Gutachten. So habe der Gutachter dar-
gelegt, dass die notwendigen Bedarfe der 
Kommunen um 14 Prozent über den ge-
leisteten Ausgaben liegen. Derzeit seien 
die Kommunen deutlich schlechter ge-
stellt als das Land. 

„Mit dem nun vorgelegten Gutachten ist 
der wissenschaftliche Nachweis erbracht 
worden, dass die Kommunen in Schles-
wig-Holstein seit Jahren unterfinanziert 
sind. Nicht zuletzt daraus resultiert ein 
enormer Nachholbedarf, die öffentlichen 
Infrastruktureinrichtungen zu sanieren und 
den Unterhaltungsstau abzubauen“, äu-
ßerte sich der Vorsitzende des Städteta-
ges Schleswig-Holstein, Kiels Oberbür-
germeister Ulf Kämpfer. Die Gutachter 
schlagen deshalb eine signifikante Er-
höhung der Finanzausgleichsleistungen 
zugunsten der kommunalen Familie vor. 
„Wir haben jetzt schwarz auf weiß, dass 

Arbeitsgemeinschaft der Kommunalen Landesverbände 
Kiel, 14. Mai 2019 

Gutachten zum kommunalen 
Finanzausgleich bestätigt: Kommunen 
über Jahre unterfinanziert 
Kommunen fordern deutliche Verbesserung ihrer Finanzausstattung 

sich das Land über Jahre zu Lasten der 
Kommunen finanziell besser gestellt hat“, 
sagte der Vorsitzende des Städtebundes 
Schleswig-Holstein, Eckernfördes Bür-
germeister Jörg Sibbel. Bemerkenswert 
sei, dass die von den Gutachtern vorge-
schlagene Erhöhung der Finanzaus-
gleichsmasse in etwa der Summe ent-
spreche, um die der kommunale Finanz-
ausgleich seit 2007 jährlich als Beitrag zur 
Sanierung des Landeshaushalts gekürzt 
wurde. 
In den kommenden Wochen und Monaten 
werden Land und Kommunen intensiv die 
Umsetzung des Gutachtens erörtern. „Wir 
erwarten, dass das Land den Gutachten-
ergebnissen Rechnung trägt und die Mit-
tel für die Kommunen deutlich aufstockt“, 
äußerte der Vorsitzende des Schleswig-
Holsteinischen Landkreistages, Osthol-
steins Landrat Reinhard Sager. Dabei 
müsse auch darüber gesprochen werden, 
wie die langjährige Unterfinanzierung der 
Kommunen schnell abgebaut werden 
könnte. 
Ziel müsse sein, den Vorgaben des Lan-
desverfassungsgerichts zu entsprechen 
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und zum Jahr 2021 einen verfassungs-
konformen Finanzausgleich umzusetzen. 
„Das Gericht hat die Gleichrangigkeit von 
kommunalen Aufgaben und Landesauf-
gaben betont. Wir können uns kaum vor-
stellen, dass ein Finanzausgleich, der 
auch in der Zukunft ein Ungleichgewicht 
bei der Ausfinanzierung der Aufgaben zu 
Lasten der Kommunen hat, diesen Vor-
gaben entspricht“, waren sich die Vorsit-
zenden der Kommunalen Landesverbän-
de einig. 

Zentrales Element für die Finanzbezie-
hungen zwischen Land und Kommunen 
ist der kommunale Finanzausgleich. Das 
Schleswig-Holsteinische Landesverfas-
sungsgericht hatte Anfang 2017 das zum 
Jahr 2015 reformierte Finanzausgleichs-
gesetz in Teilen für verfassungswidrig 
erklärt. Hauptkritikpunkt des Verfassungs-
gerichts war die fehlende Ermittlung der 
Finanzbedarfe für die Kommunen, aber 
auch für das Land. 
Im Sommer 2018 hat das Innenministeri-

um im Einvernehmen mit den Kommuna-
len Landesverbänden das Finanzwissen-
schaftliche Forschungsinstitut an der Uni-
versität zu Köln (FiFo Köln) und das 
Planungsbüro Gertz Gutsche Rümenapp 
aus Hamburg mit der Erstellung eines 
finanzwissenschaftlichen Gutachtens be-
auftragt, um die Finanzbedarfe von Land 
und Kommunen zu ermitteln. 

Buchbesprechungen
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Die vorliegende (nicht einzeln erhältliche) 
554. Nachlieferung (Oktober 2018, 
Preis � 79,90) enthält:

B 1 SH- Gemeindeordnung für Schles-
wig-Holstein (Gemeindeordnung- GO)
Dr. Reimer Bracker †, Ministerialdirigent a. 
D., Dr. Hartmut Borchert, Geschäftsführer 
beim Schl.-Holst. Gemeindetag a. D., 
Klaus-Dieter Dehn, Kommunalberater und 
zuvor Stellv. Geschäftsführer des Schl.-
Holst. Landkreistages, Gerd Lütje, Bürger-
meister a. D., Dr. Kurt-Friedrich von Scheli-
ha, Ministerialdirigent a. D., Prof. Dr. Utz 
Schliesky, Direktor des Schleswig-Hol-
steinischen Landtages und Geschäftsfüh-
rendes Vorstandsmitglied des Lorenz von 
Stein Instituts für Verwaltungswissenschaf-
ten an der Christian-Albrechts-Universität 
zu Kiel, Dr. Joachim Schwind, Beigeordne-
ter des Niedersächsischen Landkreistags, 
Dietrich Sprenger, Stellvertretender Ge-
schäftsführer des Städteverbandes Schl.-
Holst. a. D., Jochen von Allwörden, Ge-
schäftsführendes Vorstandsmitglied des 
Städteverbandes Schl.-Holst., Prof. Dr. 
Marcus Arndt, Rechtsanwalt in Kiel, Jörg 

Bülow, Geschäftsführendes Vorstandsmit-
glied des Schl.-Holst. Gemeindetags, 
Jochen Nielsen, Dipl.-Verwaltungswirt, 
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied, 
Frank Dieckmann, Dipl. Volkswirt, Haupt-
koordinator des Innovationsrings Neues 
Kommunales Rechnungswesen Schl.-
Holst., Marc Ziertmann, Ass. jur., Dipl.-
Verwaltungswirt,  Stellv. Geschäftsführer 
beim Städteverband Schl.-Holst., Bern-
hard Schmaal, Stadtoberinspektor. Pro-
jektbeauftragter Doppik bei der Stadt 
Quickborn, Dr. Sönke E. Schulz, Ge-
schäftsführendes Vorstandsmitglied des 
Schleswig-Holsteinischen Landkreista-
ges, Gabriele Anhalt, Ministerialrätin, Lan-
desrechnungshof Schleswig-Holstein, 
Frank Husvogt, Ltd. Verwaltungsdirektor, 
Leiter des Rechtsamts der Landeshaupt-
stadt Kiel, Dr. Jakob Tischer. Ass. iur., 
Lorenz-von-Stein-Institut für Verwaltungs-
wissenschaften an der Christian-Al-
brechts-Universität zu Kiel, Dr. Thilo Rohlfs, 
Kreisverwaltungsdirektor. Fachbereichslei-
ter Umwelt Kommunal- und Ordnungswe-
sen, Kreis Rendsburg-Eckern-förde, Thor-
sten lngo Wolf, Justitiar beim Kreis Sege-
berg, Saskia Habelt, Regierungsdirektorin 
beim Landesrechnungshof Schleswig-
Holstein, Kiel, Dr. Achmed EI Bureiasi, 
Hochschullehrer an der FH für Verwaltung 
und Dienstleistung in Altenholz

Inhalt dieser Lieferung sind die Überarbei-
tungen zu den Kommentierungen der §§ 
27-31, 31 a, 32-37, 39, 40, 40 a, 41, 43, 45, 
45b, 45c, 46,47 GO aus dem Fünften Teil 
(Verwaltung der Gemeinde) des 1. Ab-
schnitts (Gemeindevertretung). 
Darüber hinaus wurden die aktuellen Kom-
mentierungen zu den §§ 3, 95c, 95h, 95k, 
95o und die §§ 97, 99 GO eingestellt.

C 17a SH- Gesetz über die 
Mitbestimmung der Personalräte 
(Mitbestimmungsgesetz Schleswig-
Holstein - MBG Schl.-H)
Von Malte Hübner-Berger, Ministerialrat a. 

D., bearbeitet von Prof. Dr. Thomas Weiß, 
Fachanwalt für Arbeitsrecht, Lehrbeauf-
tragter an der Fachhochschule Kiel, Wulf 
Benning, Vizepräsident des Landesar-
beitsgerichts Schleswig-Holstein und 
Reinhard Warnecke, Ministerialrat

Die aktuelle Lieferung berücksichtigt 
hauptsächlich die Fortentwicklung der 
Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts, des Bundesarbeitsgerichts 
und weitere obergerichtliche Entschei-
dungen in Personalvertretungsangele-
genheiten mit der Kommentierung der §§ 
1, 2, 9, 15, 16 - 27, 36, 47, 49, 51, 52, 54, 
57, 59, 60, 61, 65, 66, 83, 88 MBG Schl.-H.

Jochen Schneider
Datenschutz

Verlag C.H.BECK
2. Auflage, 2019,Buch. 372 Seiten Soft-
cover, Format (B x L): 14,1 x 22,4 cm 
Gewicht: 542 g
Bezugspreis: 29,80 Euro
ISBN: 978-3-406-72861-7 

Die Datenschutz-Grundverordnung ist in 
Kraft, auch die deutsche Umsetzung ist 
bereits wirksam: Betriebliche Datenschutz-
Konzepte müssen an die neuen Regelun-
gen angepasst und umgestellt sein.
Welche Vorgaben hierfür gelten und was 
konkret zu tun ist, das beantwortet dieser 
Band.
Topaktuell: Der Titel behandelt die deut-
sche Umsetzungsgesetzgebung, insbe-
sondere was die Stellung des Daten-
schutzbeauftragten und den Schutz von 
Arbeitnehmerdaten betrifft.
Die 2. Auflage beschäftigt sich vor allem 
mit den praktischen Konsequenzen des 
Bundesdatenschutzgesetzes 2018, wel-
ches zwischenzeitlich in Kraft getreten ist.
Einige Themen sind überarbeitet, wie etwa 
die Auftragsdatenverarbeitung. Viele neue 
Tipps und Hinweise ergänzen den Band.




